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Helmut Kohl: 
„Ich finde über- 
haupt, daß — 
trotz aller Pro- 
bleme — die 
deutsche Einheit 
eine Riesen- 
chance eröffnet: 
daß so etwas 
wie Aufbruch- 
stimmung 
herrscht; daß wir 
ausgetretene 
Pfade verlassen 
können, um et- 
was Neues zu 
tun, was noch 
nicht dagewesen 
ist, daß wir uns 
wieder etwas zu- 
trauen, daß wir 
sagen: Wir pak- 
ken es und wir 
schaffen es." 

Angela Merkel und Christine Lieberknecht 
mit großer Mehrheit gewählt 

Nachwahl des stellvertretenden 
Vorsitzenden und eines weiteren 
Mitglieds des Präsidiums 

• Ergebnis der Wahl zum stellvertre- 
tenden Vorsitzenden: 
Vorschlag: Angela Merkel. 
Abgegebene Stimmen 752, ungültige 
Stimmen 1, Enthaltungen 32; ergibt 
gültige Stimmen 719. Die erforderliche 
Mehrheit beträgt 360 Stimmen. 
Es wurden abgegeben: Ja-Stimmen 
621; das entspricht 86,4 Prozent. 

• Ergebnis der Nachwahl zum Präsi- 
dium: 

Vorschlag: Christine Lieberknecht. 

Abgegebene Stimmen 751, ungültige 
Stimmen 2, Enthaltungen 17; gültige 
Stimmen 732. Die erforderliche Mehr- 
heit beträgt 367 Stimmen. 

Es wurden abgegeben: Ja-Stimmen 
694; das entspricht 94,8 Prozent. 

Beide gewählte Damen haben die 
Wahl angenommen. 
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Helmut Kohl: Wir werden auf 
diesem Parteitag die Schwerpunkte 
unserer Politik festlegen 
Ich begrüße von den ausländischen 

Gästen sehr herzlich den Vorsitzen- 
den unserer europäischen Volkspar- 

tei, den belgischen Ministerpräsidenten, 
unseren Freund Wilfried Martens. 
Lieber Wilfried, sei herzlich willkommen. 
Ich will gern einmal vor dem Forum 
Unserer Partei sagen, wie sehr Du uns 
Seholfen hast. Auf dem Weg zur deut- 
schen Einheit war der belgische Minister- 
Präsident ein treuer Freund und Unter- 
stützer, und in den schwierigen Verhand- 
lungen auf dem Weg zum geeinten 
Europa in diesen Tagen in Maastricht 
^ar das wieder so. 
»ch grüße sehr herzlich unseren Freund, 
den schwedischen Ministerpräsidenten 
carl Bildt. 
^r ist seit Jahrzehnten — man sieht ihm 
das nicht an — ein guter Freund der Jun- 
ten Union, des Rings Christlich Demo- 
kratischer Studenten und unserer Partei. 
Wir freuen uns über seinen Wahlsieg. Wir 
^euen uns vor allem darüber, liebe 
freunde, daß wir — wie ich denke — 
'995 Schweden unter seiner Führung in 
der Europäischen Gemeinschaft begrü- 
ßen können. 
jch begrüße sehr herzlich unseren alten 
freund, den Vorsitzenden der Europäi- 
schen Demokratischen Union, unseren 
freund Alois Mock, den Außenminister 
der Republik Österreich. 
j-ieber Alois, herzlichen Dank für Dein 
^ommen und auch für die Freundschaft, 
~*e Du uns oft erwiesen hast. Herzlichen 

.ank — das sage ich gerade in dieser 
J^chtigen Woche im Blick auf ein 

estimmtes Ereignis — für Deinen 

Kampf für die Menschenrechte in der 
Nachbarschaft, in Kroatien, in Jugosla- 
wien. 
Ich begrüße ganz herzlich Jan Bielecki. 
Lieber Freund Bielecki, ich bedanke 
mich bei Ihnen, dem Chef des Liberal- 
Demokratischen Kongresses, vor allem 
auch dafür, was an Gemeinsamkeit in 

Aus der Eröffnungsrede des 
Parteivorsitzenden, Bundes- 
kanzler Helmut Kohl 

Ihrer Zeit als Ministerpräsident möglich 
war. Wir werden nachher Bischof Nossol 
hören. Wir alle wissen — und das wurde 
auch heute morgen im Gottesdienst drü- 
ben in der Kathedrale deutlich:Die Aus- 
söhnung zwischen Deutschland und 
Polen ist eine Voraussetzung für den Frie- 
den in Europa. Ohne die wirkliche Aus- 
söhnung gibt es keinen Frieden in 
Europa. 

Liebe Freunde, auf diesem Parteitag in 
Dresden erinnere ich mich — und sicher- 
lich mit mir viele — noch an den Tag vor 
fast zwei Jahren — am Donnerstag wären 
es genau zwei Jahre —, an die bewegende 
abendliche Kundgebung vor der Ruine 
der Frauenkirche. Nicht nur mir hat sich 
jener 19. Dezember 1989 tief eingeprägt. 

Die Botschaft von Dresden ging damals 
um die Welt. Nicht nur ich, sondern viele 
andere werden nie das Meer von deut- 
schen und sächsischen Fahnen und die 
vielen Spruchbänder „Deutschland, einig 
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Vaterland" und „Wir sind ein Volk" ver- 
gessen. 
Ich habe damals in meiner Rede gesagt: 
„Mein Ziel bleibt, wenn die geschichtli- 
che Stunde es zuläßt, die Einheit unserer 
Nation." Und ich habe hinzugefügt: 
„... ich weiß, daß wir dieses Ziel errei- 
chen können." Liebe Freunde, wir kön- 
nen gemeinsam stolz sein auf das, was 
wir inzwischen erreicht haben. 

Selbst die kühnsten Optimisten 
unter uns hätten sich damals nicht 
träumen lassen, daß wir heute, zwei 
Jahre später, den 2. Parteitag der 
vereinten CDU Deutschlands in 
einem neuen Bundesland, hier in 
Dresden abhalten würden. 

Und deswegen, finde ich, ist es mehr als 
symbolisch, daß ich genau an diesem 
Punkt Lothar de Maiziere begrüße. 
Lieber Lothar de Maiziere,'wir alle wis- 
sen um Ihren Beitrag auf dem Weg zur 
deutschen Einheit in einer Zeit unge- 
wöhnlicher Herausforderungen, schwie- 
rigster Probleme. Der Parteitag hat es 
bezeugt, und ich will es noch einmal wie- 
derholen: Wir danken Ihnen sehr, sehr 
herzlich für diesen Dienst an unserem 
Vaterland. 
Wie hier in Dresden, sind vor zwei Jahren 
in vielen Städten und Regionen der 
damaligen DDR die Menschen zu Zehn- 
tausenden auf die Straße gegangen. Sie 
haben sich gegen die Unterdrückung 
durch das SED-Regime aufgelehnt. Mit 
mutigem Eintreten für Freiheit, Demo- 
kratie und Selbstbestimmung gehörten sie 
ganz entscheidend zu den Wegbereitern 
der deutschen Einheit. 
Ende 1989 gab es sicherlich kaum jeman- 
den, der vorhergesagt hätte, daß weniger 
als ein Jahr später die ersten gesamtdeut- 
schen Bundestagswahlen stattfinden wür- 
den. Und wer sich die Prognosen jener 
Zeit noch einmal vergegenwärtigt, der 

weiß: Es hat auch niemand erwartet, daß 
die Wähler CDU und CSU als eindeutige 
Sieger bestimmen würden. 
Wir haben seit dem letzten Parteitag am 
1. und 2. Oktober 1990 in Hamburg in 
zehn Landesverbänden Wahlkämpfe zu 
bestehen gehabt. In fünf dieser zehn Län- 
der stellen wir den Bürgermeister bzw. 
den Ministerpräsidenten. Wie hier in 
Sachsen, gehören in vier der fünf neuen 
Bundesländer die Ministerpräsidenten 
der CDU an. 
Wir haben in Hessen denkbar knapp ver- 
loren, und schmerzlich war für uns auch 
die Niederlage und vor allem der Verlust 
der Regierungsverantwortung in meinem 
Heimatland, in Rheinland-Pfalz. 
Gerade in jüngster Zeit haben wir aber 
auch höchst erfreuliche Erfolge erzielt. 
Unsere Parteifreunde in Bremen haben 
mit Ulrich Noelle und Bernd Neumann 
an der Spitze bei der Bürgerschaftswahl 
ein gutes Ergebnis erzielt. 
Liebe Freunde, wir stehen jetzt vor zwei 
wichtigen Landtagswahlen am 5. April 
1992. Unsere Freunde in Baden-Württem- 
berg leisten hervorragende Arbeit. Alle, 
auch alle in der Bundespartei, müssen 
sich in diesem Wahlkampf engagieren, 
damit wir dort die Mehrheit halten und 
damit Erwin Teufel Ministerpräsident 
von Baden-Württemberg bleibt. 
Ebenso kämpfen wir mit Ottfried Hennig 
und unseren Freunden in Schleswig-Hol- 
stein. Wir wissen, daß sie vor einer beson- 
ders schwierigen Aufgabe stehen, und wir 
wissen, daß Ottfried Hennig der richtige 
Mann ist, die Probleme zu lösen. Wir 
wünschen ihm nicht nur Glück. Wir wer- 
den ihn mit all unserer Kraft unterstüt- 
zen, damit wir auch dort ein großartiges 
Ergebnis erzielen. 

Liebe Freunde! Dieser Parteitag 
steht unter dem Motto „Einheit 
leben". Wir wollen die Vollendung 
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Wir wollen noch bestehende Mauern 
und trennende Grenzen abbauen 

Wir müssen endlich alles unterneh- 
men, was in Europa zum Übergang 
vom Leben nebeneinander oder gar 
gegeneinander zu einem Miteinan- 
der und Füreinander führt. 

Wenn dies geschehen soll, muß selbst- 
verständlich das Recht des anderen 
auf seine Eigenart, auf seine Identität 
gewahrt werden. Er muß so angenom- 
men werden, wie uns alle Christus 
schon zuvor angenommen und mit 
sich versöhnt hat. 
Wobei der Westen von den christli- 
chen Erfahrungen des Ostens durch- 
aus auch so manches zu übernehmen 
hätte, und zwar im Sinne der Hervor- 
hebung von Johannes Paul II: Beide 
Gestalten unseres Glaubens bilden 
eben zwei Lungenhälften, und den 
Kirchen gebührt es, mit beiden zu 
atmen anzufangen. 
Das, was gegenseitig zu übernehmen 
ist, darf selbstverständlich nicht 
geschluckt werden. Es muß verdaut, 
verarbeitet werden. Wir müssen es uns 

aneignen, weil es uns gegenseitig 
bereichert und uns allen hilft, noch 
mehr, noch weit mehr Mensch zu wer- 
den. 
Zu gedenken sei auch der ethnischen, 
nationalen und religiösen Minderhei- 
ten sowie der Gastarbeiter und Asy- 
lanten und aller anderen Menschen in 

Aus dem geistlichen Grußwort 
des Bischofs von Oppeln 
(Polen), Alfons Nossol 

Not. Im gemeinsamen Haus Europa, 
einem Europa der Regionen, sollte es 
dann auch keine Heimatlosen und 
Heimatvertriebenen mehr geben. 
Seitdem sich verschlossene Türen auf- 
getan haben, trennende Mauern nie- 
derbrachen und uns allen mehr Frei- 
heit, Wahrheit und auch Liebe gege- 
ben ist, besteht auch eine neue Hoff- 
nung und ein neuer Trost für die 
Zukunft Europas und der Welt. 

der inneren Einheit Deutschlands 
weit über die ökonomischen und 
sozialen Fragen hinaus, die gelöst 
werden müssen. Wir wollen die 
innere Einheit Deutschlands, und 
wir wollen die Einheit Europas ver- 
wirklichen. Das ist zugleich immer 
ein Beitrag für Frieden in der Welt. 
Das ist Thema unseres Parteitages 
hier in Dresden. 

s geht um die innere Einheit der Partei 
nd um die Einheit unseres Volkes, und 
azu sind offene Gespräche und Diskus- 

sionen notwendig — in einer Weise, daß 
wir Verständnis füreinander zeigen, nicht, 
indem wir Dinge verschweigen, sondern 
indem wir sie offen ansprechen, aber aus 
dem selbstverständlichen Geist des Mit- 
einanders der Christlich Demokratischen 
Union, und darum bitte ich Sie sehr herz- 
lich. 

Wir werden auf diesem Parteitag 
die Schwerpunkte unserer Politik 
festlegen und die Aufgaben benen- 
nen, die wir auch im kommenden 
Jahr lösen wollen. • 
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Gemeinsam werden wir den Weg 
in die deutsche Zukunft schaffen 

Es ist eine große Ehre für Dresden, 
daß die Christlich Demokratische 
Union Deutschlands als Tagungsort 
für ihren 2. Parteitag unsere Stadt 
ausgewählt hat. Im Namen der 
Dresdner grüße ich alle Delegierten 
und alle Gäste aus dem In- und Aus- 
land recht herzlich und heiße sie in 
unserer Stadt willkommen. Sie erwei- 
sen einer Stadt die Reverenz, in der 
sich die friedliche Revolution beson- 
ders früh und besonders machtvoll ent- 
faltet hat. 
Hier und heute rufen wir Dresdner Ihnen 
zu, Herr Bundeskanzler: Jawohl, wir sind 
auf einem schwierigen Weg. Jawohl, wir 
sind auf einem schwierigeren Weg, als 
manche erst dachten. Aber Sie, Herr Bun- 
deskanzler, haben dies von Anfang an 
gesagt, und deshalb brauchen Sie von 
Ihrer Dresdner Rede kein einziges Wort 
zurückzunehmen. 
Wir alle haben die Ärmel hochgekrem- 
pelt. Wir alle nutzen unsere neu gewon- 
nene Freiheit. Wir alle arbeiten hart 
daran, den gewaltigen Problemberg abzu- 
tragen, den uns das SED-Regime hinter- 
lassen hat: eine wettbewerbsunfähige 
Wirtschaft, eine zerstörte Umwelt, eine 
ruinierte Bausubstanz. 
Zahlreiche Wohnungen in dieser Stadt 
sind baufällig oder grundlegend erneue- 
rungsbedürftig. 30 000 Dresdner suchen 
eine Wohnung. Gleichzeitig sind 27 000 
Wohnungen leer, baufällig, verfallen — 
nach den Prinzip: Ruinen schaffen ohne 
Waffen, Marke DDR. Das ist die kata- 
strophale Erblast, die wir übernommen 
haben. 

Nun werden einige von Ihnen sagen: 
Warum privatisiert ihr denn nicht? Diese* 
Rat ist leichter gegeben als ausgeführt. 
Sehr gern wollen wir privatisieren. Aber 
wer kauft diese heruntergekommene Bau' 
stubstanz und wer kann sofort diese 
ungeheure Sanierungssumme aufbringe11' 
ohne die Mieter auf einen Schlag zu sehr 
zu belasten? Wenn Sie sich die Bausub- 
stanz ansehen, werden Sie sich fragen: 
Was ist denn davon privatisierungsfähig" 
Was kann man zu Eigentumswohnungen 
machen? 
Von den 240 000 Wohnungen in der Sta<*1 

— die Hälfte davon im kommunalen 

Aus dem Grußwort des 
Dresdner Oberbürgermeisters 
Herbert Wagner 

Bestand — sind, so schätzen wir, maxi- 
mal 30 000 bis 40 000 vom technischen 
Zustand und von der Anlage her privati- 
sierungsfähig. Von den Großplattenbau- 
ten ist grundsätzlich — wenn überhaupt 
— nur ein geringer Teil privatisierungs»3' 
hig. 
Man fragt uns weiter: Warum stellt ihr 
dann nicht Flächen für den Wohnungs- 
neubau zur Verfügung? Das versuchen 
wir natürlich händeringend. Aber ein 
schlichtweg gigantisches Hindernis bil- 
den die ungeklärten Eigentumsverhält- 
nisse an Grund und Boden. Allein im 
Dresdner Vermögensamt zur Regelung 
offener Vermögensfragen werden 40 00ü 
Restitutionsansprüche bearbeitet. Wenn 
sie bei uns bearbeitet worden sind, wer- 
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den sie von den Gerichten weiterbearbei- 
tet. 

Das in 40 Jahren allmählich wach- 
sende bundesdeutsche Recht ist oft 
noch viel zu kompliziert, um hier im 
Osten vernünftig zum Tragen zu 
kommen. 

Doch trotz aller Schwierigkeiten geht es 
achtbar voran. In Dresden ist das erste 
ttach der Wende geplante Wohngebiet im 
°au, ein Wohngebiet, in dem zuerst die 
Versorgungseinrichtungen und dann die 
Wohnungen erstellt werden, in dem nicht 
°tehr mit den Großplatten, sondern in 
'•egelbauweise gebaut wird. Es ist das 
erste Wohngebiet, in dem die Wärmever- 
sorgung mit dem umweltfreundlichen 
~rdgas erfolgen wird, 
^eine sehr verehrten Damen und Her- 
^en, lassen Sie mich eines klarstellen, 
^üch wenn Ihnen manch einer immer 
^leder etwas anderes sagen will, manch 
einer, der von Anfang an gegen die deut- 
sche Einheit war: Wir hier im Osten sind 
Jür die Hilfe aus dem Westen zutiefst 
dankbar, für die finanzielle Hilfe, für die 
jdeelle Hilfe, für die materielle Hilfe und 
Ür die personelle Hilfe. Dafür sind wir 

h,er zutiefst dankbar. 
Die Hilfe aus dem Westen trifft 
hier im Osten auf hochmotivierte 
Menschen, auf äußerst leistungsbe- 
reite Menschen, die in ihrer Lern- 
end Anpassungsfähigkeit bis an die 
Grenze des Möglichen gefordert 
sind. Dies erklärt so manche Tur- 

w bulenzen hier. 
e> uns spielt sich Geschichte im Zeitraf- 

er ab. Was in den westlichen Bundeslän- 
ern in 40 Jahren wachsen konnte — und 
as war wahrlich auch kein Schnecken- 

j^mPo —, das will hier oft in wenigen 
^°naten geschafft sein. An einem 
jpchichtlichen Aufbauwerk mitzuwir- 
s
en> das bringt erhebliche Mühen mit 
Cn> das schafft aber auch Begeisterung. 

Der Funke dieser Begeisterung ist überge- 
sprungen auf unsere westdeutschen Hel- 
fer, die hier oft bis zur Erschöpfung 
arbeiten. Trotz des oftmals geringen 
Wohnkomforts, trotz der weiten Entfer- 
nung zu Elternhaus und Freunden, wer 
von den jungen Menschen aus den Alt- 
bundesländern Pioniergeist besitzt und 
wer das Glücksgefühl erleben möchte, 
schwierigste Situationen überwunden zu 
haben, dem kann ich nur raten: Go east. 
Gerade jetzt bieten sich für junge Men- 
schen hier im Osten, in den neuen Bun- 
desländern, enorme Aufstiegschancen, 
besonders für die dringend benötigten 
guten Juristen. 

Am Rande sei bemerkt: So manch 
einer dieser jungen Helfer hat hier 
nicht nur enorm viel Arbeit vorge- 
funden, sondern inzwischen auch 
einen Partner fürs Leben gefunden, 
obwohl wir uns hier nicht in erster 
Linie als Ehevermittlungsinstitut 
verstehen. 

Aber nicht nur für die jungen Menschen, 
die aus den alten Bundesländern zu uns 
kommen, sind wir dankbar, sondern auch 
für die geistig Junggebliebenen auf der 
Höhe ihrer Schaffenskraft. So kam Kurt 
Biedenkopf Anfang 1990 nach Leipzig, 
um Vorlesungen über Soziale Marktwirt- 
schaft zu halten — nicht mehr. 
Nach einem Dreivierteljahr wählten ihn 
die Sachsen zum Ministerpräsidenten, 
und vorigen Woche wählte ihn die sächsi- 
sche CDU zum Landesvorsitzenden. 
Zeiten des Aufbruchs sind Zeiten der 
Chancen. 
Fast auf den Tag genau zwei Jahre nach 
der unvergessenen Rede des Bundeskanz- 
lers vor der Ruine der Frauenkirche wün- 
schen wir Dresdner Ihnen allen ein gutes 
Gelingen des Parteitages und zukunfts- 
weisende Beschlüsse zum Wohle unseres 
Vaterlandes. • 
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Brückenschlag zwischen Ost und West 
und ein Stück Wiederbelebung Mitteleuropas 

Wir sind im letzten Jahr von vielen 
gefragt worden, was denn die Deut- 
schen in Ostdeutschland in dieses 
geeinte Deutschland mitbringen oder 
ob sie nur Nehmende seien. Wir brin- 
gen viel ein, nicht nur den Reichtum 
der Geschichte, der Kultur, der Land- 
schaften, wir bringen vor allem uns 
selbst ein. 

Im Dresdner Manifest heißt es nach dem 
Wort von Lothar de Maiziere, daß man 
die Teilung durch Teilen überwinden 
muß. Viele sehen unter diesem Begriff 
nur die finanzielle Seite. Das ist aber gar 
nicht das Entscheidende. 
Das Entscheidende ist, daß wir — das 
wünschen wir uns auch von diesem Par- 
teitag — unsere Erfahrung, unsere 
Geschichte, unsere Vergangenheit, unsere 
Freuden und unsere Leiden in der Ver- 
gangenheit miteinander teilen und auf 
diese Weise uns gegenseitig erfahren. 
Hier haben die Menschen, die als Folge 
des Zweiten Weltkriegs hier leben muß- 
ten und die nicht das Glück hatten, auf 
der anderen Seite von Mauer und Sta- 
cheldraht in Freiheit leben zu können, 
eine ganze Menge eigene Erfahrungen 
mitzubringen: 

Sie bringen mit das Wissen darum, 
wieviel Kraft man hat, wenn man 
die Angst überwindet und an sich 
selbst glaubt. Diese Kraft werden 
wir auch in Zukunft brauchen; 
denn die Aufgaben, die uns gestellt 
sind, sind groß. 

Wir bringen mit eine ganz bestimmte 
Erfahrung mit politischer Zusammenar- 

beit: die Erfahrung der Runden Tische, 
die Erfahrung, daß es möglich ist, auch 
dann, wenn man im Wettbewerb mitein- 
ander steht, in einem Dialog miteinander 
zu verbleiben. 
Wir bringen mit die Beziehungen, das 
Verhältnis zu unseren Nachbarn im 
Osten. Bischof Nossol hat davon gespro- 
chen. Dieser Teil Deutschlands — das 
gilt für alle ostdeutschen Bundesländer 
— ist in besonderer Weise aufgerufen, a"1 

Brückenschlag zwischen West und Ost 
mitzuwirken — das ist ein eigenständig^ 

Aus dem Grußwort des 
Vorsitzenden des Landesver- 
bandes Sachsen, Minister- 
präsident Kurt Biedenkopf 

Mitwirken — und damit auch an einem 
Stück Wiederbelebung Mitteleuropas. 
Wir wollen mithelfen — und wir erhofft11 

uns von diesem Parteitag Unterstützung 
— bei dem Ebnen des Weges unserer öst' 
liehen und südöstlichen Nachbarn in die 

Europäische Gemeinschaft. Wir wissen 
um die Hoffnungen, die die Tschechen 
und die Polen mit der Europäischen 
Union verbinden. Wir haben deshalb vofl 
Anfang an zur gemeinsamen Arbeit in 
einer Euroregion Böhmen-Sachsen-Schi6 

sien eingeladen, um auf diese Weise die 
drei Industrieräume, die früher wie 
selbstverständlich miteinander verbünd6 

waren, wieder zusammenzuführen und 
der Entstehung einer neuen Mauer, näfl1' 
lieh einer Mauer des Wohlstandes gege°. 
die Not vorzubeugen. 
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Helmut Kohl: Wir sind und bleiben 
die Partei der deutschen Einheit 
£um ersten Mal halten wir einen Bun- 
desparteitag hier in Sachsen ab, und es 
j*t das erste Mal, daß wir nach der 
Überwindung der Teilung in einem der 
Beuen Bundesländer — ich sagte es bei 
der Begrüßung — zusammenkommen 
können. So demonstrieren wir ganz 
e»nfach das, was für die Partei Konrad 
Adenauers, Jakob Kaisers, von 
Andreas Hermes und von Hermann 
Ehlers immer selbstverständlich war: 
Wir sind und bleiben die Partei der 
deutschen Einheit. 

*n den Tagen und Wochen nach dem Fall 
der Mauer bot sich uns Deutschen eine 
einmalige Chance: die Chance — und 
das ist einmalig in der Geschichte —, 
°hne Krieg und ohne Blutvergießen, mit 
der Zustimmung all unserer Nachbarn 
die Einheit des Landes zu gewinnen. 

Wir haben diese Chance genutzt. Wir 
^aren nicht allein, und auch in dieser 
Stunde soll das nicht vergessen werden: 
'n Ost und West haben uns viele gehol- 
fen. Ich nenne genauso George Bush wie 
J^ichail Gorbatschow — gerade jetzt und 
heute. 

Aber der Erfolg war auch — und 
dies dürfen wir bei aller Beschei- 
denheit sagen — ein Erfolg einer 
beharrlichen und konsequenten 
Außen- und Deutschlandpolitik, vor 
allem seit dem Ende des Jahres 
1982. 

Uebe Freunde, ich will nicht nachkarten: 
Aber wenn wir über die Geschichte der 
deutschen Einheit sprechen, müssen wir 
darüber sprechen, daß der Ausgangs- 
Punkt für diese einmalige Chance in der 

Durchsetzung des NATO-Doppelbe- 
schlusses bestand. Ohne diese Entschei- 
dung hätte es diesen Weg nicht gegeben! 
Es hätte damals sehr leicht zu einer Ero- 
sion der NATO kommen können, und ich 
weiß, nicht zuletzt von Michail Gorba- 
tschow, daß die Stabilisierung der NATO 
eine entscheidende Voraussetzung für die 
Einleitung der Perestroika war. 

Beides gehört zusammen: die Standfestig- 
keit unserer Landsleute damals hier in 
der ehemaligen DDR, in den jetzigen 
neuen Bundesländern, die revolutionäre 
Aufbruchstimmung und das mutige Han- 
deln der Solidarnosc in Polen, der Men- 
schen in Ungarn und anderswo, aber 
auch die Bereitschaft der Deutschen 

Bericht des Vorsitzenden der 
CDU Deutschlands, Bundes- 
kanzler Helmut Kohl 

unter Führung der Union in der alten 
Bundesrepublik, zur Freiheitsidee des 
Westens zu stehen. 
An manchen Tagen ist es schon wie in 
einem Traum, und es geschieht soviel, 
daß viele von uns es kaum mehr wahr- 
nehmen — ich nehme mich dabei nicht 
aus. Die nuklearen Kurzstreckenwaffen 
in Europa werden um 80 Prozent verrin- 
gert. Wer das vor drei, vier, fünf Jahren 
auf einem Parteitag der CDU als Ziel ver- 
kündet hätte, wäre ausgelacht worden; 
das hat doch niemand für möglich gehal- 
ten. Wir haben gesagt: „Frieden schaffen 
mit weniger Waffen", und wir konnten 
unser Wort einlösen. Dafür sind wir 
dankbar. 
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Liebe Freunde, wir haben auch an 
der anderen entscheidenden Wei- 
chenstellung einen wesentlichen 
Anteil — im Sinne der Präambel 
unserer Verfassung —, die deutsche 
Einheit zu vollenden und einen Bei- 
trag zur politischen Einigung Euro- 
pas zu leisten. 

Das war immer unsere Politik seit den 
Zeiten Konrad Adenauers. Und das, was 
letzte Woche in Maastricht erreicht 
wurde, ist — bei allen Mängeln in diesem 
oder jenem Punkt — der Durchbruch in 
Europa. Man muß sich klarmachen, man 
muß sich wirklich klarmachen, was es 
heißt, daß es im Jahre 1997 oder 1999 — 
das spielt gar keine Rolle — in Europa 
nicht nur den großen Binnenmarkt geben 
wird, von Stockholm bis nach Edinburgh, 
von Dublin bis Rom, von Paris bis Lissa- 
bon, sondern daß es auch eine gemein- 
same Währung geben wird und daß es — 
ungeachtet manchen Denkens in welchen 
Bürokratenstuben in Europa auch immer 
— das politische Europa natürlich auch 
geben wird; das eine formt das andere 
ganz zwangsläufig. Und am Ende dieses 
Jahrhunderts — ob drei Jahre oder ein 
Jahr vor der Jahrhundertwende — wird 
es für jeden ein für allemal offenbar sein: 
In diesem alten Kontinent wird es keinen 
Bruderkrieg untereinander mehr geben. 
Das ist doch die Botschaft, die wir jetzt 
verkünden können! 

Ich habe den Wunsch und die Bitte 
an Sie alle — weil doch in vielen 
unserer Diskussionen danach 
gefragt wird: Haben wir eigentlich 
Visionen? — die Gegenfrage zu 
stellen: liebe Freunde, gibt es eine 
größere Vision als Freiheit und 
Frieden und Einheit für diesen 
alten, ewig jungen Kontinent? Das 
ist doch eine Vision, für die es sich 
zu arbeiten lohnt. 

Und wir erleben in diesen Tagen ein 
anderes, ich finde, viel zu wenig beachte- 
tes Ereignis: Wir erleben den Zusammen- 
bruch der anderen der beiden schreckli- 
chen Ideologien, die die Welt in diesem 
Jahrhundert beherrschen wollten: nach 
dem Faschismus-Nationalsozialismus 
den Zusammenbruch des Kommunismus, 
und zwar in einer unglaublich dramati- 
schen Weise. Ich denke, wir müssen 
erkennen, daß dadurch auch im geistigen 
Leben Europas und Deutschlands jetzt 
ein Vakuum entstehen kann, das uns 
besonders fordert; ich will gleich darüber 
sprechen. 

Die Kommunisten haben nie ver- 
standen, daß der Mensch die Ach- 
tung seiner Würde braucht wie die 
Luft zum Atmen, daß er Freiheit 
braucht. Jetzt ist auch dort, wo frü- 
her der Kommunismus herrschte, 
die Chance der Freiheit da, und es 
gilt, sie zu nutzen. 

Im November 1989 habe ich im Bundes- 
tag in meiner Rede zu den zehn Punkten 
gesagt: „Die Wiedervereinigung, d. h., d|c 

Wiedergewinnung der staatlichen Einheit 
Deutschlands, bleibt das politische Ziel 
der Bundesregierung." Ich karte nicht 
nach, aber man wird nach zwei Jahren 
wenigstens darauf hinweisen dürfen. Es 
gilt ja heute als wenig vornehm, auf sol- 
che Zitate hinzuweisen. Ich will jetzt 
bewußt nicht so vornehm sein, sondern 
einfach daran erinnern, wie das war. Und 
zwar vor allem deswegen, weil die Glei- 
chen, die damals die falschen Ratschläge 
gaben, jetzt wieder falsche Ratschläge 
geben. Und wir haben doch die Lebensef 
fahrung gemacht — jedenfalls im priva- 
ten Leben — daß wir den Ratgebern 
nicht folgen sollten, die immer das Fal- 
sche raten. 

Deswegen will ich doch daran erinnern« 
daß nicht irgendwann, sondern noch im 
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Oktober 1989 kurz vor dem Fall der 
Mauer, der damalige Vorsitzende der 
SPD, Hans-Jochen Vogel, von der 
»Ablehnung des leichtfertigen und illu- 
s,onären Wiedervereinigungsgeredes" 
Besprochen hat. Ähnlich Lafontaine und 
Engholm. Herr Schröder aus Niedersach- 
Sen verstieg sich sogar zu der Feststel- 
lüng, die Wiedervereinigung sei „reaktio- 
när und hochgradig gefährlich". 
Uebe Freunde, das ist der Grund — weil 
s>e so völlig außerhalb der geschichtli- 
ehen Tatsachen und Erfahrungen lagen 
""*- weshalb sich die Sozialdemokraten im 
Blick zurück auf das Jahr 1989 so schwer 
nin und jetzt vieles veranstalten — bis hin 
2u Publikationen vielfältiger Art — um 
nie Geschichte umzuformulieren — nicht 
s°> wie sie war, sondern, wie sie sie gern 
Bezeichnet hätten. 
deswegen ist es wichtig — und das ist ein 
Aufruf an uns alle —, daß wir uns darum 
Ammern, daß die Zeugnisse jener Tage 
°ftenbar und dokumentiert werden, 
^mit nicht in zehn Jahren junge Studen- 
ten in den Seminaren deutscher Universi- 
aden nur eine Darstellung bekommen, 
^'e nichts mit der Wirklichkeit von heute 
*ü tun hat. 
^nd vom Grundwertepapier von SPD 
Jjnd SED will ich in diesem Zusammen- 
hang schon gar nicht mehr sprechen. 

Es ist einfach wahr: Viele führende 
deutsche Sozialdemokraten — ich 
sage bewußt: nicht alle — hatten 
das Ziel der deutschen Einheit auf- 
gegeben und nicht mehr daran 
geglaubt. Sie sind in der Zeit 
danach — sie tun das zum Teil bis 
heute — durch die neuen Bundes- 
länder gezogen und haben, statt den 
Menschen zu helfen, Katastophen- 
gemälde entworfen. 

^°er ich will nicht nur von den Sozialde- 
mokraten, sondern auch einmal von 

jenen reden, die auf Grund ihrer beson- 
deren Sensibilität eigentlich dazu berufen 
sein sollten, geschichtliche Vorgänge zu 
begreifen: Unter den Schriftstellern bei- 
spielsweise wandte sich Martin Walser 
als einer von wenigen im August 1989 
gegen die — wie er sagte — „Gesund- 
sprechung des kranken Zustandes" der 
deutschen Teilung. Er sagte: „Wenn du 
dich darum kümmerst,... dann bist du 
ein Nationalist.... Dann ist man kein 
Links-Intellektueller, für manche schon 
gar kein Intellektueller mehr." Ich weiß 
nicht, wen er im einzelnen gemeint hat, 
aber er könnte an Günter Grass gedacht 
haben, der sogar noch im Februar 1990 
sagte: „Das Einheitsgebot gehört auf den 
Müllhaufen unserer Geschichte." 

Vieles bewußt verwischt 

Wie weit hat sich doch dieser gefeierte 
Schriftsteller von der Wirklichkeit der 
Menschen in unserem Land entfernt! 
Nach meinem Verständnis kennzeichnet 
es einen Schriftsteller, daß er ein ausge- 
prägtes Gespür für das hat, was die Men- 
schen bewegt. Was eigentlich müssen 
angesichts solcher Äußerungen Millionen 
empfinden, deren Sehnsucht nach Frei- 
heit und Einheit sich endlich — nach 
über 40 Jahren Diktatur und Spaltung — 
erfüllte? 
Weil die Zeit doch so schnellebig ist und 
weil auch vieles bewußt verwischt wird, 
füge ich hinzu: Wie schäbig war doch das 
Verhalten von nicht wenigen im Westen, 
die in Freiheit lebten und dennoch zu 
Mauer, Stacheldraht und Schießbefehl 
schwiegen. Heute wird jeden Tag gefor- 
dert — das ist auch richtig so —, daß vor 
allem die eigentlich Verantwortlichen des 
SED-Regimes vor Gericht gestellt werden 
sollen, daß nicht zugelassen wird, daß 
nach dem Motto verfahren wird: Die 
Kleinen hängt man, und die Großen läßt 
man laufen. 
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Aber dafür sind eben auch beweiskräftige 
Unterlagen erforderlich. Ich erinnere hier 
an die Zentrale Erfassungsstelle in Salz- 
gitter, die einmal von allen Bundeslän- 
dern in der Überzeugung, daß der Tag 
der deutschen Einheit kommen werde, 
eingerichtet wurde. Ich frage heute die 
SPD-Ministerpräsidenten des Saarlandes 
und von Nordrhein-Westfalen, die SPD- 
Bürgermeister von Bremen und Ham- 
burg, wie sie es angesichts der auch von 
ihnen erhobenen Forderung nach Bestra- 
fung der Schuldigen eigentlich rechtferti- 
gen wollen, daß sie 1988 beschlossen 
haben, ihre finanzielle Unterstützung die- 
ser Einrichtung der Bundesländer zur 
Dokumentation des Unrechts zu strei- 
chen. 

Der SPD-Vorsitzende und Mini- 
sterpräsident von Schleswig-Hol- 
stein hat diesen Schritt — Strei- 
chung der Zuschüsse — im Jahr 
1989 getan — gut ein halbes Jahr, 
bevor Ungarn die Grenze nach 
Österreich für die Flüchtlinge aus 
der damaligen DDR öffnete. 

Das alles sind schon beachtliche Armuts- 
zeugnisse, die sich so mancher ausstellte, 
der sich selbst gerne als moralische 
Instanz begreift. Liebe Freunde, ich habe 
diese Beispiele nicht genannt, um — ich 
sage es noch einmal — nachzukarten, 
sondern um noch einmal deutlich zu 
machen, daß diejenigen, die sich so ver- 
hielten und handelten, heute nicht beru- 
fen sind, sich mit Ratschlägen hervorzu- 
tun. Auf diese Schlußfolgerung kommt es 
mir an. 
Ich wollte damit auch darauf hinweisen, 
daß vor allem sie Grund hätten, aus die- 
sen Vorgängen und Fehlern zu lernen 
und daß sie die Notwendigkeit begreifen 
sollten, jetzt gemeinsam zu helfen, statt 
hier in den neuen Bundesländern durch 
die Lande zu ziehen und — ich sagte es 

schon — die Menschen mit Katastro- 
phenszenarien zutiefst zu verunsichern. 

Liebe Freunde, niemand hat die 
Verwirklichung der deutschen Ein- 
heit konkret absehen können; wir 
nehmen das jedenfalls für uns nicht 
in Anspruch. Aber wahr ist auch, 
daß wir, wenn sich uns die Chance 
der deutschen Einheit zum Ende der 
Regierungszeit der SPD 1980 oder 
1981 geboten hätte, die notwendi- 
gen materiellen Herausforderungen 
gar nicht hätten bewältigen können* 

Wir haben damals das Ruder herumge- 
worfen, weil unsere Vorstellung von 
Sozialer Marktwirtschaft völlig anders 
war als die unserer Vorgänger. Das hat 
dem Land gutgetan. Fast vier Millionen 
neue Arbeitsplätze in den alten Bundes- 
ländern seit 1983 sprechen für sich. Über 
Jahre hinweg hat sich die finanzpolitische 
Situation in der alten Bundesrepublik 
hervorragend entwickelt. Wenn wir die 
deutsche Einheit nicht bekommen hätten, 
könnte ich heute vor Ihnen stehen und 
eine hervorragende Bilanz der Staatsfi- 
nanzen für die alte Bundesrepublik vofle' 
gen. So paradox es klingt: Ich freue mich' 
daß ich es nicht kann! 

Ich glaube, daß das, was wir für die deut- 
sche Einheit, für die Einheit unseres 
Vaterlandes tun, jede Anstrengung wert 
ist. Jeder muß doch erkennen, daß sich 
die Lage bei uns und in Europa drama- 
tisch verändert hat. 
Wir haben unser Ziel, die deutsche Ein- 
heit, erreicht. Aber wir dürfen uns nicht 
abkapseln und so tun, als seien die deut- 
schen Dinge das Maß allen Handelns. 

Wir haben gewachsene Verantwor- 
tung in Europa und in der Welt. 
Das, was Bischof Nossol hier 
gesagt hat, gilt nicht nur für Polen- 
Es gilt genauso für Ungarn, die 
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tSFR und für die baltischen Staa- 
ten. Man kann doch nicht die Frei- 
heit des Baltikums bejubeln und die 
Menschen dort gleichzeitig allein 
lassen! Das wäre eine heuchlerische 
Politik! 

Jras gilt natürlich auch für die Hilfe zur 
eN>sthilfe für die Menschen in den 

^ePubliken der Sowjetunion. In Mittel-, 
0st. und Südosteuropa sind die Men- 
gen fasziniert vom Einigungsprozeß im 
j esten. Es liegt gerade auch in unserem 
Presse, daß sich Demokratie, Freiheit 

J,nd Marktwirtschaft überall auf unserem 
.°ntinent durchsetzen. Es ist wahr: Wir 
'nd bis an die Grenze dessen gegangen, 

, as wir an Lasten tragen können. Ich 
abe diesen Weg bewußt beschatten, 

,Uch in Kenntnis der Tatsache, daß wir 
as alles allein nicht schultern können. 

Aber wir haben ja auch Milliarden 
und Abermilliarden für Rüstung 
aufgebracht. Wenn wir in der vor 
uns liegenden Zeit Rüstung 
abbauen und die freiwerdenden 
Mittel in Werke des Friedens inve- 
stieren können, dann ist gerade dies 
Unsere Politik, wie wir sie immer 
Erstanden haben. 

Ich «,q sprach mit Blick auf die dramatischen 
%. Änderungen bereits von dem großen 
h!e' der politischen und wirtschaftlichen 
'nigung Europas, die jetzt Wirklichkeit 

U 'nzu kommt: Der Ost-West-Konflikt ist 
in

berwunden. Der Nord-Süd-Konflikt tritt 
.den Vordergrund. Wirtschaftliches 
gi e£d, soziale Not, Armutsflüchtlinge, 
^ bale Umweltzerstörung verlangen Ant- 
J^en auch von den Deutschen. Auch 
Se
ederhole ich: Wir dürfen nicht zulas- 

lco
n> daß in der Welt die Stimmung auf- 
mnit, die Deutschen haben ihr Ziel 

erreicht; jetzt kümmern sie sich um 
nichts, außer um sich selbst. 

Liebe Freunde, das sage ich hier in die 
nachdenkliche Stimmung eines Parteita- 
ges, der sich nicht mit bevorstehenden 
Wahlen befaßt, sondern der sich aus 
gutem Grund einmal mit der Partei selbst, 
mit ihrem Selbstverständnis, ihrer Identi- 
tät beschäftigt. Es ist zugleich die Stunde, 
zu fragen, ob wir angesichts der dramati- 
schen Veränderungen in der Welt wirk- 
lich fähig sind, unsere Prioritäten neu zu 
bedenken. Kurt Biedenkopf hat es soeben 
treffend formuliert, als er sagte — ich 
gebe es mit meinen Worten wieder —: 
Auch für den Kölner z. B. sollte es eine 
phantastische Sache sein, daß das wun- 
derbare historische Stadtbild Dresdens, 
die Brühische Terrasse in ihrem Glanz, in 
ihrer Tradition wiederersteht. Wenn ich 
den Alltag in der Partei, in der Fraktion, 
im Bundesrat, in der kommunalen Politik 
in den westlichen Bundesländern 
betrachte, dann habe ich nicht den Ein- 
druck, daß wir das schon ganz begriffen 
haben. 

Ich habe manchmal eher das 
Gefühl, wir haben einen histori- 
schen Moment genutzt, haben dann 
— was richtig war — ordentlich 
gefeiert, und jetzt läuft es mehr 
oder minder so weiter wie vorher. 
Das heißt zum Beispiel in den 
Gemeinden der alten Bundesländer, 
daß jedes Hallenbad, das in der 
Planung war, nun auch gebaut wer- 
den soll. Mit Blick auf die neuen 
Prioritäten in Deutschland sage 
ich: Es muß jetzt nicht gebaut wer- 
den. 

Von uns erwarten die Menschen, daß wir 
fähig sind, auch zu sagen, was wir uns 
jetzt eben nicht leisten können. Es ist 
nicht die Zeit des Verteilens. 
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Es ist die Zeit der Konzentration auf das 
jetzt wirklich Notwendige. Seit der Wie- 
dervereinigung vor 14 Monaten haben 
wir in den neuen Ländern bereits vieles 
auf den Weg gebracht. Es sind weit mehr 
als 100 Milliarden DM pro Jahr in die 
neuen Bundesländer gegangen. Aber, 
meine Damen und Herren, dieses Opfer 
hat sich ja auch für die Menschen im 
Westen gelohnt. 

Ohne den Nachfrageboom durch 
die deutsche Einheit hätten wir im 
Jahre 1990 niemals eine solche 
Wirtschaftskraft entwickelt. Selbst 
in den Ländern der Europäischen 
Gemeinschaft können Sie das able- 
sen an der Zunahme ihrer Exporte 
nach Deutschland. 

Wenn wir jetzt dabei sind, vieles neu zu 
entwickeln, zahlt sich das für Sachsen, für 
Dresden, aber natürlich auch für ganz 
Deutschland aus. Denn das, was hier in 
den neuen Bundesländern neu entsteht, 
wird künftig den internationalen Ver- 
gleich nicht zu scheuen brauchen. Mehr 
als hierzulande kann man aus vielen aus- 
ländischen Äußerungen hören, daß die 
neuen Bundesländer in wenigen Jahren 
zu den besten Standorten in Europa zäh- 
len werden. Nur, wir müssen den Men- 
schen hier sagen, daß es das Ergebnis 
unserer Politik sein wird. 

Natürlich geht das alles nicht über Nacht. 
Und besonders verständlich ist: Die Men- 
schen, die eine völlige Veränderung nicht 
nur eines ökonomischen Systems, son- 
dern ihrer ganzen Lebensumstände erle- 
ben, machen sich Sorgen — Sorgen um 
Arbeitsplätze, um neue Beschäftigungs- 
möglichkeiten. Sie haben Ängste, weil 
das, was sie — wenn auch mehr oder 
minder wider Willen — erfahren haben, 
doch ein Stück Rahmen, ein Stück 
Geborgenheit enthalten hat. Wenn der 
Staat vorsorgte für die Arbeitsplätze, und 

wenn man glaubte, daß diese Arbeits- 
plätze sicher seien, und wenn man sich 
dann jetzt auf eine marktwirtschaftliche 
Ordnung umstellen muß, ist es doch ganZ 

selbstverständlich, daß der Übergang 
schwierig ist. 

Die Deutschen im Westen sollten nicht s 
tun, als sei das bei ihnen anders gewesen- 
Liebe Freunde, wer es miterlebt hat — 
ich war damals 18, als die Währungsre- 
form kam — der weiß, daß wir in unsere' 
Bundestagsfraktion bis in die frühen 50e' 
Jahre hinein gestritten haben — von den 
Sozialdemokraten rede ich schon gar 
nicht —, ob die Soziale Marktwirtschaft 
der richtige Weg sei. Es ist doch wahr, 
und es gehört zur Geschichte unserer Paf' 
tei, daß es damals in unserer Partei Stil1' 
men gab, die forderten, Ludwig Erhard 
sollte besser abtreten, weil seine Politik 
nicht die richtige Politik für die Zukunft 
sei. 

Was heute wie ein Denkmal 
erscheint, war damals durchaus 
kein Denkmal. Damals stellten 
manche die Frage, ob das der rieb' 
tige Weg sei. Erhards Weg hat sie11 

als richtig und erfolgreich erwies«11' 
Aber es war auch damals ein sor- 
genvoller Weg. Das müssen wir 
unseren Freunden und Landsleute11 

in den neuen Bundesländern sage"' 

Entwicklungen, die im Westen Deutsch' 
lands Jahrzehnte in Anspruch nahmen, 
vollziehen sich hier in den neuen Bund* 
ländern in wenigen Monaten. Dieser 
umfassende und rasche Wandel veruns»' 
chert viele. Wiedervereinigung, liebe 
Freunde, heißt deshalb für mich: Die So' 
gen der Menschen in den neuen Bunde8' 
ländern müssen die gemeinsamen Sorgc 

aller Deutschen sein. „Einheit leben" 
muß doch heißen, daß es für uns kein 
„hüben" und kein „drüben" mehr gibt- 
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eswegen ist solidarisches Handeln nicht 
2 Reden, sondern im Handeln angesagt. 
4(V\^en Praktischen Beispielen zählen 
^0-000 ABM-Plätze und 800.000 Maß- 

nmen zur beruflichen Fortbildung und 
J*ualifikation. Ich will das hier auch ein- 
K?' sagen, weil es oft vergessen wird: 
litS W'rc* uberwiegend von den Beitrags- 

^ern aus den alten Ländern finanziert. 

£u den Erfahrungen der letzten 
Monate gehört auch, daß es für alle 
Schulabgänger in den neuen Bun- 
desländern eine Lehrstelle gibt. 
Liebe Freunde, das ist eine phanta- 
stische Leistung! 

,as ist eine Leistung, die vor allem aus 
^r Gesellschaft getragen wird. Es waren 
v *ernehmer, die sich sozialverpflichtet 
k\I     

ten naben: Handwerksmeister, mit- 
U ^ndische Unternehmer, Betriebsräte 
fj    Gewerkschaftler. Das ist eine solida- 
5 ctle Leistung: Junge Leute weg von der 

.s^ße in erstklassige Ausbildungsverhält- 
zu bringen. 

^DM bleibt stabil  

v 
r laben seit Ludwig Erhard ja nicht 
^Marktwirtschaft, sondern von Sozia- 

las 
arktwirtschaft gesprochen. Ich sage 

*s auch im Nachgang zu den stunden- 
*. 8en Debatten auf dem Maastrichter 
sch      ^'r waren me reme Marktwirt- 
^ aftier Wir wissen um die Grenzen der 
Sauwirtschaft. Soziale Marktwirtschaft 
Oeßt das Gebot der Solidarität mit ein. 
Lu ^oudarität ist auch notwendig zur cnei 
"ig. 

^   erung der Stabilität unserer Wäh- 

le lnern Land, in dem zwei Generatio- 
!6r Inflation und Vermögensverluste bit- 
leJ^hren haben, in einem Land, in 
^? Jftan im Rückblick auf die 
,   cnichte doch sagen kann, daß die 

e Inflation nach dem Ersten Welt- 

krieg sehr viel mit dem Aufkommen des 
Nationalsozialismus und der Verelen- 
dung breiter Massen unserer Bevölkerung 
zu tun hatte, ist die Sensibilität für diese 
Frage ganz besonders groß. 

Deswegen sage ich gerade auch im 
Blick auf den Weg in das vereinte 
Europa: Was jetzt in Maastricht in 
dem Vertrag so sorgfältig ausgear- 
beitet wurde, ist ein Beweis dafür, 
daß wir nichts tun werden, was die 
Stabilität unserer Währung gefähr- 
det. 

Denn wir wissen nur allzu gut, daß eine 
stabile Währung die zentrale Vorausset- 
zung für soziale Gerechtigkeit ist. Es wer- 
den immer breite Massen der Bevölke- 
rung, die sogenannten kleinen Leute, 
bestraft, wenn die Währung nicht mehr 
stabil ist. Das kann und wird niemals 
unsere Politik sein. 
Wir haben eine veränderte weltwirtschaft- 
liche Lage. Es muß doch — das gehört zu 
den Prioritäten — bei abgebremster Welt- 
konjunktur unser Ziel sein, Arbeitsplätze 
und Stabilität im eigenen Land zu erhal- 
ten. Sie wissen, ich respektiere die Tarif- 
autonomie. Als letztes kann ich mir vor- 
stellen, daß die Regierung auch noch 
über Lohntarife bestimmt. Das wäre ein 
Grund zum Auswandern. Natürlich hat 
auch die Politik Mitverantwortung, etwa 
als Arbeitgeber im öffentlichen Dienst. 
Zugleich müssen wir bei der Entwicklung 
zwischen den neuen Bundesländern und 
den alten Bundesländern insgesamt 
immer wieder auf die engen Zusammen- 
hänge von Sicherung von Arbeitsplätzen 
und Stabilität unserer Währung hinwei- 
sen. 

Mein Appell ist daher, daß jeder, 
der in der Verantwortung steht, das 
Notwendige tut, damit wir bei den 
Tarif runden in diesem Jahr zu 
Ergebnissen kommen, die der 
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Gesamtwirtschaft dienen und die 
jetzt vor allem die Interessen der 
neuen Bundesländer vorrangig 
berücksichtigen. Das gehört eben- 
falls zur neuen Prioritätensetzung. 

Liebe Freunde, ich sprach von den finan- 
ziellen Anstrengungen, die wir unterneh- 
men müssen. Jeder weiß, der Investitions- 
bedarf in den neuen Bundesländern ist 
gewaltig. Mir scheint nur, von allen Kre- 
diten, die das Deutsche Reich und dann 
später die Bundesrepublik Deutschland 
in diesem Jahrhundert aufgenommen 
haben, sind die Kredite für den Frieden 
und die Freiheit und die deutsche Einheit 
die sinnvollsten. Das sind im übrigen 
Kredite, die gerade der jungen Genera- 
tion ihre Zukunft sichern. Selbstverständ- 
lich ist aber auch: Wir werden die Neu- 
verschuldung des Bundes wieder zurück- 
führen. 

Solide Finanzpolitik gehört zum 
Markenzeichen unserer Politik. 
Und ich füge hinzu: Finanzpolitik 
wird auch ein zentrales Wahlthema 
sein, weil es mit dem persönlichen 
Glück und dem Schicksal vieler 
Menschen etwas zu tun hat. 

Meine Bitte in dieser föderal gegliederten 
Partei ist, daran zu denken, daß das nicht 
nur ein Thema der Bundesregierung und 
der Bundestagsfraktion ist, sondern 
genauso eine Frage der Länder und der 
Gemeinden. Für solide Staatsfinanzen 
und stabile Währung unseres Landes ste- 
hen wir alle gemeinsam in gesamtstaatli- 
cher Verantwortung. 
Aber wenn ich von den notwendigen 
Prioritäten spreche, dann stellt sich 
genauso die zentrale Frage nach dem 
künftigen Standort Deutschland. Wer 
attraktive und sichere Arbeitplätze will, 
der muß international leistungsfähig sein. 
Er muß ganz einfach auch besser sein als 
die Konkurrenz. 

Gerade an der Schwelle zum großen 
europäischen Markt in zwölf Monaten > 
es eben töricht, nach der Art der Sozial' 
demokraten eine Frage wie die Neurege' 
lung der Besteuerung von Betrieben abzü 

werten. Hier geht es doch nicht um 
Geschenke für die Reichen. Hier geht es 
ausdrücklich darum, daß unsere Unter' 
nehmungen mit ihren Arbeitsplätzen, «n* 
ihrer Produktion im europäischen Mai* 
mit 380 Millionen Menschen wettbe-   . 
werbsfähig sind. Das ist das Ziel, das W,f 

uns gesetzt haben! 

Wenn wir uns klug verhalten, müS' 
sen wir uns — etwa im Jahre 1999' 
wenn die Währungsunion vollende 
ist — nicht sorgen, auch mit den 
Japanern und den Amerikanern« 
den Ländern im Fernen Osten im 
Export konkurrieren zu können. 

Wir sind aber noch nicht soweit! Ich 
weiß, daß viele das nicht gern hören. 
Doch Weglaufen vor den wirklichen P*0 

blemen unseres Landes hilft niemand^' 
Als eine der bedeutendsten Exportnat»0'^ 
nen der Welt müssen wir uns fragen: Sl 

wir jetzt, im Dezember 1991, für diesen 
härteren Wettbewerb gerüstet? Tun w»r 

wirklich genug dafür, daß beispielswe»s 

das umweltfreundliche und technisch 
anspruchsvolle Auto des Jahres 2000 >fl 

erster Linie am Standort Deutschland 
gebaut wird? Es stimmt mich schon n»c 

denklich — ohne daß ich deswegen A» 
ste beschwöre —, daß deutsche Autom" 
bilexporte etwa in den USA an Boden 
verlieren, während die Japaner kräftig 
zulegen. 

Wer also über viele besondere Leistung 
im Sozialen nachdenkt — in den Tarif 
trägen, vom Jahresauto bis hin zu der ,; 
Verkürzung der Arbeitszeiten —, der & 
vor allem daran denken: Wie wird im. 
Jahre 2000 und 2010 die Arbeitsplatz«»' 
tuation hier in Deutschland aussehen • 
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Das muß jetzt das Ziel sein, um das wir 
uns bemühen! 

Es geht aber beim Standort 
Deutschland nicht nur um Produk- 
tions- und Exportergebnisse. Es 
geht um mehr. Es geht um unsere 
Fähigkeit, um die Fähigkeit unserer 
Gesellschaft — ob Arbeitgeber 
oder Gewerkschaften oder andere 
wichtige Gruppen — zu einer über 
Gruppeninteressen hinausgreifen- 
den Zusammenarbeit. 

Es geht um die Leistungsfähigkeit unse- 
rer Schulen und Hochschulen. Auch hier 
Russen wir fragen, ob wir konkurrenzfä- 
hig sind. Es geht beispielsweise um die 
Seit Jahrzehnten auf Parteitagen immer 
Nieder aufkommende Frage, wie lange 
wir uns noch die längsten Ausbildungs- 
seiten in Europa leisten können, ob wir 
^irklich vor Verbänden kapitulieren wol- 
,en, oder ob wir fähig sind, endlich das zu 
tun, was alle unsere Nachbarn längst 
8etan haben. 

Deutschlehrer gefragt 
ts geht ebenso um Forschungsinvestitio- 
nen und um Spitzentechnologie. Aber es 
8eht vor allem nicht nur um wirtschaftli- 
che Dinge, sondern um das Bild Deutsch- 
lands, das in der Welt entscheidend 
jfePrägt wird durch Reichtum und Viel- 
st von Kunst und Kultur. Das wach- 
ende Interesse vor allem im Norden und 
Usten Europas an unserer Muttersprache, 

n der deutschen Sprache, eröffnet eine 
ngeheure Chance! Ist es nicht eigenar- 

38, daß wir es in unserem föderalen 
erneinwesen einfach nicht zustande 
nngen, jetzt in einer Sonderaktion eine 

genügende Zahl von Deutschlehrern in 
den neuen Republiken der früheren 

zur owjetunion, in Polen und anderswo 
J*tfugung zu stellen? Das ist eine neue 
^orität. Wir kriegen nicht jedes Jahr die 

Chance, für die deutsche Sprache in der 
Welt etwas zu tun. Jetzt ist die Chance 
da; lassen Sie sie uns nutzen! 

Wenn ich an die Kultur denke, 
denke ich natürlich hier in Sachsen 
an das Leipziger Gewandhausorche- 
ster, das von hier nach New York 
geht. Ich denke an umfassend infor- 
mierende Tagungen der Goethe- 
Institute in Asien, an Gastprofessu- 
ren in Lateinamerika und an Pro- 
jekte für politische Bildung in 
Afrika: auch dies bestimmt das 
Bild Deutschlands in der Welt! 

Mit einem Wort, liebe Freunde: Mir geht 
es um die Offenheit und die Anpassungs- 
fähigkeit unserer Gesellschaft gegenüber 
neuen Entwicklungen und Herausforde- 
rungen. Das bestimmt entscheidend den 
Standort Deutschlands und seine Attrak- 
tivität in Europa und darüber hinaus. 
Zu diesem Zukunftsstandort Deutschland 
gehört selbstverständlich der wirksame 
Schutz von Natur und Umwelt, die 
Bewahrung der Schöpfung, der Einklang 
von Ökologie und Ökonomie. Gerade 
hier in den neuen Bundesländern sehen 
wir ja das katastrophale Erbe, das die 
SED hinterlassen hat. Wir müssen auch 
hier die Priorität sehen, die notwendig ist. 
Die Beseitigung gehört zu unseren drän- 
gendsten Aufgaben. 

Was wir am Rhein geschafft haben, 
werden wir auch an Oder und Elbe 
erreichen. Dies ist ein weiteres Bei- 
spiel für konkretes und solidari- 
sches Handeln. 

Meine lieben Freunde, wenn wir von der 
inneren Einheit unseres Landes sprechen, 
dann sollten wir zuerst einmal von jenen 
sprechen, die den längsten und schwierig- 
sten Weg in Deutschland hatten. Das ist 
die Generation der Rentner. Die Renten 
in den neuen Bundesländern — und ich 
danke bei dieser Gelegenheit einmal Nor- 
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bert Blüm, der immer ein Vorkämpfer für 
diese Solidaritätsverpflichtung war — 
sind seit 1989 schneller gestiegen als die 
realen Einkommen der Arbeitnehmer. 
Ich finde das richtig, weil ich glaube, daß 
es keine Generation gibt, die die Last der 
Geschichte unseres Volkes so getragen 
hat wie die Rentner in den neuen Bundes- 
ländern. Wer dort heute 70 oder 80 Jahre 
oder älter ist, der hat die ganze Last des 
Jahrhunderts getragen. Denken wir nur 
an Inflation, Weltwirtschaftskrise, Nazi- 
Zeit, Krieg und Gefangenschaft, kommu- 
nistische Diktatur hier. Man muß sich 
immer wieder klarmachen, das alles ist 
ein Deutschland. Wer 1939 Soldat 
wurde, Krieg und Gefangenschaft über- 
lebte und hier nach Dresden in die Hei- 
mat zurückkehrte, der hatte dann noch 40 
Jahre SED-Diktatur vor sich. Und viele 
Frauen, deren Männer gefallen waren 
und die nicht die Chance hatten, einen 
Partner zu finden, mußten ihren Lebens- 
weg auch noch über 40 Jahre im Sozialis- 
mus allein bewältigen. 

Wer das Glück hatte, auf der Son- 
nenseite, im freien Teil unseres 
Landes, zu leben, der muß sich ver- 
gegenwärtigen, was dies heißt und 
daß gerade die ältere Generation in 
den neuen Bundesländern weit mehr 
Last zu tragen hatte als irgendein 
anderer. Deswegen verdient sie in 
besonderer Weise unsere Sympathie 
und unsere Zuneigung. Diese ältere 
Generation muß wissen, daß sie zu 
uns gehört, daß wir offen sind für 
ihre Fragen und Probleme! 

Für uns als christliche Demokraten war 
es immer klar - das ist ein Teil unserer 
Programmatik und unseres Selbstver- 
ständnisses —, daß die Familie im Mittel- 
punkt unserer Politik stehen muß. Sie ist 
der wichtigste Ort persönlicher Gebor- 
genheit und Orientierung. Natürlich ist es 

die persönlich-private Entscheidung 
eines jeden einzelnen, ob er eine Familie 
gründen und Kinder haben will oder 
nicht. 
Aber ich finde, es ist richtig, offen auszu- 
sprechen, daß jeder, der sein Leben ohne 
Kinder gestaltet, letztlich auch von denje- 
nigen lebt, die mit ihren Kindern für die 
Gesellschaft einen entscheidenden, 
unentbehrlichen Beitrag erbringen. 

Ohne Kinder keine Zukunft 

Ich sage es noch einmal: Ich respektiere 
die persönliche, die private Entschei- 
dung, aber wahr ist: Auch wenn es sich 
der einzelne erlauben kann, als Single zu 
leben, gilt dennoch der Satz: Eine Gesell- 
schaft ohne Familien mit Kindern hat 
keine Zukunft. Das muß wieder jeder- 
mann klargemacht werden. 

Das heißt: Familien — und auch 
Alleinerziehende — brauchen eben 
nicht nur öffentliche Sympathiebe- 
kundungen. Sie müssen auch die 
notwendige Unterstützung erfahren. 
Familien mit Kindern müssen Vor- 
fahrt haben. Das ist eine Priorität, 
die nicht geändert werden darf! 

Das kann der Staat allein nicht leisten. 
Wir haben allen Grund, denen zu dan- 
ken, die in privater Initiative Hilfe lei- 
sten. Dies ist auch wegen des menschli- 
chen Klimas in unserer Gesellschaft 
wichtig. Wir haben allen Grund — in die- 
sem wie in anderen Zusammenhängen -* 
unseren Kirchen und ihren karitativen 
und diakonischen Einrichtungen für ihr 
Engagement zum Wohle der Menschen 
zu danken. 
Ich verbinde damit die Bitte, daß die Kir- 
chen gerade jetzt, bei unseren Anstren- 
gungen, die innere Einheit Deutschlands 
zu vollenden, ihre moralische Autorität 
dafür einsetzen, daß dieser Weg gemein- 
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sam gegangen wird und zum Erfolg führt. 
Ich glaube, hier kann sich in einer ganz 
neuen Dimension auch Kirchlichkeit 
bewähren. 
Es wird viel über Menschlichkeit in unse- 
rer Gesellschaft gesprochen. Unsere 
Gesellschaft beweist ihre Menschlichkeit 
vor allem dann, wenn viele bereit sind, 
für den Nächsten dazusein und nicht 
jeder nur für sich selbst. Wir wissen, daß 
staatliche Sozialpolitik allein kein Ersatz 
für tätige Nächstenliebe sein kann. Des- 
wegen wollen wir all jenen im freien und 
gemeinnützigen Bereich helfen, die bereit 
sind, hier ihren Dienst zu tun. 
Das ist ja nicht nur eine Frage der Orga- 
nisation; es geht vielmehr in einer „Pre- 
stigegesellschaft" — lassen Sie mich dies 
so sagen — auch darum, daß dieses Die- 
nen, dieser Dienst am Nächsten bei uns 
auch als eine großartige Leistung für die 
Allgemeinheit anerkannt wird. Es ist 
Nichtig, dies immer wieder deutlich zu 
sagen! 
wir sind stolz auf unser Grundgesetz. Es 
'st die freiheitlichste Verfassung in der 
beschichte der Deutschen. Dieses 
Grundgesetz hat sich in über vierzig Jah- 
ren bewährt. Wir wissen: Auch die Men- 
schen in den neuen Bundesländern woll- 
en keine andere Bundesrepublik. Sie 
naben sich für das Grundgesetz entschie- 
den. Natürlich wissen wir auch, daß wir 
^s Grundgesetz in einigen Punkten der 
geränderten Situation — der Einheit 
Deutschlands und der Einigung Europas 
t~- anpassen müssen. Aber manche reden 
* jetzt auch von einer Totalrevision des 
Grundgesetzes, und dazu will ich hier für 
aie Christlich Demokratische Union klar 
[fnd deutlich sagen: Wir wollen diese Ver- 
fas sung, keine andere! 

Ich betone nochmals: Wenn ich das 
so prononciert sage, schließt das 
nicht aus, daß notwendige Verände- 
rungen vorgenommen werden; aber 

niemand kann mit uns die Achse 
unserer Republik durch eine Total- 
revision unserer Verfassung ver- 
schieben. Dies muß klar und deut- 
lich ausgesprochen werden. 

Liebe Freunde! Dieses Grundgesetz ist 
auch das Fundament für ein weltoffenes 
Deutschland. Deutschland ist ein aus- 
länderfreundliches Land und muß es 
auch bleiben. 

Das sollen die Millionen von Ausländern 
wissen, die bei uns leben, die wir zu uns 
geholt haben, damit sie uns helfen. Sie 
tragen mit ihrem Fleiß zu unserem Wohl- 
stand bei. Manche bedenken gar nicht, 
daß auch ihr persönliches Wohlbehagen 
und ihr Wohlstand darauf beruhen, daß 
Ausländer in Deutschland mitarbeiten. 
Auch das gehört zum Bild unserer Repu- 
blik. • 

Wir als Christlich Demokratische 
Union Deutschlands verurteilen 
jede Form von Fremdenhaß und 
Ausländerfeindlichkeit. Wir verur- 
teilen jede Form von Rassismus, 
erst recht in der besonders erschrek- 
kenden und brutalen Form etwa des 
Antisemitismus, den man gelegent- 
lich antrifft. Dies alles ist mit unse- 
rer Vorstellung für unser Land 
nicht vereinbar! Wir treten all die- 
sen Tendenzen mit äußerster 
Scharfe und Entschiedenheit entge- 
gen und werden dies auch weiterhin 
tun. 

Zur aktuellen Diskussion über das Asyl- 
recht will ich noch einmal kurz unsere 
Position bekräftigen: Für uns ist das 
Recht auf Asyl unantastbar. Wer aus reli- 
giösen, rassischen oder politischen Grün- 
den in seiner Heimat verfolgt wird, findet 
selbstverständlich bei uns Zuflucht und 
Asyl. Aber angesichts von Hunger und 
Armut in der Welt gibt es heute immer 



Seite 20 •  UiD 39/40 1991 HELMUT KOHL 

mehr Menschen, die aus wirtschaftlicher 
Not ihre Heimat verlassen und zu uns 
kommen wollen. Wer genau hinschaut, 
weiß: Wir sind nicht in der Lage, dieses 
Problem in unserem Lande zu lösen. 
Wir müssen den Menschen helfen, in 
ihrer Heimat ihr Glück und ihre Zukunft 
zu finden. Das heißt, man kann nicht 
über das Asylrecht diskutieren und 
gleichzeitig schweigen, wenn es darum 
geht, den Ländern der Dritten Welt bei 
der Bekämpfung von Hunger und Armut 
zur Seite zu stehen und ihnen zu helfen. 
Im übrigen hat auch die Diskussion in 
diesen Tagen auf dem EG-Gipfel in 
Maastricht gezeigt: Das ist kein isoliertes 
deutsches Problem; es ist ein Problem 
aller europäischen Länder. Die Lösung 
kann nur in einer gemeinsamen europäi- 
schen Regelung liegen, und ich bin 
sicher, daß die Beschlüsse von Maastricht 
uns auf diesem Felde sehr rasch voran- 
bringen. Und dann wird sich zeigen — 
darüber brauchen wir keinen Gelehrten- 
streit abzuhalten —, daß ein wirklich 
praktikables europäisches Asylrecht ohne 
eine Änderung unseres Grundgesetzes 
nicht möglich ist. Wir brauchen eine 
europäische Lösung, wir müssen tun, was 
dazu notwendig ist, und wir erwarten, 
daß andere das endlich auch begreifen. 
Liebe Freunde, bei all dem, was wir als 
Fehler einzuräumen haben — das gilt 
auch für mich persönlich —, glaube ich 
doch, daß wir im Blick zurück auf den 
letzten Parteitag Anfang Oktober 1990, 
im Blick zurück auf die vergangenen 
Monate Grund zum Selbstbewußtsein 
haben. 

Wir konnten vieles erreichen. Aber 
wir dürfen nicht damit zufrieden 
sein, wie wir diese gemeinsamen 
Erfolge vertreten. Wir müssen 
dabei mehr Mut und Stehvermögen 
aufbringen, und wir dürfen uns vor 
allem nicht von jedem Gegenwind 

beeindrucken lassen — oder, was 
noch törichter ist, unsere Leistun- 
gen selber zerreden. 

Zu einer kämpferischen Vertretung unse- 
rer Politik gehört auch, daß wir uns vor 
unsere eigenen Leute stellen. Das, was 
Woche für Woche von manchen vorge- 
bracht wird, um Persönlichkeiten der 
Union zu schädigen, darf uns, meine 
Damen und Herren, nicht beirren. 

Stolz auf unsere Erfolge j 

Wer wie ich Gelegenheit hatte — der ich 
ja nie angegriffen werde; deswegen kann 
ich darüber ganz ruhig sprechen —, dies 
im Laufe von Jahren, ja, von Jahrzehnten 
zu verfolgen, der weiß: Es wird immer 
eine bestimmte Person herausgesucht, die 
an- oder abgeschossen werden soll, aber 
treffen will man doch die gesamte Union- 
Das ist — um es einmal ganz klar zu 
sagen — die Rache derer, die die 
geschichtliche Stunde verschlafen haben. 

Wenn ich sage, wir sind stolz auf 
unsere Erfolge, dann meine ich 
damit nicht, daß wir mit den Erfol- 
gen von gestern etwa morgen Wah- 
len gewinnen können. Die Men- 
schen erwarten eine Handreichung. 
einen Ausblick auf die Zukunft, 
eine Aussage, wie wir die Lage 
sehen, wie wir die Probleme sehen 
und wie wir sie lösen wollen. 

Die Welt hat sich dramatisch verändert. 
Vor 15 Jahren, ja, vor 10 Jahren waren 
der europäische Binnenmarkt und die 
Währungsunion noch in weiter Ferne. 
Weltweiter Klimaschutz war noch ein 
Thema für Spezialisten. Katalysatorauto 
und Erziehungsgeld waren noch nicht 
durchgesetzt. Ich könnte viele weitere 
Beispiele bringen. 
Noch viel tiefgreifender sind die Folgen, 
die mit der deutschen Einheit und mit 
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^tische Idee eine wirklich neue Chance 
Tonnen hat. 

t
Unsere Aufgabe als Christlich Demokra- 
'Sche Union ist nicht leichter geworden, 

. ber unser Beitrag ist notwendiger denn 
• Die Welt, in der wir für unsere Ziele 
^treten, ist nicht mehr eine Welt, die 
*s „C" ohne weiteres akzeptiert. Der 
r°zeß der Säkularisierung ist weit fort- 

pSchritten. Immerhin gehören im verein- 
^ Deutschland mehr als 21 Millionen 
p enschen keiner Kirche mehr an. Liebe 

reunde, machen wir es uns nicht so ein- 

<jem Ende des Ost-West-Konflikts ver- 
bunden sind. Der Zusammenbruch des 
Kommunismus hat die Gewichte verscho- 
ben. Das Scheitern der marxistischen 
Geologie ließ ein geistiges Vakuum ent- 
gehen. Auch im Westen Europas sind die 
kommunistischen Parteien in einer tiefen 
Krise. Sie haben sich umbenannt oder 
aufgelöst. Die sozialistischen Parteien 
jjie jene in Spanien, in Österreich oder in 
England rücken jeden Tag mehr von 
lhren marxistisch-sozialistischen Partei- 
traditionen ab. 

Marktwirtschaft ist heute auch bei 
den sozialistischen Parteien „in", 
vielleicht mit Ausnahme der deut- 
schen Sozialdemokraten, die die 
umgekehrte Entwicklung nehmen. 
Aber das ist eine der Tatsachen, die 
ich sowieso nicht verstehen kann. 

üie geschichtliche Entwicklung hat die 
j>roße Linienführung unserer Politik 
estätigt. Deswegen müssen wir uns 

^eute schon auch die Mühe machen, im 
Rahmen unserer Möglichkeiten unseren 
j^eitrag zur Diskussion über die geistige 
Ehrung für die Zukunft zu leisten. Für 

m'ch stellt sich in diesen Jahren, 1990 
Ur,d jetzt 1991, sehr wohl die Frage, ob 
w,r alle begreifen, daß angesichts des ent- 
/andenen Vakuums die christlich-demo- 
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fach, daß wir sagen: Das kommt von der 
Entwicklung in der DDR und von der 
Unterdrückung durch die SED. Das ist 
ein Teil der Wahrheit; wahr ist aber auch, 
daß in einer Großstadt wie Hamburg — 
sie steht nur symbolisch für andere deut- 
sche Großstädte — nur 60 Prozent der 
Kinder eines Jahrgangs getauft werden. 

Die Christlich Demokratische 
Union, unsere Partei, unsere politi- 
sche Heimat, ist nach 1945 in einer 
Zeit entstanden, in der nach der 
nationalsozialistischen Katastrophe 
Religion und Kirchlichkeit augen- 
scheinlich eine Renaissance erleb- 
ten. Für eine Zeit war es so, daß in 
der Gesellschaft christlichen Wer- 
ten eine neue Verbindlichkeit 
zuwuchs. Davon können wir heute 
nicht mehr ausgehen. 

Die knappen Hinweise machen deutlich, 
vor welchen Herausforderungen wir ste- 
hen. Ich bin zutiefst davon überzeugt, 
daß unser christliches Verständnis vom 
Menschen und die ethischen Grundlagen 
unserer Politik gültig sind und bleiben. 
Ich sage klar und deutlich: Mit uns, der 
CDU, ist eine Anpassung an den Zeit- 
geist nicht zu machen; damit läßt sich 
Zukunft nicht gewinnen. Wer dem Zeit- 
geist hinterherläuft, wird immer hinter- 
herlaufen. Das ist ist die Erfahrung der 
Geschichte. 

Das heißt, ungeachtet der Tagespo- 
litik und auch ungeachtet mancher 
Schwierigkeiten, um unsere Ideale 
klar und deutlich zu vertreten, ist es 
notwendig, daß wir für unsere 
Grundwerte und die Fundamente 
unserer Politik kämpferisch eintre- 
ten und daß wir fähig sind, für sie 
auch dann kämpferisch einzutreten, 
wenn das nicht so populär zu sein 
scheint. 
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Ich sage das ganz bewußt auch mit Blick 
auf die Diskussion in unserer Partei über 
den Schutz des Lebens ungeborener Kin- 
der. Es gibt Fragen, bei denen man sich 
nicht nach der Demoskopie verhalten 
kann, sondern nach dem, was der Kom- 
paß unserer Grundsätze anzeigt. 

Ich glaube, angesichts der Veränderun- 
gen, von denen ich sprach, ist es wichtig, 
daß wir jetzt damit begonnen haben, 
unser Grundsatzprogramm zu diskutie- 
ren, zu überdenken und Überlegungen 
anzustellen, was wir jetzt verändern wol- 
len. Wir wollen gestalten und nicht ein- 
fach reagieren; das ist unser Ziel bei die- 
ser Diskussion. 
Der Zeitplan ist klar. Ende 1992/Anfang 
1993 wird der Entwurf des fortgeschrie- 
benen Grundsatzprogramms vorliegen. 
Das ganze Jahr 1993 steht dann für die 
Diskussion in den Orts-, Kreis- und Lan- 
desverbänden zur Verfügung. Ich denke, 
es wird uns guttun, daß wir das Pro- 
gramm im Frühjahr des Jahres 1994 — 
also eines Jahres, liebe Freunde, in dem 
die Wahlen zum Europaparlament im 
Juni, zu vielen Kommunalvertretungen, 
die Bundestagswahlen im Oktober und 
viele Landtagswahlen stattfinden werden 
— auf einem eigenen Bundesparteitag 
verabschieden. 

Es tut uns gut, unsere Prinzipien 
ungeachtet all dieser Anstrengun- 
gen in einem solchen Wahljahr vor 
der deutschen Öffentlichkeit deut- 
lich zu machen, und ich lade Sie 
alle herzlich ein, an der Diskussion 
in den Kreis- und Ortsverbänden 
mitzuwirken. Das ist wichtig für 
den Kompaß der Partei für die 
Zukunft. 

Dabei gewinnen wir eine gute Chance, in 
den Orts- und Kreisverbänden abseits der 
Routine über das zu sprechen, was die 
CDU ausmacht. Dazu gehören unsere 

Defizite bei der Mitgliedschaft junger 
Leute und von Frauen. Beschlüsse haben 
wir genug gefaßt. Wenn ich die Essener 
Beschlüsse zum Thema Frauen betrachte, 
müßten wir aus diesem Problembereich 
längst heraus sein. Es geht also nicht 
darum, neue Beschlüsse zu fassen, son- 
dern sie endlich ernst zu nehmen, auch 
dort, wo es unbequem wird. 
Dazu gehört auch die Arbeit vor Ort, die 
Arbeit in der Kommunalpolitik. Ich kann 
dies nicht oft genug sagen: Wir dürfen 
nicht zulassen, daß sich die kommunal- 
politische Ebene von der Gesamtpolitik 
etwa nach dem Motto absondert: Für die 
Landes- und Bundespolitik sind andere 
zuständig; im Rathaus wissen wir schon, 
was geht. Die Bürger machen diese 
angeblich gescheite Unterscheidung 
nicht. Die Bürger sehen uns als Ganzes, 
und sie haben damit recht. Als Ganzes 
haben wir unsere Politik zu vertreten. 

Auf die Menschen zugehen     
Nach den Landtagswahlen im April 
haben wir die für deutsche Verhältnisse 
ungewöhnliche Chance, nahezu zwei 
Jahre keine Wahl auf der Ebene der 
Landtage und des Bundestages zu haben- 
Natürlich werden in der Zwischenzeit 
Kommunalwahlen stattfinden; das weiß 
ich. 

Ich finde jedenfalls, wir sollten 
diese Zeit nutzen, und ich selbst 
will das auch tun. Ich will mich 
dabei voll einsetzen, damit wir uns* 
was die Organisation der Partei 
angeht, für die Zukunft fit machen 

Wir müssen dabei flexibler werden. Nicp 

nur die programmatische Arbeit muß vOf' 
ankommen, sondern wir müssen fähig 
sein, auch auf die Menschen zuzugehen, 
damit sie erfahren, daß wir ihre Sprache 
sprechen und daß wir ihre Probleme ken' 
nen. Am Beispiel der neuen Landesver- 
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bände sehen wir ja, daß es in unserer 
Bevölkerung sehr viel mehr junge Talente 
S'bt, als in unseren Kreisverbänden 
Semeinhin angenommen wird. Nur müs- 
sen sie eben das Gefühl haben, daß sie 
envünscht sind, meine Damen und Her- 
ren. 

Wir sind hierher nach Dresden gekom- 
men, um ganz offen über die Frage des 
^usammenwachsens unserer Partei zu 
sprechen — was ja ein Problem ist, wie es 
sich nicht allein bei uns stellt. Ich finde 
~as, was andere in diesem Zusammen- 
hang in den letzten Monaten gesagt 
°aben, ziemlich überheblich. Ich erinnere 
j^ch an einen Parteivorsitzenden, der 
beschworen hat, das Problem gäbe es 
Jjberhaupt nicht. Na ja, dann war er auf 
Pem FDP-Parteitag und hat erlebt, daß 
•hn die Probleme eingeholt hatten. Ich 
glaube also, es ist sehr viel besser, wenn 
s,ch jeder zunächst um sich selbst küm- 
mert und versucht, seiner eigenen Verant- 
wortung gerecht zu werden. 
ch sage das übrigens auch im Blick auf 
.le deutsche Sozialdemokratie; denn so 
•nfach, wie es jetzt in Bonn gelegentlich 

Hergestellt wird, war der Ablauf der 
^schichte nach 1945 nicht. Auch dazu 
*ßt sich sehr, sehr viel sagen. 

Seit dem 1. Oktober 1990 sind wir 
ein gutes Stück vorangekommen. 
Aber wir wissen auch, daß noch viel 
zu tun ist. Unser Umgang unterein- 
ander muß geprägt sein von* gegen- 
seitigem Verständnis und Geduld. 
Wie wir miteinander umgehen — 
das sollten wir uns immer wieder 
klar machen —, ist exemplarisch 
för den Umgang der Deutschen 
untereinander, 

^wichtigste ist, daß wir uns dabei 
Us    VOn vor8efaßten Meinungen leiten 
Sfcv1' Das gilt nicht zuletzt im Blick auf 

Vergangenheit. Es ist richtig, daß die 

Vergangenheit der CDU in den neuen 
Bundesländern Teil der Geschichte der 
CDU Deutschlands ist und daß wir uns 
gemeinsam dieser Geschichte zu stellen 
haben. Dabei rate ich all denen, die — 
wie ich — in den westlichen Bundeslän- 
dern gelebt haben, zur Zurückhaltung. Es 
geht vor allem darum, in den Orts-, 
Kreis-, Bezirks- und Landesverbänden 
der neuen Bundesländer das fortzuführen 
und, wie ich hoffe, zu einem guten Ende 
zu bringen, was nicht erst jetzt — ich 
blicke Lothar de Maiziere an —, sondern 
schon 1989/1990 begonnen wurde. Es 
geht darum, daß man vor Ort darüber dis- 
kutiert, wie sich der einzelne in der Ver- 
gangenheit verhalten hat und ob das 
Konsequenzen haben sollte oder nicht. 

In unserer Dresdner Erklärung, die wir 
am Dienstag verabschieden wollen, heißt 
es: 

Das Verhalten und die Konflikte 
unter den Bedingungen einer Dikta- 
tur können am ehesten diejenigen 
beurteilen, die unter solchen Bedin- 
gungen zu leben hatten. Pauschale 
Urteile versperren den Zugang zur 
Wahrheit ebenso wie Versuche, not- 
wendigen Diskussionen auszuweichen 
und Klärungen zu verschleppen. 
Erforderlich sind daher ein fairer 
Umgang mit Personen und eine dif- 

ferenzierte Bewertung von Fakten. 

Diese Sätze halte ich für sehr, sehr wich- 
tig- 

Ich will es so formulieren, wie ich es für 
mich ganz persönlich im Bundestag 
schon einmal formuliert habe. Ich glaube, 
es ist wichtig, Ihnen dies als die Meinung' 
des Parteivorsitzenden zur Kenntnis zu 
geben. Ich hatte das Glück, 1930 am 
Rhein geboren zu werden. Als ich zu 
Weihnachten 1946 als Schüler zur Partei 
kam, lag meine Heimatstadt Ludwigsha- 
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fen in der französischen Besatzungszone, 
im westlichen Teil Deutschlands. 

Wenn ich in jenen Tagen in Leipzig 
gelebt hätte, wäre ich auf Grund 
meines Elternhauses mit größter 
Wahrscheinlichkeit ebenfalls in die 
CDU eingetreten, vor allem schon 
deswegen, weil für mich und meine 
Freunde die CDU damals die Partei 
von Jakob Kaiser und Andreas Her- 
mes war. Das waren für uns leuch- 
tende Vorbilder. 

Es war die Partei jenes Andreas Hermes, 
der unmittelbar vor seiner Wahl zum Par- 
teivorsitzenden aus der Todeszelle von 
Plötzensee herausgekommen war. Es war 
die Partei Jakob Kaisers und Ernst Lem- 
mers. 

Gegen Besserwisserei  

Liebe Freunde, in jener Zeit sind Hun- 
derttausende in die CDU eingetreten. 
Viele haben die Partei später wieder ver- 
lassen. Nicht wenige sind wegen ihrer 
politischen Überzeugung geflohen. Nicht 
wenige wurden verhaftet oder ver- 
schleppt. Wir wissen bis heute nicht 
genau, wie viele von ihnen in Workuta 
oder in Buchenwald umgekommen sind. 
Ein beachtlicher Teil der Gründergenera- 
tion ist in der sowjetischen Besatzungs- 
zone, später der DDR, in der CDU 
geblieben. Ich sage ganz einfach: Ich 
wehre mich leidenschaftlich dagegen, 
daß sie pauschal verdächtigt und diffa- 
miert werden. 

Und ich füge für mich persönlich hinzu: 
Ich weiß nicht, welchen Weg ich genom- 
men hätte. Ob ich in jenen Tagen, als die 
Chance dazu noch bestand, in den 
Westen gegangen wäre, ob ich die Kraft 
zum Widerstand gehabt hätte, ob ich 
Bautzen riskiert hätte — oder ob ich mir 
eine Nische gesucht hätte und Kompro- 

misse eingegangen wäre: Ich weiß es 
nicht. Aber weil ich es nicht weiß und 
viele es für sich ebenfalls nicht wissen 
können, rate ich uns, nicht mit Besserwis- 
serei oder gar mit Arroganz an diese 
Frage heranzugehen. 
Liebe Freunde, das gehört ebenso zur 
Aussöhnung wie das Aussprechen der 
Wahrheit. Dazu gehört noch etwas, näm- 
lich unser Respekt vor jenen, die den M^ 
hatten, mit allen Konsequenzen dem 
SED-Regime entgegenzutreten, und die 
zum Teil schwerste Opfer haben bringen 
müssen. 

Wer nun das zurückliegende Jahr 
überblickt, wird zustimmen müssen« 
wenn ich sage: Die Vereinigung ist 
unserer Partei in vielfältiger Form 
zugute gekommen. Es ist doch ein 
Gewinn, daß der Mitgliederanteillfl 

der Altersgruppe der 25- bis 40jäh' 
rigen in den Landesverbänden der 
neuen Bundesländer fast doppelt so 
groß ist wie in den alten Bundeslän' 
dem, daß der Anteil der weiblichen 
Mitglieder dort doppelt so groß ist 
wie jener in den alten Bundeslän- 
dern. 

Ich weiß nicht, worauf das beruht. Viel- 
leicht ist das paschahafte Verhalten untef 

dem Eindruck des Sozialismus früher 
abgebaut worden. 
Gewonnen, liebe Freunde, hat auch die 
Bundestagsfraktion. Wenn Sie heute das 
Bundestagshandbuch zur Hand nehmen 
und die Vielfalt der Berufe sehen, so ste£ 
len Sie fest, daß eine erfreuliche Entwi<*' 
lung zu registrieren ist. 

Daß in diesem technisch und natuf 
wissenschaftlich geprägten Zeital- 
ter endlich wieder viele Abgeord- 
nete aus naturwissenschaftlichen 
Berufen kommen, finde ich gut. 
Daß Mediziner zu uns kommen, 
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nicht um über dieses oder jenes 
Gesetz zu klagen, sondern um mit- 
zuarbeiten, finde ich sehr gut, um 
ein weiteres Beispiel hinzuzufügen. 

Ist es nicht eine phantastische Chance für 
°s alle, daß wir jetzt in den neuen Bun- 

desländern mehr als 7 000 Mandatsträger 
J>nd überwiegend die Bürgermeister und 
Landräte stellen? Sie sind natürlich nicht 
j*° routiniert, natürlich nicht so ausge- 
bt, daß sie jede Finanzierungsquelle 
°'ort auszuschöpfen wissen. Eines 

haben sie im Regelfall freilich schon 
ge'ernt, nämlich zu sagen: Der Bund muß 
mehr tun. — Das ist eine Sache, die Bür- 
germeister und Landräte auch in den 

euen Bundesländern längst gelernt 
haben. 
^an muß sich aber einmal vorstellen, 

as dort von Männern und Frauen gelei- 
et wird, die vor zwei Jahren nicht im 
raüm daran dachten, daß sie Bürgermei- 
er oder Landräte werden würden. 
enn man sieht, wie manchmal — mehr 
^r minder elegant — die Planung kom- 

. unalpolitischer Karrieren in der alten 
undesrepublik erfolgt, wie in der KPV 

r*"1Cr» schaue jetzt Horst Waffenschmidt 
f1 —• sorgfältig besprochen wird, wer zu 
lnem bestimmten Zeitpunkt zur Verfü- 

. n8 steht und was man für ihn tun kann, 
v
ar>n hat man um so größeren Respekt 

r denen, die über Nacht Bürgermeister 
v 

er Landrat geworden sind und jetzt 
°" gefordert werden. 
0r»einander lernen ist keine Einbahn- 
raße. Das gilt auch für das Gespräch 

^jungen Leuten. Ich war vor einigen 
j °chen bei einer Tagung des RCDS in 
> na- Die Begegnung mit diesen jungen 
• ^ten, die einen völlig neuen Horizont 
I- j>en, die sich verständlicherweise natur- 
al aUC^ scnwertun> Sl°h unter den ver- 
j    erten Bedingungen zurechtzufinden, 

lrnmer eine großartige Erfahrung. 

Ich finde überhaupt, daß — trotz 
aller Probleme — die deutsche Ein- 
heit eine Riesenchance eröffnet: 
daß so etwas wie Aufbruchsstim- 
mung herrscht; daß wir ausgetre- 
tene Pfade verlassen können, um 
etwas Neues zu tun, was noch nicht 
dagewesen ist; daß wir uns wieder 
etwas zutrauen, daß wir sagen: Wir 
packen es und wir schaffen es. 

Liebe Freunde, damit bin ich beim 
Thema Maastricht, beim Thema Europa. 
Wenn Sie sich die Pressekommentare in 
Europa und weltweit anschauen, dann 
können Sie — bei aller Kritik in diesem 
oder jenem Punkt — einen Tenor feststel- 
len: Die Deutschen haben den entschei- 
denden Beitrag zum Durchbruch nach 
Europa geleistet. Die Deutschen wollen 
nicht zurück zum nationalstaatlichen 
Denken, das uns in der ersten Hälfte des 
Jahrhunderts soviel Elend gebracht hat. 
Die Deutschen sind engagierte Europäer, 
weil sie einen Beitrag zum Frieden leisten 
wollen. Natürlich ist auf diesem Weg 
noch manches zu tun. Natürlich gibt es 
auch Risiken. 
Wenn Konrad Adenauer zu Beginn der 
Diskussion über die Europäische Vertei- 
digungsgemeinschaft eine Volksabstim- 
mung hätte durchführen lassen, hätte er 
womöglich keine Mehrheit bekommen. 
Wenn er über die Wiederbewaffnung 
hätte abstimmen lassen, hätte er keine 
Mehrheit bekommen. Sie machen sich 
doch hoffentlich keine Illusionen: Beim 
Stationierungsbeschluß 1983 wäre es mit 
einer Mehrheit auch nicht ganz einfach 
gewesen. Wir wollen uns jetzt nichts in 
die Tasche lügen. Wir wissen doch, wie es 
war. 

Führen heißt eine Vision in die Rea- 
lität umsetzen. Die deutsche Ein- 
heit, die europäische Einigung 
waren immer unsere Visionen. Jetzt 
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realisieren wir die europäische Eini- 
gung, weil es dem Frieden, weil es 
der Freiheit, weil es der Zukunft 
dient. 

Dieses Europa darf keine Festung wer- 
den, in der wir uns vor den anderen 
abschotten. Es muß offen sein. Deswegen 
wollen wir, daß die Schweden — ich 
habe bereits unseren Freund Carl Bildt 
angesprochen —, deswegen wollen wir, 
daß die Österreicher, deswegen hoffen 
wir, daß die Finnen bis 1995 in die 
Gemeinschaft aufgenommen werden. Für 
einen späteren Zeitpunkt, der in nicht 
allzu weiter Ferne liegen sollte, wünsche 
ich mir, daß Polen, die CSFR und 
Ungarn der Gemeinschaft beitreten kön- 
nen, sobald sie — auch mit unserer Hilfe 
— die Voraussetzungen für eine Mitglied- 
schaft erfüllen. 

Krakau liegt nicht in Osteuropa, 
Krakau liegt in Mitteleuropa. Man 
kann es gar nicht oft genug sagen. 

Deshalb wollen wir Hilfe zur Selbsthilfe 
geben — den Menschen in der bisherigen 
Sowjetunion jetzt, mitten im Winter, vor 
allem Hilfe gegen Hunger und Elend. Als 
ich im Sommer mit Michail Gorbatschow 
in Kiew war, gab es neben vielem, was 
mich beeindruckt hat, eine Begegnung 
mit einer ganzen Zahl alter Frauen, die 
sich für die deutsche Hilfe im Winter 
1990/91 bedankt haben. Diese Frauen 
haben dann erzählt, wie es war, als die 
Deutschen im Krieg dort waren, sie 
haben erzählt, wie es war, als sie nächste 
Familienangehörige verloren haben. Ich 
habe erzählt, wie es in meiner eigenen 
Familie war. Dabei konnte man erken- 
nen, daß die Brücke der Menschlichkeit, 
die wir jetzt schlagen können, nicht nur 
für den Tag wichtig ist, sondern daß sich 
hier in beide Richtungen ein Strom von 
Sympathie und Zuneigung zwischen den 
Völkern bewegt — und das ist ein Werk 
des Friedens. 

Der Satz „Von deutschem Boden 
soll Frieden ausgehen44 gefällt mir 
gut, aber er darf nicht in der Theo- 
rie steckenbleiben. Wenn wir gefof* 
dert sind, in bitterer Not zu helfen» 
dann müssen wir wissen: Wir sind 
eines der reichsten Länder dieser 
Erde und wollen das tun, was wir 
tun können. 

In meiner ersten Regierungserklärung 
1982 — das habe ich schon erwähnt — 
sagte ich: „Wir wollen Frieden schaffen 
mit weniger Waffen!" Wir haben in den 
letzten Jahren großartige Erfolge bei 
Abrüstung und Rüstungskontrolle erziel1- 
Bis 1994 wird die Bundeswehr zeitgleicn 
mit dem Abzug der Westgruppe der 
sowjetischen Streitkräfte auf 370 000 
Mann vermindert, alle Mittelstrecken^3'' 
fen weltweit sind bereits verschrottet, 
Kurzstreckenwaffen werden jetzt um 80 
Prozent vermindert, auf deutschem 
Boden wird es künftig keine landgestütZ' 
ten Nuklearwaffen mehr geben, alle ehe' 
mischen Waffen — die Amerikaner 
haben Wort gehalten — sind von deut- 
schem Boden abgezogen. 
 ' 

Europa braucht die NATO   , 
Trotzdem spüren wir gerade in diesen 
Tagen, daß wir die NATO auch in 
Zukunft brauchen, daß Sicherheitsrisike 

bleiben, daß neue Sicherheitsrisiken hi*1' 
zukommen können und daß es eine absj> 
lute Torheit wäre, auf Forderungen nac" 
Abschaffung der Bundeswehr einzuge- 
hen. Wir brauchen auch als vereintes 
Deutschland im Rahmen der neuen euf 
päischen Sicherheitsidentität, die wir in 
Maastricht beschlossen haben, eine ein; 
satzfähige Bundeswehr, und wir sagen J 
zu dieser Bundeswehr. 

Denn ohne unseren Beitrag zur Lastent 
lung innerhalb des Bündnisses werden 
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J*ie Amerikaner nicht bei uns in Europa 
Reiben. Wir brauchen auch in Zukunft 
^e amerikanische Präsenz in Europa. 
j^as, was wir jetzt in der Gemeinschaft im 
i^ick auf eine gemeinsame Außen-, 
kjcherheits- und schließlich auch Vertei- 
^gungspolitik der Europäer diskutiert 
üjid beschlossen haben, ist ja nicht gegen 
d'e NATO gerichtet, sondern darauf, daß 
^ir den europäischen Pfeiler innerhalb 
j[er NATO gemeinsam mit unseren 
•Kunden stärken. Dies erfordert nicht 
2uletzt, daß wir auch weiterhin zu unse- 
en Soldaten stehen. 

Es kann nicht angehen, daß nur die 
Gegner der Bundeswehr sich zu 
Wort melden. Sie können ihre Mei- 
nung doch deshalb frei zum Aus- 
druck bringen, weil die Soldaten 
der Bundeswehr, die Armee unserer 
Söhne, in den vergangenen Jahr- 
zehnten ihre Pflicht getan haben. 

w,r wollen auch zu weltweiter Partner- 
chaft unseren Beitrag leisten und uns an 
er Lösung globaler Aufgaben der 

^ükünft aktiv beteiligen. Die Armut in 
Jn Ländern der Dritten Welt, Krankheit, 
junger, Umweltzerstörung zu bekämp- 
en, das ist doch nicht irgendein Thema, 
as ist für christliche Demokraten ein 

T^trales Thema. Wer zu Recht feststellt, 
aß wir die Probleme der Welt nicht in 
eutschland lösen können, der muß eben 

uch bereit sein, die Probleme dort lösen 
11 helfen, wo sie entstehen — vor Ort in 
en Entwicklungsländern. 

Ich fand es außerordentlich gut und 
sympathisch, daß sich die Junge 
Union auf ihrem diesjährigen 
Deutschlandtag mit dieser mensch- 
lichen und moralischen Verpflich- 
tung befaßt hat. Es ist wichtig, daß 
die junge Generation immer wieder 
deutlich macht: Es geht um ihren 

Globus, um ihre Zukunft. Wir 
haben gemeinsam das Notwendige 
dazu beizutragen. 

Die Bewahrung der uns Menschen anver- 
trauten Schöpfung, diese Herausforde- 
rung können wir nur in weltweiter Part- 
nerschaft lösen. In einem sind wir uns als 
Partei der Mitte hoffentlich einig: Es ist 
eine zutiefst wertkonservative Aufgabe 
für unsere Partei, daß wir die Schöpfung 
bewahren. 

Keine Generation hat das Recht, 
diesen Globus verkommen zu las- 
sen. Wir haben vielmehr die 
Pflicht, den Schatz der Natur in 
bestmöglichem Zustand an nachfol- 
gende Generationen weiterzugeben. 

Die Vernichtung der tropischen Regen- 
wälder, das Ozonloch über der Antarktis, 
die Gefahr weltweiter Klimaveränderung 
betreffen die Menschen überall in der 
Welt, hier in Dresden an der Elbe 
genauso wie am Amazonas. Meine herzli- 
che Bitte ist: Überlassen wir dies nicht 
einer Handvoll — oft selbsternannter — 
Spezialisten! Es geht um eine Aufgabe 
für uns alle! Alle Kreisverbände, alle 
Landesverbände, alle Vereinigungen sind 
hier angesprochen. 

In Erfüllung gegangen 

Liebe Freunde, vor über 46 Jahren, am 
26. Juni 1945, wurde die Christlich 
Demokratische Union Deutschlands in 
Berlin auch für die sowjetische Besat- 
zungszone gegründet. Das war rund 50 
Tage nach der Kapitulation. Die Grün- 
dung geschah mit dem Ziel, eine neue 
Ordnung in demokratischer Freiheit für 
unser Vaterland aufzubauen. 

Fast alle der 35 Unterzeichner dieses Auf- 
rufs waren Verfolgte des Naziregimes. 15 
von ihnen waren Beteiligte, Eingeweihte 
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und dann auch Verfolgte im Zusammen- 
hang mit dem Attentat vom 20. Juli 1944. 
Sie kamen zum großen Teil aus Zucht- 
häusern und Lagern des NS-Regimes. Sie 
standen, wie sie in ihrem Aufruf schrie- 
ben, „vor einem Trümmerhaufen sittli- 
cher und materieller Werte". Sie wollten 
mit ihren Freunden in allen damaligen 
Besatzungszonen den geistigen und mate- 
riellen Wiederaufbau Deutschlands 
beginnen. Doch nur in den westlichen 
Besatzungszonen konnte dieses Werk 
konsequent verwirklicht werden. Nicht 
nur die christlichen Demokraten, sondern 
unser ganzes Volk wurde gegen seinen 
Willen über 40 Jahre auseinandergeris- 
sen. 

Heute sind wir mit diesem Parteitag 
in Dresden zum erstenmal in einem 
neuen Bundesland. Halten wir einen 
Moment inne und vergegenwärtigen 
wir uns, was das heißt! Es ist in 
Erfüllung gegangen, liebe Freunde, 
wofür die Gründergeneration 
damals angetreten ist: eine neue 
Ordnung in demokratischer Frei- 

heit für unser Vaterland und für 
Europa. Deutschland ist heute ein 
wichtiges, ein geachtetes Glied in 
der Gemeinschaft freier Völker. Es 

war ein weiter Weg dorthin — aus 
Trümmern, aus weltweiter Verach- 
tung. 

Wir, die Christlich Demokratische 
Union, haben diesen Weg entscheidend 
mitprägen dürfen. Das Erbe Konrad Ape' 
nauers, Ludwig Erhards und Jakob Kai- 
sers bleibt eine Verpflichtung auch für 
die Zukunft. 
Liebe Freunde, wir haben in Schicksals- 
stunden unseres Volkes immer den Mut 
und die Kraft zu den notwendigen Ent- 
scheidungen gehabt. Ich bin sicher, wir 
werden sie auch jetzt haben bei der 
Gestaltung der inneren Einheit, bei der 
Wahrnehmung unserer größer geworde- 
nen Aufgaben für eine friedlichere Welt' 
für Freiheit und Zukunft. Ich möchte ufl 
dazu einladen, mit Mut und Entschiede11' 
heit gemeinsam diesen Weg zu gehen. 

(Lang anhaltender lebhafter Beifall' 
Die Delegierten erheben sich) 

Hermann Gröhe: Der Kanzler hat sich zum 
Anwalt der Jugendlichen gemacht 

Wenn ich an die jungen Leute in 
Dresden und in anderen Städten 

und Gemeinden der neuen Länder 
denke, dann waren es in den letzten 
Wochen sicher vor allem die Sorgen 
um eine gute und moderne Ausbil- 
dung, an denen sich Politik als kon- 
kreter Anwalt auch der Belange junger 
Menschen bewähren konnte und 
bewähren mußte. 
Ich denke, es ist ein großartiger 
Erfolg, wenn heute festgestellt werden 

kann, daß jeder Jugendliche in den 
neuen Ländern einen Ausbildungs- 
platz erhält. 
Wir als Junge Union sagen auch Dank 
dafür, daß der Bundeskanzler in der 
Weise, in der er das Anfang der 80er 
Jahre auch im Westen getan hat, sich 
persönlich zum Anwalt dieses Anlie- 
gens gemacht hat. Sich konkret als 
Anwalt junger Leute zu bewähren: 
dies stärkt wieder das Vertrauen in 
uns, wie es notwendig ist. 
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Generalsekretär Volker Rühe: 

Wir werden im nächsten Jahr eine 
Offensive der Parteiarbeit starten 
ficht 

Anfang meines Rechenschaftsbe- 
s sollen drei Feststellungen ste- 

h *iGns l Im kommenden Jahr wird die 

s lening Helmut Kohl zehn Jahre im 
'sein. Ich denke, Sie werden alle 

Kommen: Das waren zehn gute Jahre 
(
Ur Deutschland. 
i Weiß nicht, ob wir uns angesichts der 

!   ^tischen Veränderungen in den letz- 
^ beiden Jahren immer bewußt sind, 
,j s jn diesen zehn Jahren bewirkt wor- 
ci   'st. Helmut Kohl hat vieles angespro- 
ge 

n> Ihnen die Zahlen zur Abrüstung 
,  annt. Wir haben die Abrüstung heute 
Q   er vorangetrieben, als die eifrigsten 
^ ermarschierer je gefordert haben; 
5j n die haben bekanntlich immer nur 

Se'tige Abrüstung gefordert. 
'-''»sere Strategie war richtig. Wer 
den politischen Konflikt beseitigt 
"- wie die Spaltung Deutschlands 
J&d Europas —, kann dann auch 

. äftig abrüsten. Viele Schwerter 
S||,d inzwischen zu Pflugscharen 
Worden, weil Freiheit und Men- 
Schenrechte in ganz Deutschland 
uld in ganz Europa verwirklicht 

'eh 
*urd en. 
.er,nnere an die Erneuerung der 

kt !?
len Marktwirtschaft, unsere Politik 

U die Familien, die Umweltpolitik. Wir 
L en als erste Partei Europas den Kata- 
w 0r und bleifreies Benzin durchge- 
dje f- Und es war nicht zuletzt die CDU, 
dje'^Europa die Politische Union und 
sch •  rtschafts- und Währungsunion ent- 

send vorangebracht sowie die Ein- 

heit und Freiheit unseres Vaterlandes 
wiederhergestellt hat. Das alles war nicht 
selbstverständlich, sondern ist das Ergeb- 
nis einer guten Politik, die von uns ent- 
wickelt und durchgesetzt wurde. 

Zweitens I In wenigen Jahren geht die- 
ses Jahrhundert zu Ende. Was werden 
Historiker dann über die zweite Hälfte 
dieses Jahrhunderts schreiben? Sie wer- 
den schreiben — so denke ich —, daß 
zwei Politiker die deutsche Geschichte 
dieser Jahre nachhaltig geprägt haben: 
Konrad Adenauer und Helmut Kohl. 
Sie werden weiter schreiben, daß nach 
dem Zweiten Weltkrieg alle wesentlichen 
politischen Entscheidungen in Deutsch- 

Bericht des Generalsekretärs 
der CDU Deutschlands, 
Volker Rühe 

land von der Union getroffen worden 
sind. Darauf, liebe Freunde, köpnen wir 
stolz sein. Die deutsche Geschichte der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts ist 
durch uns und durch unsere Ideen 
geprägt worden. 

Drittens: Wir haben nicht nur alle 
wesentlichen Entscheidungen getroffen. 
Noch wichtiger ist: Wir haben jedenfalls 
alle wesentlichen Entscheidungen richtig 
getroffen. Wo stünden wir heute in 
Europa, wenn wir in den 50er Jahren 
nicht die Entscheidung für die Westbin- 
dung und für das Atlantische Bündnis 
gegen den erbitterten Widerstand der 
SPD durchgesetzt hätten? 
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Von der historischen Entscheidung 
Anfang der 80er Jahre im Zusammen- 
hang mit dem NATO-Doppelbeschluß ist 
schon gesprochen worden. 

Was wäre schließlich aus Deutsch- 
land geworden, wenn wir 1990 dem 
Rat der Sozialdemokraten gefolgt 
wären und die Einheit unseres 
Vaterlandes weniger zügig ange- 
strebt hätten? 

Die Sozialdemokraten hatten damals 
einen spöttischen Slogan, mit dem sie uns 
entgegengetreten sind. Sie haben gespro- 
chen von „Deutschland, eilig Vaterland". 
Heute weiß jeder Deutsche angesichts 
der Entwicklung in der Sowjetunion: 
Wenn wir es mit unserem Vaterland nicht 
so eilig gehabt hätten, hätten wir die Ein- 
heit unseres Vaterlandes nicht erreichen 
können! 
Auf unsere Leistungen in der Vergangen- 
heit können wir zu Recht stolz sein. Sie 
geben uns das notwendige Selbstbewußt- 
sein und Vertrauen in unsere Leistungs- 
kraft, um auch in politisch stürmischen 
Zeiten Kurs halten zu können. Aber wir 
dürfen uns angesichts unserer Leistungen 
nicht selbstzufrieden zurücklehnen. Wir 
müssen als Partei fit bleiben und, wo das 
nötig ist, wieder fit werden für die großen 
Herausforderungen, die vor uns liegen. 

In den 80er Jahren haben wir den 
Generationswechsel verschleppt, 
und die Formen unserer Parteiar- 
beit entsprechen längst nicht immer 
den Erwartungen der Bürger an 
uns. Deshalb, so meine ich, müssen 
wir die begonnenen Reformen kon- 
sequent fortsetzen. Vier Aufgaben 
halte ich für vordringlich. 

Erstens: Jedes Jahr wächst das Durch- 
schnittsalter unserer Mitgliedschaft um 
etwa ein halbes Jahr. Bei den unter 30jäh- 
rigen sind wir inzwischen stark unterre- 

iliefl 

präsentiert. Zum Charakter einer Volk8' 
partei gehört aber, daß sich möglichst a 
Generationen in der Struktur der Mit- 
gliedschaft widerspiegeln. 

Zweitens: 27 Prozent der SPD-Mitg'1*' 
der und 25,6 Prozent der CDU-Mitghe' 
der sind Frauen. Ob mit oder ohne 
Quote: Zu wenige Frauen — vor allen1 

jüngere Frauen — fühlen sich von der 
Arbeit der politischen Parteien so ange' 
sprochen, daß sie sich auch als Mitgl'e 

engagieren. 
Wenn fast ein Viertel aller CDU-Ortsvef' 
bände — wir haben das ganz nüchtern 
analysiert, und es unterscheidet uns yo 
den anderen Parteien, daß wir uns dies 
Diskussion offen stellen — keine oder 
nur eine einzige Frau als Mitglied hat» 
dann bedeutet das in aller Regel, daß 
Themen, die junge Frauen und Farnil 
besonders betreffen, in diesem Ortsver- 
band keine Rolle spielen und auch von 
niemandem in der örtlichen CDU gla 

würdig vertreten werden. Damit aber 
wird ein wesentlicher Bestandteil unse 

politischen Identität vielerorts überha r 
nicht mehr sichtbar. 
Die Gründe für diesen Zustand sind 
sicherlich vielfältig. Wir sollten sie n»c 

zuletzt in unserer Arbeitsweise suchen- 
Bieten wir wirklich Themen und Akti° 
formen an, die besonders Frauen inte 
sieren? Nehmen wir bei der Veransta'' 
tungsplanung Rücksicht auf Frauen n1 

kleinen Kindern, die eher am Nachnn 
tag, kaum aber am Abend Zeit haben • 

Müßten wir nicht viel mehr MW 
lichkeiten schaffen, damit Fraue" 
sich in der CDU nur für ein gan* 
bestimmtes Anliegen und auch n , 
auf Zeit engagieren, ohne Mitß1 

zu werden? 
Ist es wirklich notwendig, daß eine M

tft' 
ter, die sich z. B. für die Sicherheit m href 

Kinder auf dem Schulweg einsetzt, siel1 
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je Bürgerinitiativen wenden muß? 
^rurn machen wir nicht ein Angebot 
' Zeit auch für eine solche Zusammen- 

rbeitmitderCDU? 
^lan muß ja nicht immer gleich in 
die CDU eintreten, sondern es muß 
aüch möglich sein, andere Formen 
der Zusammenarbeit auszuprobie- 
ren und dann später vielleicht eine 

,v ^stere Bindung einzugehen. 
.'^Anziehungskraft einer politischen 

beit aber hängt nicht nur von dem Pro- 

$cK^m a^' **as sie sich gibt' sonclern ent" 
\ 

e'dend auch von den Persönlichkei- 
jjq> mit denen die Partei in wichtigen 
°'itikbereichen identifiziert wird. Wer 

• ehr Frauen, wer mehr junge Menschen 
fi. 

der CDU haben will, der muß zunächst 
mal dafür sorgen, daß mehr Frauen 

nj| mehr junge Menschen in der CDU 
^ tische Verantwortung übernehmen 

a die Partei nach außen vertreten. 

e- s >st eine politische Führungsaufgabe, 
. e Aufgabe, die nicht nur auf der Bun- 

ebene wahrgenommen werden muß, 
J^ern in allen Orts-, Kreis-, Bezirks- 
A a auch Landesverbänden; denn auch 
(j ^ kann man sich Frauen an der Spitze 
K r^haus vorstellen. 
5j '"Jttens: Wir werden im Jahr 1992 
u 

e Offensive der Parteiarbeit starten, 
^ für das Superwahljahr 1994 fit zu wer- 
fe
n' Wir müssen sehr selbstkritisch prü- 

y »°b unsere Arbeitsweisen, ob unsere 
sj ranstaltungsformen noch zeitgemäß 
hr  ^ev'e^ Zeit wenden wir eigentlich 
A ' ^m uns in Vorständen, internen 
^ eitskreisen und Parteiversammlungen 

üns selbst zu beschäftigen? 
JJ^eviel Zeit bleibt uns eigentlich 
'ür das Gespräch mit Bürgergrup- 
Pe» und -initiativen? Wie attraktiv 
Jjid unsere Veranstaltungen im 
/Wettbewerb mit anderen Möglich- 
sten, die Freizeit zu gestalten? 

Wie viele Chancen räumen wir 
kreativen Seiteneinsteigern in die 
Politik ein? 

Ich bin fest davon überzeugt, daß wir 
nicht nur unsere Arbeitsweise, sondern 
auch unsere Denkweise überprüfen müs- 
sen. 
Um wirklich Volkspartei bleiben zu kön- 
nen, müssen wir auf ein breiteres Spek- 
trum unserer Wählerschaft eingehen. 
Gefordert sind von uns mehr Offenheit 
und mehr Pluralität. Das muß auch inner- 
parteilich verkraftet werden. Notwendig 
ist eine größere Bereitschaft, die geistige 
Auseinandersetzung mit Menschen und 
Gruppen auch außerhalb der CDU zu 
suchen, unterschiedliche Meinungen zu 
ertragen und eine diskussionsfreudige 
und in einem guten Sinne streitbare Par- 
tei zu sein. 

Ich bin für eine spannende Partei, 
wie das in diesen Tagen auch wieder 
angeregt worden ist, aber spannend 
ist es vor allem dann, wenn man 
sich wirklich schwierigen, auch 
schmerzhaften Diskussionen stellt. 

Ich glaube, mit den offenen Diskussions- 
foren, die wir morgen hier in Dresden 
durchführen, können wir einen Beitrag 
leisten, um das offene Gespräch zu pfle- 
gen. 
Die Erneuerung unseres Grundsatzpro- 
gramms schafft eine hervorragende Mög- 
lichkeit, neben der organisatorischen 
Reform auch unser inhaltliches Profil neu 
zu schärfen. 
Viertens: In den neuen Landesverbän- 
den ist im zurückliegenden Jahr eine tief- 
greifende Organisationsreform in Angriff 
genommen worden. Es wurden neue 
Arbeitsstrukturen geschaffen, die Zahl 
der Kreisgeschäftsstellen ist von über 200 
auf rund 80 verringert worden. Ich meine, 
daß hier insgesamt eine Leistung erbracht 
worden ist, für die ich den Kollegen in 
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den neuen Ländern — und wir alle — ein 
Wort des Dankes und der Anerkennung 
sagen möchte; denn das ist eine gewaltige 
Umstrukturierung. 
Als Starthilfe hat die Bundespartei die 
neuen Landesverbände durch ein techni- 
sches Infrastrukturprogramm unterstützt. 
Auch in den kommenden Jahren müssen 
wir dort beim Aufbau der Parteiarbeit 
helfen. Der Parteivorsitzende hat sich 
deshalb in diesen Tagen an alle Mitglie- 
der der westlichen Parteigliederungen 
gewandt und sie um einen Solidarbeitrag 
zur Unterstützung dieser Aufbauarbeit 
gebeten. Auch ich möchte an Sie appellie- 
ren: Helfen Sie mit, daß der Aufbau in 
den neuen Landesverbänden gelingen 
kann! Ein Erfolg liegt in unser aller Inter- 
esse. 

Wir sind eine CDU, und nur wenn 
alle Gliederungen in der Lage sind, 
erfolgreich zu arbeiten, wird auch 
die CDU insgesamt erfolgreich 
arbeiten können. 

Ich verweise im übrigen auf den Rechen- 
schaftsbericht der Bundesgeschäftsstelle, 
was die Arbeit als wiedervereinigte Partei 
im ersten Jahr angeht. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle ein 
Wort des Dankes sagen an unseren 
Bundesgeschäftsführer Wilhelm 
Staudacher und alle Mitarbeiter in 
Bonn für ihre hervorragende Arbeit 
und ihren großen Einsatz. 

Ich weiß nicht, wie viele es wissen — 
oder schon verdrängt haben: Wir hatten 
im Jahre 1989 eine äußerst komplizierte 
Finanzsituation, um es zurückhaltend 
auszudrücken. Wir haben daraufhin ent- 
scheidende Einsparungen auch in der 
Bundesgeschäftsstelle vorgenommen. 
Und ich muß Ihnen sagen, ich bin stolz 
darauf, daß wir heute mit 50 Mitarbeitern 
weniger arbeiten als vor der deutschen 
Einheit, d. h. eine viel größere Aufgabe 

bewältigen mit sehr viel weniger MiW' 
beitern. Das ist ein gewaltiger Beitragz 

der notwendigen Sparsamkeit in der 
Partei. 
Liebe Freunde, in den vergangenen 
Monaten ist vor allem in den neuen l>a 

desverbänden eine intensive, aber auc*1 

sehr schwierige Diskussion über die 
Bewältigung der Vergangenheit geführt 
worden. Ich glaube, es war richtig, datf 
wir uns als Partei dieser Diskussion 
gestellt haben. Sie wird uns — trotz al^ 
Schwierigkeiten — letztlich stärken ufl 
nicht schwächen, weil wir dadurch 
Glaubwürdigkeit gewinnen. Das Ver- 
trauen der Bürger werden diejenigen 
gewinnen, die sich offen und vorbehält 
ihrer Geschichte stellen. . 
Beispielgebend in dieser Diskussionsl 

der Görlitzer Leitantrag der sächsisch 
CDU und die Arbeitsergebnisse, die v 
der Reformkommission der Thüringef 

CDU unter Minister Zeh entwickelt ^ 
den. Und allein schon die Tatsache, d 
diese beiden wichtigsten Arbeitserge0' 
nisse in den neuen Bundesländern ent' 
wickelt wurden, zeigt, daß die Diskus 
im Kern dort geführt wird, weil auch 
Menschen in den neuen Bundeslände 
vor allen Dingen auf eine solche Dis" 
sion hoffen. 

Wir freuen uns über die langjänf 

gen Mitglieder in den östlichen 
CDU-Landesverbänden, die als, 
Christen in der Vergangenheitvl 

fach an der Basis der Partei 
Zuflucht gefunden haben. Wir 
freuen uns aber auch über sole"1 

neuen Mitglieder, die aktiv ge£e,j< 
das SED-Regime Widerstand gel 

stet haben. Ich freue mich z. B" 
daß ein Mann wie Pfarrer Ra'°ef 

Eppelmann heute Mitglied der   . 
CDU ist, daß er zu uns gehört u" 
mit uns zusammen kämpft. 



VOLKER RÜHE UiD 39/40 1991   •  Seite 33 

Andere Parteien versuchen noch immer, 
dem Thema zu entkommen. Ich bin aber 
überzeugt, es wird ihnen nicht gelingen. 
Der SPD-Vorsitzende Engholm hat in sei- 
ner Bremer Parteitagsrede behauptet: 
„Was im Osten Deutschlands gescheitert 
ist, kann mit unserem Namen nicht ver- 
bunden werden. Kommunismus und 
Sozialdemokratie sind traditionell 
gekennzeichnet durch unüberbrückbare 
Gegensätze." 
Ich glaube, Herr Engholm hat hier ein 
sehr kurzes Gedächtnis. Denn wo waren 
diese unüberbrückbaren Gegensätze, als 
die Sozialdemokraten der SED in einem 
gemeinsamen Papier den Anspruch bestä- 
tigten, „Demokratie und Menschenrechte 
zu verwirklichen"? Was war das denn 
anderes als Wandel durch Anbiederung?! 

Und ich frage weiter: Wo waren 
diese unüberbrückbaren Gegen- 
sätze, als Teile der SPD der KPD 
die Hand entgegenstreckten und die 
SED damit erst möglich wurde im 
östlichen Teil Deutschlands? 

Und wo sind diese unüberbrückbaren 
Gegensätze heute, wenn Herr Engholm 
ehemalige SED-Mitglieder öffentlich 
zum Eintritt in die SPD ermuntert? Ich 
frage mich, wie solches Werben um SED- 
Mitglieder heute auf jene Regimegegner 
wirken muß, die 1989 die SPD in der 
DDR neu gegründet haben. 

Die SPD hatte in der Vergangen- 
heit, wie es die Bürgerrechtlerin 
Freya Klier einmal formuliert hat, 
dem „er/reaktionären SED-Klün- 
gel die Absolution erteilt44. Bevor 
das nicht aufgearbeitet ist, können 
die Sozialdemokraten nicht glaub- 
würdig um neues Vertrauen werben. 

Auch die FDP wird nicht umhinkommen, 
sich der Vergangenheit der LDPD und 
NDPD ZU stellen. Man kann nicht deren 
Umfangreiches Parteivermögen in den 

neuen Ländern schlucken, ohne zu fra- 
gen, unter welchen Bedingungen dieses 
Vermögen erworben wurde, nämlich im 
wesentlichen durch direkte Zuwendun- 
gen von der SED! 
Nein, hier muß man einen klaren Schluß- 
strich unter die Vergangenheit ziehen, 
wenn man Glaubwürdigkeit erreichen 
will. Wir jedenfalls wollen mit dem finan- 
ziellen Gebaren der SED nichts zu tun 
haben. 
Liebe Freunde, wir haben in diesem 
ersten Jahr der Einheit weitreichende 
Entscheidungen treffen und auch als Par- 
tei vertreten müssen. Rückschläge und 
Verluste waren zu verkraften. Es ist rich- 
tig: Die CDU trägt die Hauptlast bei der 
Vollendung der inneren Einheit. 
Bei aller Genugtuung über das bisher 
Erreichte bleiben wir dennoch nüchtern. 
Die Schwierigkeiten, die vor uns liegen, 
müssen offen angesprochen werden. 
Dann, glaube ich, werden wir die Men- 
schen auch davon überzeugen, daß wir 
die Partei sind, die am ehesten mit diesen 
Schwierigkeiten fertig werden kann. 
Wenn Sie sich die Führungsdiskussionen 
der SPD heute anschauen, dann müssen 
Sie feststellen, daß sie nicht einmal die 
Zeit hat, politische Alternativen zu ent- 
wickeln. Sie beschäftigen sich fast aus- 
schließlich mit internen Führungsproble- 
men und sind unfähig, Konzepte für die 
Bewältigung der Herausforderungen zu 
entwickeln, vor denen unser Land jetzt 
steht. 

Es entspricht dem normalen demo- 
kratischen Wettbewerb — wir ken- 
nen das aus der eigenen Partei —, 
sich um Führungsaufgaben zu 
bewerben. In der SPD aber gibt es 
im Augenblick einen Wettlauf 
darum, Verantwortung nicht über- 
nehmen zu müssen. Die Kanzler- 
kandidatur wird in der SPD herum- 
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gereicht wie eine heiße Kartoffel. 
Ich meine, wer so wenig zur Über- 
nahme von Verantwortung in der 
eigenen Partei bereit ist, der ist 
auch unfähig, Verantwortung für 
Deutschland zu tragen. 

Wer von uns hat nicht schon von der Tos- 
kana gehört, und wer liebt sie nicht, diese 
herrliche europäische Landschaft, diese 
wunderschöne Region? Wer möchte dort 
nicht Urlaub machen? Aber eines muß 
man auch sagen: Der Weg ins Kanzler- 
amt führt ganz gewiß nicht über die Tos- 
kana. Das müssen die Herren von der 
Sozialdemokratie noch begreifen. 
Im übrigen bin ich auch ganz sicher: Die 
Deutschen wählen niemanden zum Kanz- 
ler, der stolz darauf ist, daß er seinen 
Arbeitstag gelegentlich erst um 10 Uhr 
morgens beginnt. Die Deutschen wissen 
nämlich ganz genau, daß es harte Arbeit 
erfordert, um dieses Land durch die 
Schwierigkeiten hindurchzusteuern. 
Seit einiger Zeit gibt es in der deutschen 
Politik einen neuen Begriff: die „Ampel- 
Koalition" — ein Bündnis von Roten, 
Gelben und Grünen. Das klingt zunächst 
harmlos und sogar hilfreich, denn eine 
Ampel soll ja den Verkehr sichern. 

Aber die Bündnisse von SPD, FDP 
und Grünen in Brandenburg und 
Bremen sind alles andere als harm- 
los; sie sind in Wirklichkeit Bünd- 
nisse gegen die Bürger. Diese 
Ampeln zeigen nur eine Farbe, 
nämlich Rot für die Anliegen der 
Bürger. 

Das Land Brandenburg etwa braucht — 
wie alle neuen Bundesländer — schnell 
Entscheidungen zur Lösung der großen 
Infrastrukturprobleme. Aber die dort 
regierende Ampel-Koalition unter Mini- 
sterpräsident Stolpe hat aus parteipoliti- 
schen Gründen das Beschleunigungsge- 

setz abgelehnt, das auch für die Bürger 
Brandenburgs schnell den Bau moderner 
Verkehrswege ermöglichen soll. Wenn 
nicht andere Bundesländer gehandelt hät- 
ten, wäre schwerer Schaden entstanden. 
Dieses Beispiel zeigt: Solche Koalitionen 
sind Bündnisse gegen die Interessen der 
Länder, denn auch die Brandenburger 
brauchen schnelle Entscheidungen. 

Das Bundesland Bremen befindet 
sich durch das Versagen eines abge- 
wirtschafteten SPD-Senats in einer 
desolaten Situation. Es ist klar und 
die Umfragen haben es ergeben: 
Wer dort eine Ampel-Koalition ein- 
geht, schafft ein Bündnis gegen die 
Bürger. Die Bürger Bremens wer- 
den durch dieses Regierungsbündnis 
um ihre Zukunft betrogen. Deswe- 
gen unterstützen wir die Kollegen in 
Bremen bei ihrem Kampf gegen die- 
ses Bündnis gegen die Bremer Bür- 
ger. 

Liebe Freunde, wir müssen bei der Bun- 
destagswahl 1994 einerseits eine Erfolgs- 
bilanz im Hinblick auf die Herstellung 
gleicher Lebensbedingungen in Deutsch- 
land vorweisen können. Wir müssen 
andererseits aber auch rechtzeitig unsere 
Vision für die Zukunft Deutschlands in 
einem sich grundlegend ändernden 
Europa und in einer immer enger zusam- 
menwachsenden Welt mit einem zuneh- 
mend dramatischer werdenden Wohl- 
standsgefälle entwickeln. 

Wir wollen 1994 Anerkennung für 
die von uns geleistete Arbeit in 
Deutschland. Wir kämpfen aber vor 
allem auch um ein Mandat für die 
Gestaltung der Zukunft in 
Deutschland. 

Die CDU hat in den 50er und 60er Jah- 
ren auf die damaligen Fragen der Zeit die 
richtigen Antworten gegeben. Die wesent- 
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liehen Stichworte hießen: Soziale Markt- 
wirtschaft, Einbindung in die westliche 
Wertegemeinschaft und das Atlantische 
Bündnis. 
Heute sind uns neue Herausforderungen 
gestellt. Jetzt müssen wir neue Antworten 
zur Lösung der Zukunftsaufgaben in 
einer sich verändernden Welt geben. Die 
Stichworte müssen sich ändern. Sie hei- 
ßen heute: 
Erstens: Wir müssen das Prinzip der 
Subsidiarität konsequent verwirklichen. 
Wir müssen die Staatsaufgaben auf das 
wirklich Notwendige begrenzen, d. h. den 
Sozialstaat umbauen und eine neue Kul- 
tur des Helfens entwickeln. 
Zweitens: Angesichts einer zuneh- 
mend stärker werdenden internationalen 
Konkurrenz müssen wir auf die Wettbe- 
werbsfähigkeit des Industriestandortes 
Deutschland in Europa und in der Welt 
achten. 
Drittens: Wir wollen ein freies und 
geeintes Europa schaffen, in dem alle 
Demokratien unseres Kontinents ihren 
Platz finden, in dem Freiheit und Frieden 
gesichert sind und das in enger Zusam- 
menarbeit zu mehr Gerechtigkeit in der 
Welt beiträgt. 
Wir haben viel erreicht — das gilt auch 
für Maastricht —, aber wir werden von 
unseren Mitbürgern auch gefragt: Was ist 
ein Europa wert, wenn es ihm nicht 
gelingt, einen Bürgerkrieg wie den, der im 
Augenblick in Jugoslawien tobt, zu been- 
den? 
Der Zerfall der Sowjetunion ist eine 
Situation ohne Beispiel in der Weltge- 
schichte, an Gefährlichkeit nicht zu ver- 
gleichen mit dem Zerfall anderer Impe- 
rien oder Weltreiche. Er kann sich zu 
einer Tragödie entwickeln. Der Westen, 
wir alle, haben in der Vergangenheit nicht 
nur Milliarden, sondern wahrscheinlich 
Billionen ausgegeben, damit wir uns 
gegen einen potentiellen Aggressor schüt- 

zen. Ich meine, wir müssen jetzt auch 
Mittel einsetzen, um uns gegen unbeab- 
sichtigte Explosionen im Zerfallsprozeß 
dieses ehemaligen potentiellen Aggres- 
sors zu schützen. Es sollte uns leichter 
fallen, zu helfen bei der Demobilisierung 
starker Streitkräfte, beim Abbau des mili- 
tärisch-industriellen Komplexes. Die 
sozialen Folgen dieses lange ersehnten 
Prozesses müssen mit unserer Hilfe auf- 
gefangen werden. Das ist eine entschei- 
dende Aufgabe der Sicherheitspolitik in 
unserer Zeit. 

Viertens: Die Bewahrung der Schöp- 
fung ist zur Überlebens-Aufgabe gewor- 
den, bei der es um die Bewältigung des 
ökologischen Erbes des Sozialismus in 
Deutschland und Europa geht, aber auch 
um eine globale Umweltaußenpolitik, die 
mithilft, die natürlichen Lebensgrundla- 
gen der Menschheit zu bewahren. 

Fünftens: Das vereinte und souveräne 
Deutschland muß seine größer gewor- 
dene Verantwortung für Freiheit, für 
Menschenrechte, Demokratie und Frie- 
den in der Welt wahrnehmen. 
Liebe Freunde, vor uns liegen schwierige 
Aufgaben. Deren Lösung wird uns alle 
Kräfte abverlangen. Wir werden dieser 
Aufgabe nur gerecht werden, wenn wir 
uns nicht selbstzufrieden zurücklehnen, 
sondern wenn wir die Reform der Partei 
im Organisatorischen, in der Arbeitsweise 
energisch betreiben und wenn wir uns 
öffnen für schwierige Diskussionen, für 
alle Gruppen in der Gesellschaft, damit 
wir in ganz Deutschland eine Volkspartei 
werden. 

Dann werden wir stark genug sein, 
um die vor uns liegenden Aufgaben 
zu lösen und um die schwierigen 
Zeiten zu bewältigen. Dann bleiben 
wir die Partei für eine gute Zukunft 
in Deutschland. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) • 
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Alfred Dregger: 

Die beste Aufarbeitung der Vergangen- 
heit ist die Arbeit für die Zukunft 
Heute berichte ich zum neunten Mal 
und zugleich zum letzten Mal über die 
Arbeit der CDU/CSU-Fraktion. 
Wolfgang Schäuble, der seit dem 25. 
November die Fraktion führt, wird 
meinen Bericht ergänzen. Unsere 
Hoffnungen richten sich jetzt vor 
allem auf Wolfgang Schäuble. 

Deshalb möchte ich vor dem Bundespar- 
teitag wiederholen, was ich beim Stab- 
wechsel vor der Bundestagsfraktion 
gesagt habe: Wir wünschen Wolfgang 
Schäuble Gottes Segen, Kraft, Geduld, 
Beständigkeit und das Stück politischer 
Leidenschaft, ohne die die Lasten und 
auch die Freuden dieses Amtes nicht 
getragen werden können. 

Nach dem Bundeskanzler, der die Richt- 
linien bestimmt, ist es vor allem der Frak- 
tionsvorsitzende, der Garant sein muß für 
die Handlungsfähigkeit und damit auch 
für die Handlungseinheit der Union. In 
der gemeinsamen Fraktion von CDU und 
CSU, die jetzt 318 Mitglieder zählt, darf 
es kein Gegeneinander, auch kein bezie- 
hungsloses Nebeneinander, sondern nur 
ein wenn auch manchmal streitiges Mit- 
einander für die Einheit und die Hand- 
lungsfähigkeit der Fraktion geben. So 
war es neun Jahre, und ich denke, so wird 
es bleiben. 

Meine Damen und Herren, die Arbeit der 
Fraktion galt vor allem Deutschland und 
der Union. 

Zunächst zu Deutschland: Eine Zeitlang 
hatte es den Anschein, als wollten Oppo- 
sition und Teile der Medien besorgen, 

was nicht einmal der SED gelungen war, 
nämlich Deutschland kaputtzureden. 
Dieses Zusammensein von Klagemauer 
und Schadenfreude war unerträglich. 
Wir müssen ganz nüchtern sehen, was da 
geschah. Diejenigen, hüben wie drüben, 
die sich eingerichtet hatten in der 
Bequemlichkeit der Teilung, wurden 1989 
von den Entwicklungen überrollt. Sie hat- 
ten keine Zeit, sich darauf einzustellen, 
keine Zeit, ihre Kampagnen dagegen zu 
inszenieren. Deshalb haben sie es dem 
Bundeskanzler Helmut Kohl auch so 

Bericht des Ehrenvorsitzen- 
den der CDU/CSU-Fraktion 
im Deutschen Bundestag, 
Alfred Dregger 

übelgenommen, daß dieser die kurze und 
einmalige Chance der Wiedervereinigung 
beim Schöpfe gepackt hat. 

Deshalb hat der Bundeskanzler den 
Europapreis für Staatskunst, den er 
vor einigen Wochen in Straßburg 
verliehen bekommen hat, mehr als 
verdient. Der Parteitag beglück- 
wünscht Sie, Herr Bundeskanzler, 
zur Verleihung dieses Preises und 
mehr noch zu Ihrer wahrhaft histo- 
rischen Leistung. 

Partei und Fraktion haben Anteil an die- 
ser Leistung. Wir haben das Ziel der 
deutschen Einheit nie aufgegeben. Wir 
haben Jahrzehnte hindurch unverdrossen 
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gegen allen Hohn und Spott an der Ein- 
heit unseres Vaterlandes festgehalten. 
Wir haben dieses Ziel immer wieder in 
der Öffentlichkeit geltend gemacht, im 
Deutschen Bundestag, in öffentlichen 
Veranstaltungen und auch in Gesprächen 
mit ausländischen Nachbarn und Freun- 
den. 
Stützen konnten wir uns dabei auf den 
Deutschlandvertrag, durch den sich 
unsere westlich Verbündeten verpflichtet 
hatten, für die Einheit Deutschlands ein- 
zutreten. Konrad Adenauer hat diesen 
Vertrag ausgehandelt — übrigens bevor 
er dem Wunsch der späteren Alliierten 
Deutschlands nachkam, die Bundeswehr 
aufzustellen. 

Wir haben es nicht versäumt, den einen 
°der anderen auf seine Verpflichtungen 
aus dem Deutschlandvertrag hinzuwei- 
sen. Aber die allermeisten haben aus eige- 
nem Antrieb die deutsche Einheit unter- 
stützt. Das gilt insbesondere für den ame- 
rikanischen Präsidenten Bush und auch 
'ür den Präsidenten der Sowjetunion 
Gorbatschow. Dafür sind wir dankbar. 

Wir mußten vor allem auch innere Wider- 
stände überwinden, nicht zuletzt die der 
SPD. Anstatt für die Einheit Deutsch- 
lands einzutreten, ist sie in den entschei- 
denden Monaten auf Distanz zur Einheit 
gegangen. Darunter leidet sie noch heute. 
Heute machen manche den Eindruck, 
daß sie sich an den wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten in den neuen Bundeslän- 
dern geradezu ergötzen. Es sind diesel- 
°en, die vor der Wende den SED- 
Unrechtsstaat als einen ganz normalen 
Staat bewertet haben, mit dem man nicht 
nur diplomatische, sondern auch partei- 
politische Beziehungen pflegen konnte. 
Dabei war die Unfreiheit im SED-Staat - 
ebenso total wie das System repressiv und 
totalitär war. Dieser Staat war kein Staat 
oer Bürger, es war ein Staat der Täter und 
d«r Opfer. 

In unseren Medien dürfen heute die 
Täter, ob sie nun Schalck-Golod- 
kowski, Honecker oder Markus 
Wolf heißen, die Szene beherr- 
schen. Das ist unanständig. Ich 
sehe darin einen Mißbrauch der 
Mikrophone und der Bildschirme. 

Ich fordere dazu auf, den Opfern Gele- 
genheit zu geben, sich öffentlich zu 
äußern, und nicht den Tätern, die in der 
Maske des Biedermannes auftreten. 
Ein ernster Punkt, zu dem ich etwas 
sagen möchte: Ich glaube nicht, daß wir 
eine bessere Zukunft gewinnen können 
durch das, was man Vergangenheitsbe- 
wältigung nennt. Vergangenheit kann 
man nicht bewältigen; man kann sie nur 
überwinden. 
Natürlich dürfen wir die SED-Vergan- 
genheit nicht ausklammern. Das tun wir 
ja auch nicht. Wir werden die SED-Dik- 
tatur auch durch eine Enquete-Kommis- 
sion des Deutschen Bundestages aufar- 
beiten. Aber der Weg zum inneren Frie- 
den im vereinten Deutschland würde ver- 
baut, wenn wir die SED-Vergangenheit in 
den Mittelpunkt unseres Denkens und 
Handelns rücken würden. 
Ich verstehe natürlich die Wut der Opfer 
im ehemaligen SED-Staat auf ihre Peini- 
ger, die Wut der Menschen, die ihr Leben 
in Angst verbringen mußten, die verbo- 
gen wurden oder verbogen werden soll- 
ten. Verbrechen aus dieser schrecklichen 
Zeit müssen natürlich verfolgt werden; 
das ist klar. Ebenso klar ist auch, daß die 
Peiniger von gestern nicht die Herren von 
heute sein dürfen. Da gibt es sicherlich 
manches zu korrigieren; das ist wahr. 

Dennoch sage ich: Wer Gerechtig- 
keit nur in der Vergangenheit sucht, 
könnte leicht die Zukunft verlieren. 
Die beste Aufarbeitung der Vergan- 
genheit ist die Arbeit für die 
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Zukunft, für die Zukunft ganz 
Deutschlands, für seine Freiheit, 
für seine Einheit, für seine Ehre — 
ja, für seine Ehre! — und für 
Gerechtigkeit. Das ist die Aufar- 
beitung der Vergangenheit durch 
Arbeit für die Zukunft. 

Dazu werden alle gebraucht, die ehrlich 
mitwirken wollen, gleichgültig ob sie vor 
oder nach der Wende oder überhaupt 
nicht in die CDU eingetreten sind, gleich- 
gültig auch, ob sie im Westen oder in Mit- 
teldeutschland gelebt haben. 

„Alte" oder „neue" Mitglieder, 
„Ossis" oder „Wessis": das sind 
keine Kategorien, die ich akzeptie- 
ren könnte. Wir alle sind Deutsche, 
und wir alle sind Anhänger der 
Union. Jeder von uns sollte seinen 
Beitrag leisten können und ihn dann 
auch tatsächlich erbringen. 

Im übrigen: je mehr Menschen vom 
Schwung unseres Erfolges getragen wer- 
den, desto stärker wird unsere Kraft. Wir 
sollten auch deshalb niemanden, der in 
Frage kommt, an der Teilnahme hindern. 
Meine Damen und Herren, damit komme 
ich zur Union. Die Union ist es, die den 
Deutschen nach dem Krieg den Weg in 
die Zukunft gewiesen hat. In seinen Erin- 
nerungen sagt Konrad Adenauer — ich 
zitiere ihn ganz kurz —: 

„Der Sinn des Staates muß es sein, 
die schöpferischen Kräfte eines Vol- 
kes zu wecken, zusammenzuführen, 
zu pflegen und zu schützen." 

Wir in der Union haben dies getan. Wir 
wollen dies auch in Zukunft tun. 
Es gibt in Europa keine Regierung, die 
erfolgreicher wäre als die unions- 
geführte, als die Regierung von Bundes- 
kanzler Helmut Kohl. 
Es gibt zur Zeit auch keine denkbare 

deutsche Regierung, die geeigneter wäre, 
die deutsche Einheit zu vollenden und 
zur Vereinigung Europas beizutragen. 
Beides, deutsche Einheit und europäi- 
scher Zusammenschluß, ist unser Ziel. In 
der ersten Hälfte des Jahrhunderts — 
und wir müssen das mal auf dem Hinter- 
grund der Geschichte sehen — stand 
Deutschland allein. 
Wir hatten kaum Verbündete, und wenn, 
dann nicht immer die richtigen. Heute, 
meine Damen und Herren, sind wir die 
Verbündeten des Westens und zugleich 
die bevorzugten Partner des Ostens. Das 
ist für ein Volk in der Mitte, das die mei- 
sten Nachbarn hat und deswegen die 
größten Risiken trägt, eine Traum-Kon- 
stellation. 

Diese Konstellation ist das Ergeb- 
nis unserer Politik, und diese Kon- 
stellation in die Zukunft zu tragen 
ist die wichtigste Aufgabe der deut- 
schen Politik in den kommenden 
Jahren und Jahrzehnten. 

Trotz unserer Erfolge haben wir Wahlen 
verloren. Woran liegt das? An den Inhal- 
ten unserer Politik liegt es nicht. Diese 
haben sich als richtig und erfolgreich 
erwiesen. Liegt es am Verkauf dieser Po'1' 
tik? Das hören wir oft draußen im Lande- 
Seit vielen Jahren wird uns gesagt: Eure 
Politik ist gut, aber ihr verkauft sie 
schlecht! — Ich glaube, wir sollten es uns 
nicht zu einfach machen. 
Politik ist nicht nur eine Sache der Regie' 
rung. Für den Verkauf gilt das erst recht- 
Es handelt sich um unsere Politik, die 
Politik der gesamten Union, und für den 
Verkauf dieser Politik ist nicht nur die 
Union als Ganzes, sondern jeder einzeln6 

ist dafür verantwortlich. Keiner darf sie»1 

zurücklehnen, wenn die Union oder 
Freunde der Union unfair angegriffen 
werden. Dann müssen wir den Mund au1 

machen, jeder einzelne! 
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Ich habe den Eindruck, daß hier die 
Defizite noch groß sind und daß da 
sehr viel abgebaut werden muß. 
Mutig müssen wir sein, klar, und 
wir müssen unsere Position vertre- 
ten. Jeder einzelne muß es tun. 

Zum Erfolg gehört auch, daß wir ein kla- 
res und notfalls kantiges Profil haben. 
Dieses Profil, das uns unverwechselbar, 
das uns stark, das uns mehrheitsfähig 
macht, — das müssen wir auch zeigen. 
Seien wir uns im klaren: gewählt werden 
wir nicht wegen der Gemeinsamkeiten, 
sondern wegen der Unterschiede zu den 
änderen Parteien, und die gilt es heraus- 
zuarbeiten. 
Unsere Geschichte ist eine Erfolgsge- 
schichte. Wir haben die katholische 
Soziallehre, die evangelische Sozialethik 
und das Gedankengut der neoliberalen 
Schule zum Konzept der Sozialen Markt- 
wirtschaft verbunden, das heute ein Welt- 
rnodell ist. Wir, die Union, schaffen wirt- 
schaftliche und soziale Stabilität! 
Ein zweiter Punkt, der wichtig ist: Wir 
haben die Idee des Nationalstaates mit 
der europäischen Idee verbunden. Wir 
schaffen Europa nicht, um seine Natio- 
ncn abzuschaffen, sondern um diesen die 
Möglichkeit zu bieten, ihre Identität zu 
fahren. Es sind ja Weltkulturen und 
nicht Provinzdialekte: das Deutsche und 
das Italienische, das Englische, das Fran- 
zösische und die anderen europäischen 
Sprachen. 

Wir gehen nicht in Europa auf. Die 
deutsche Nation bleibt wie die fran- 
zösische, die britische, die polnische 
und all die anderen unentbehrlicher 
Bestandteil Europas, dessen Reich- 
tum die Vielfalt, nicht die Unifor- 
mität ist. 

wir Deutschen haben immer den kultu- 
re'Ien Austausch mit den anderen Kultu- 

ren Europas und der Welt gepflegt, mehr 
als andere. Man muß wissen: wer hat 
denn die polnische, die tschechische, die 
slowakische Nationalkultur aus den 
Trümmern der Vergangenheit wiederauf- 
gebaut? Das waren deutsche Gelehrte! 
Wenn Sie nach Indien kommen, — wer 
hat die Indologie begründet?! Wir lieben 
die Ausländer, und wir lieben auch aus- 
ländische Kulturen. Aber damit der Aus- 
tausch möglich bleibt, bleiben wir, was 
wir sind: das deutsche Volk in einer deut- 
schen Gesellschaft mit einer deutschen 
Kultur. 

Denn Austausch setzt ja Verschiedenheit 
voraus. Wenn keine Unterschiede beste- 
hen, können Sie nichts mehr austau- 
schen; dann kann man höchstens noch 
umrühren. 

Die Politik der CDU/CSU ist 
sozial, liberal und national; sie ist 
konservativ und europäisch. Keines 
dieser Elemente ist verzichtbar, 
auch nicht das nationale. 

Warum haben wir die Last des Zusam- 
menschlusses in den neuen Bundeslän- 
dern wie in der alten Bundesrepublik 
Deutschland auf uns genommen? Doch 
nur deshalb, weil beiderseits der Tei- 
lungsgrenze Deutsche lebten, die Deut- 
sche waren, Deutsche sind und es bleiben 
wollen! 

Das war doch der Grund für unsere 
Anstrengungen. Das Nationale wird 
auch für die Zukunft ein wesentli- 
cher Faktor politischer Integration 
bleiben. 

Auf der anderen Seite wissen wir — das 
sage ich ebenso klar —, daß die Elemente 
sozial, liberal und national Teilwahrhei- 
ten enthalten, die durch Verabsolutierung 
zu Unwahrheiten werden. Das christliche 
Menschenbild bewahrt uns davor, diesen 
falschen Weg zu gehen. Andere setzen 
das Soziale absolut, lösen es von seinen 
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Bedingungen. Dann wird daraus Sozialis- 
mus. Wir aber wissen: Sozial ist gut, 
Sozialismus ist schlecht — in allen seinen 
Varianten. 
Für die anderen Teilwahrheiten gilt das 
ebenso: Liberal ist gut, aber ein Liberalis- 
mus, der in seinen Ansätzen rücksichtslos 
und egoistisch ist, ist schlecht. Wir haben 
keine liberale Marktwirtschaft, wir haben 
eine soziale Marktwirtschaft, und so 
heißt sie von Anbeginn. 
National ist gut, aber ein die Rechte 
anderer Völker verletzender Nationalis- 
mus ist schlecht, ist eine furchtbare zer- 
störerische Kraft, wie wir es in Deutsch- 
land erlebt haben und jetzt in Jugosla- 
wien erleben. 

Auf das Maß kommt es an und dar- 
auf, daß das eine Element nicht zu 
Lasten des anderen verherrlicht 
wird. Halten wir an unserem 
Gesamtbild vom Menschen fest, an 
unserem christlichen Menschenbild, 
dann werden wir die große Volks- 
partei bleiben, die die Mehrheit 
unseres Volkes in einer politischen 
Heimat zusammenführt. 

Ein Letztes: Hinzu kommen muß das 
Kämpferische. Wir müssen unsere Politik 
und unsere Grundsätze solidarisch und 
offensiv vertreten. Meine Damen und 
Herren, wer nicht von sich selbst über- 
zeugt ist, der kann auch andere nicht 
überzeugen; das hängt irgendwie mitein- 
ander zusammen. 

Die Union muß eine kämpferische 
Gemeinschaft bleiben und dort, wo sie es 
nicht oder nicht mehr ist, wieder werden. 
Wir kämpfen um die Herzen der Men- 
schen. Die Menschen sind nicht vor 
allem „kopfgesteuert", mögen sie noch so 
klug sein oder sich dafür halten. 

Der Zentralpunkt des Menschen ist 
das Herz. Die Menschen werden 
unserer Politik auf Dauer nur 
zustimmen, wenn diese mit ihrem 
Denken und Fühlen in Einklang 
steht. Es ist die Seele des Men- 
schen, die seine Würde ausmacht. 

Am Ende meiner Zeit als Fraktionsvorsit- 
zender — nicht als CDU-Politiker; das 
bleibe ich natürlich — darf ich sagen: 
Wenn wir das, was ich angedeutet habe, 
beherzigen, wenn wir fähig sind, uns den 
Menschen wirklich und ehrlich zuzuwen- 
den, dann werden wir das Fundament 
verbreitern, auf dem Vertrauen wächst, 
jenes Vertrauen, das unserer Partei auch 
in Zukunft Mehrheiten ermöglicht. 
Ich fasse zusammen: Seien wir stolz auf 
das Geschaffene, verteidigen wir unsere 
Werte, und arbeiten wir für die Zukunft 
unseres Volkes. 
Es lebe Dresden, diese herrliche Kultur- 
stadt, die wieder aufblühen wird! 
Es lebe Sachsen, der Stamm der Sachsen 
und ihr Freistaat, und es lebe Deutsch- 
land, unser Vaterland! 
(Anhaltender Beifall) 

Helmut Kohl I Lieber Alfred Dregger, ich habe Ihnen persönlich für 
Freundschaft und Kameradschaft, für Hilfe und Unterstützung zu danken. Auch 
und vor allem habe ich Ihnen dafür zu danken, daß Sie — auch im Verhältnis zu 
den Jüngeren — immer versucht haben, einen ganz selbstverständlichen 
Gesprächskontakt und ein selbstverständliches Miteinander herzustellen. Wir 
wünschen Ihnen noch viele gute und erfüllte Jahre in unserem Kreise. Wir wollen 
und brauchen Ihren Rat und Ihre Unterstützung. Herzlichen Dank! 
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Wolfgang Schäuble: 

Statt Selbstgerechtigkeit brauchen 
Hir die Bereitschaft zum Verstehen 
öer Dank der Partei an Alfred Dreg- 
8er, das ist eine bewegende Stunde 
Jlch für mich. Wir sind in dieser Par- 
J*i und in unserer Fraktion eine 
Gemeinschaft, die sich in vielen Aus- 
einandersetzungen und bei vielen aus- 
^Qanderstrebenden Interessen immer 
"eu bewähren muß. 

Alfred Dregger hat soeben die Grundla- 
&en unserer Gemeinschaft beschrieben, 
^e uns die Kraft geben, diese Aufgaben 
*u meistern. Wir, die 318 Abgeordneten 
J°n CDU und CSU im Deutschen Bun- 
estag, sind entschlossen, auf dieser 

^"Undlage weiterzuarbeiten und unserer 
erantwortung gerecht zu werden. 
Maß und Mitte, unsere Grundwerte 
und Grundüberzeugungen, unser 
vom christlichen Glauben geprägtes 
Bild vom Menschen und seinem 
Auftrag sind es, die uns befähigen, 
Unser Volk zu einen und unser Land 
*u führen. 

to U" sind die Partei der deutschen Einheit. 
Ueshalb haben wir mit Helmut Kohl 
*uch die Einheit in Frieden und Freiheit 
deicht. Nun gilt es, die Einheit zu voll- 
e1den. Dem ist dieser Dresdner Parteitag 
^Widmet, und das ist auch die Vorrän- 
ge Aufgabe der Fraktion der CDU/ 
>Sf in der 12. Legislaturperiode des 

4e 
Putschen Bundestags, der ersten im wie- 
^ereinten Deutschland. 
Wir sind in der Fraktion dabei, zwi- 
schen Kollegen aus neuen und alten 
Ländern gegenseitige Rücksicht- 
lahme und Verständnis zu lernen 

und zu üben. Das ist nicht leicht bei 
so unterschiedlichen Erfahrungen. 

Ich möchte ein Wort des Dankes sagen 
an unsere Kollegen aus den östlichen 
Bundesländern, die mehr an Spannun- 
gen, Erwartungen und Enttäuschungen 
aushalten müssen, als viele sich vorstellen 
können, und die deshalb Anspruch auf 
mehr Solidarität haben. 
Ich möchte die stellvertretenden Vorsit- 
zenden unserer Fraktion, Maria Michalk 

Bericht des Vorsitzenden 
der CDU/CSU-Fraktion 
im Deutschen Bundestag, 
Wolfgang Schäuble 

und Johannes Nitsch, nennen und den 
Parlamentarischen Geschäftsführer Cle- 
mens Schwalbe und die Vorsitzenden 
unserer Landesgruppen, Michael Wonne- 
berger aus Brandenburg, Paul Krüger aus 
Mecklenburg-Vorpommern, Rolf Rau aus 
Sachsen, Rainer Krziskewitz aus Sach- 
sen-Anhalt und Udo Haschke aus Thü- 
ringen. Ich möchte auch Günther Krause 
und Angela Merkel nennen. 
Ich sagte, wir versuchen, Verstehen und 
Rücksichtnahme zu lernen und zu üben. 
Beim Tempo und beim Ausmaß der Ver- 
änderungen, denen die Menschen im so 
lange geteilten Deutschland ausgesetzt 
sind, bei den Wechselbädern von Betrof- 
fenheit und Verdrängungen ist die Gefahr 
groß, daß wir uns gegenseitig überfor- 
dern. 
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Statt Selbstgerechtigkeit und Bes- 
serwisserei brauchen wir die Bereit- 
schaft zum Zuhören und Verstehen. 

Erneuerung tut not und die Einsicht in 
Fehler, Verstrickung und Verantwortung. 
Aber wir müssen auch begreifen, daß die 
Teilung und die Vergangenheit gemeinsa- 
mes Erbe und gemeinsame Last sind. Die 
meisten hatten im geteilten Deutschland 
nicht die Chance, sich auszusuchen, ob 
sie im Westen oder im Osten leben woll- 
ten, und die einen wie die anderen haben 
sich so gut wie möglich ihr Leben einzu- 
richten versucht. Da hat nicht der eine 
alles ganz richtig und der andere alles 
ganz falsch gemacht. 
Oder auf aktuelle Aufgaben bezogen: Die 
im Westen müssen sich daran erinnern, 
daß die Soziale Marktwirtschaft nach 
dem Krieg auch nicht von heute auf mor- 
gen gelernt und akzeptiert wurde und daß 
auch im Westen viele Abstriche von der 
reinen Lehre gemacht wurden und Kom- 
promisse — auch faule — immer neu ein- 
gegangen werden. Die im Osten sollten 
ertragen, daß Erfahrungen auch mit eige- 
nen, früher selbst gemachten Fehlern vor- 
handen sind, die man ungern ungenutzt 
sehen möchte und auf die man deshalb so 
häufig verweist, daß das im Osten leicht 
als Überheblichkeit verstanden wird. 

Erneuerung und Aufarbeitung der 
Vergangenheit erfordern vor allem 
Ehrlichkeit. Deshalb müssen wir 
uns auch gegen die Geschichtsfäl- 
scher wehren, die schon fleißig 
unterwegs sind. Bei manchen Dis- 
kussionsbeiträgen habe ich gele- 
gentlich den Eindruck, als habe die 
frühere DDR bestanden aus dem 
Zentralkomitee der SED, der Stasi, 
Schalck-Golodkowski, den „Block- 
flöten" von der CDU und im übri- 
gen aus 16 Millionen Widerstands- 
kämpfern. So war es aber nicht. 

Im übrigen: Hätten die im Westen unter 
gleichen Verhältnissen zu leben gehabt, 
dann hätten sie sich kein Haar anders 
verhalten als die Menschen in der dam3' 
gen DDR. 
Übrigens war es auch nicht so, daß die 
Union die eigentliche Stütze des SED- 
Regimes war. Die CDU hat ja im Gegd1' 
satz zu anderen immer an der Einheit 
festgehalten und auch nicht auf die eine 

deutsche Staatsangehörigkeit verzichtet- 
Wenn wir versucht haben, durch eine 
Zusammenarbeit mit denjenigen, die die 

Macht innehatten, die Folgen der Teilung 

zu lindern, dann haben wir damit nicht 
nur den Menschen im geteilten Deutsch' 
land geholfen, sondern auch der Einfiel 
gedient. 

Es war übrigens nicht irgendeine 
stalinistische oder sonstige Entar- 
tung, die in Deutschland, in EuroP 
und in der Sowjetunion gescheite^ 
ist, liebe Freunde, sondern es war 
der real existierende Sozialismus- 

In den über 70 Jahren seit der Oktober^ 
volution hat dieser Sozialismus, wo 
immer er tatsächlich verwirklicht wurde- 
nichts anderes zustandegebracht als das 

Elend und die Not, die wir jetzt nach 
dem endgültigen Scheitern mühsam zu 

überwinden haben. 
Dies darf weder verdrängt noch verges' 
sen werden. Deswegen haben wir in de1" 
Fraktion beschlossen, im Deutschen Bu 
destag eine Enquete-Kommission einzu' 
setzen, die die politischen, historischen- 
sozialen und moralischen Aspekte des 
SED-Systems aufarbeiten soll. 
Natürlich muß die Justiz im Rechtsstaat 
ihre Aufgaben erfüllen; aber wir wissen- 
daß der politische und moralische 
Unrechtsgehalt eines totalitären System5 

mit der Strafjustiz eines Rechtsstaats nU 
sehr unvollkommen aufgearbeitet wefd 
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Kann. Gleichwohl sind wir gegen ein Tri- 
bunal, also die Fortsetzung der Strafge- 
•"•chtsbarkeit mit anderen, vielleicht nicht 
^chtsstaatlichen Mitteln. Wir hoffen statt 
dessen, daß eine solche Enquetekommis- 
*l°n, in die wir neben Mitgliedern des 
Bundestags auch Fachleute von außen 
Prüfen können, einen Beitrag dazu lei- 
st«n kann. 
daneben bleibt auch die Aufarbeitung 
der Regierungs- und Vereinigungskrimi- 
Jjalität eine gesamtstaatliche Aufgabe, mit 
^er das Land Berlin, seine Justiz und 
p°Hzei nicht alleine gelassen werden kön- 
nen. 

i'lle 16 Bundesländer sind bei der Erfül- 
'Ul>g dieser gesamtstaatlichen Aufgabe, 
:je nach der föderalen Ordnung unseres 
Grundgesetzes Ländersache ist, gefor- 
ert, und der Bund wird im Rahmen sei- 

^er Möglichkeiten dabei helfen. 

Alfred Dregger hat recht: Bei aller 
Notwendigkeit, die Vergangenheit 
aufzuarbeiten, müssen wir darauf 
achten, daß wir unsere Kraft nicht 
darin erschöpfen, sondern daß wir 
auch fähig bleiben, die Aufgaben 
von Gegenwart und Zukunft zu 
•Geistern. 

le Überwindung der Folgen von 40 Jah- 
en Teilung und Sozialismus — wirt- 

schaftlich, sozial und ökologisch — hat 
...°rrang und muß Vorrang haben. Priori- 
aten setzen heißt im Alltag auch, daß 

j lcht alles zur selben Zeit möglich ist — 
n den westlichen Ländern nicht und in 
en östlichen auch nicht. 

(
n e«ner Zeit, in der große Aufbauarbei- 
,en rasch geleistet werden müssen, haben 
,nVestitionen Vorrang. Bei aller Notwen- 
'Skeit, die Folgen des raschen Struktur- 
a°dels sozial abzusichern, dürfen sich 
nsere Kräfte darin nicht erschöpfen. Wir 
Ussen unsere finanzielle und wirtschaft- 

liche Leistungsfähigkeit erhalten, und wir 
müssen sie für den Aufbau der östlichen 
Länder nutzen. 
Das muß auch beim Steueränderungsge- 
setz und bei der Unternehmensteuerre- 
form im Hinblick auf den einheitlichen 
Binnenmarkt in Europa durchgesetzt wer- 
den. Deshalb muß die SPD ihre Blok- 
kade- und Verweigerungshaltung aufge- 
ben. 
Der Aufbau muß schnell gehen. Deswe- 
gen ist es gut, daß Günther Krause das 
Beschleunigungsgesetz für große Infra- 
strukturprojekte durchgesetzt hat. 

Das Thema ist übrigens ein gutes Beispiel 
dafür, daß im Westen nicht alles glän- 
zend geworden ist. Wenn man daran 
denkt, daß jedes größere Investitionspro- 
jekt heute einen Vorlauf von mindestens 
zehn Jahren Planungs- und Genehmi- 
gungszeit hat, dann wird deutlich, daß 
die Erneuerung durch die Überwindung 
der Teilung uns allen guttut. 

Daß aber die Regierung des Landes 
Brandenburg sich diesem Beschleuni- 
gungsgesetz verweigert hat, habe ich 
nicht verstanden. Die existentiellen Inter- 
essen des Landes und seiner Bürger hin- 
ter die parteipolitische Rücksichtnahme 
auf eine Ampelkoalition zurückzustellen 
— das ist ein Skandal, der sich mit den 
historischen Aufgaben im vereinten 
Deutschland nicht verträgt. 

Im übrigen zeigt sich auch, daß mit 
Ampelkoalitionen in dieser Zeit wahrlich 
kein Staat zu machen ist. 

Um unsere Einheit gut zu vollenden, 
liebe Freunde, müssen wir uns daran 
erinnern, daß wir sie nicht allein errun- 
gen haben. Ohne Europa mit unserer 
Integration im Westen wie mit den 
Reformprozessen im Osten hätten wir 
Einheit und Freiheit nicht erreicht. Des- 
halb müssen wir unsere Einheit auch in 
Europa einbringen und für Europa nut- 
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zen. Wir dürfen uns nicht nur mit unseren 
eigenen Problemen befassen. 

Der Zusammenbruch des Weltkom- 
munismus und der Wegfall des 
Eisernen Vorhangs hat in Osteu- 
ropa die Tür zu Freiheit, Demokra- 
tie und Sozialer Marktwirtschaft 
aufgestoßen. Das sind vielleicht 
noch größere Änderungen auch für 
die betroffenen Menschen als bei 
uns in Deutschland. Das muß gelin- 
gen. Das ist auch unsere Aufgabe. 
Deshalb darf die deutsche Einheit 
nicht von der europäischen Eini- 
gung getrennt werden. Deshalb war 
der Gipfel in Maastricht so wichtig. 

Die europäische Einigung ist gewiß 
mühevoll, aber sie ist der Mühe wert. Nur 
wenn Europa sich zusammenschließt und 
seine Kräfte bündelt, können wir unserer 
Verantwortung in einer Welt gerecht wer- 
den, in der die Erhaltung des Friedens 
wie die Bewahrung der Schöpfung immer 
mehr unteilbar werden. Die Aufgaben 
sind riesig, aber die Chancen zur Gestal- 
tung auch. Deshalb gibt es keinen Grund 
zur Resignation. Wir haben auch kein 
Recht dazu. Wir brauchen vielmehr Kraft 
zur Zuversicht und Mut zur Zukunft. 

Zukunft in Deutschland heißt im 
besonderen Zukunft für junge Men- 
schen. Junge Menschen stellen neue 
Fragen, und wir müssen sie hören, 
aber wir schulden auch Antworten. 
Zur Antwort gehört, daß wir nicht 
alles wissen. Wir wissen aber z. B., 
daß Freiheit und Menschenrechte in 
Ost und West, in Nord und Süd 
unteilbar sind. 

Wir wissen, daß große Erfolge möglich 
wurden, weil wir vorbehaltlos und ohne 
Scheuklappen für Freiheit und Men- 
schenrechte überall auf der Welt eingetre- 

ten sind: in Chile und in Südafrika, in 
vielen Staaten Asiens, aber eben auch in 
der früheren DDR und in anderen Län- 
dern des Sowjetkommunismus. 
Wir wissen, daß unsere Verantwortung 
für soziale Gerechtigkeit, gegen Hunger 
und Not, für Arme und Schwache bei ufl 
und überall auf der Welt unteilbar ist. 
Wir wissen auch, daß wir mit Sozialer 
Marktwirtschaft, mit Eigeninitiative und 
Leistungsbereitschaft, mit Investitionen 
und technischen Innovationen Probier0 

besser lösen können. Wir wissen, daß ^' 
damit nicht nur gute wirtschaftliche 
Ergebnisse, sondern auch mehr soziale 
Gerechtigkeit erreicht haben als irgend' 
wann zuvor in der Geschichte der 
Menschheit. 
Dabei wissen wir auch, daß die Balance 
zwischen wirtschaftlichem Erfolg und 
sozialem Ausgleich eine ständige Auf- 
gabe ist, der wir uns jeden Tag neu zu 
stellen haben. Wir wissen, daß unsere 
Verantwortung für den Frieden und füf 

die Bewahrung unserer Umwelt und 
Natur dieser einen Welt immer weniger 

teilbar ist. Wir wissen auch, daß dazu 
nicht nur Nachdenklichkeit und Betrof- 
fenheit, sondern auch Handeln geforde^ 
ist, in Jugoslawien so sehr wie zum Ern 
der tropischen Regenwälder. 

Mit Verweigerungshaltung und 
Aussteigermentalität sind weder 
Umweltprobleme zu lösen noch >s 

der Frieden damit zu bewahren. 

Mut und Demut sind für uns keine       , 
Gegensätze. Wir wollen neue Fragen aü 

nehmen, zuhören, und wir sind auch 
bereit zu lernen. Wir schulden aber auc 
Antworten, denn Antworten sind die 
Grundlage von Verantwortung. Die Fra 

tion von CDU und CSU ist zu dieser Ve 
antwortung bereit. 
(Langanhaltender lebhafter Beifall -" 
Die Delegierten erheben sich) 



^TEITAG UiD 39/40 1991  •  Seite 45 

Runter Rinsche: 

jMe neuen Länder sind integraler 
Bestandteil der EG geworden 
S CDU/CSU-Abgeordneten im 
j ^päischen Parlament haben mit 
J ^reichen Initiativen, Anfragen, 
S(J

trägen und Berichten für die deut- 
^e Wiedervereinigung auf der 
Q^ndlage des Artikels 23 unseres 
j. rundgesetzes gearbeitet und durch 
,jjre Aktivität dazu beigetragen, daß 
H* ehemalige DDR integraler 
^tandteil der EG werden konnte. 

•x "^gleich rund achtzig Prozent des 
b geleiteten Gemeinschaftsrechts mit der 
„Stellung der deutschen Einheit unmit- 

ar im Beitrittsgebiet Geltung erhielt, 
>ßte doch ein Teil des EG-Sekundär- 

:% 

S 
t 

*s an die Bedingungen des vergrößer- 
»• Wirtschaftsgebietes der EG und an 

Bedingungen des Beitrittsgebietes 
,, <>ePaßt werden. Des weiteren wurde es 
A Wendig, den Zeitpunkt für die Anwen- 
y 8 einzelner Rechtsvorschriften inso- 
* l hinauszuschieben, als eine sofortige 
Sendung des EG-Rechts aus wirt- 
(r, Glichen Gründen oder wegen der 
v Rüchen technischen Umstellungen cht 

s 
möglich war. 
- im Interesse der neuen Bundes- 

Anpassungs- deJ erforderlichen 
Ubergangsmaßnahmen wurden in 

ü 
e,tl beschleunigten EG-Gesetzge- 

,^8sverfahren mit voller Beteiligung des 
J°Päischen Parlaments am 4. Dezem- 

'990 vom Rat der Europäischen 
'em einschaft verabschiedet. 
i1*1 „Bericht der Bundesregierung 
"her die Integration der Bundesre- 
publik Deutschland in die Europäi- 
schen Gemeinschaften" vom 26. 

September 1991 wird die Leistung 
des Europäischen Parlaments und 
seiner Abgeordneten für die deut- 
sche Einheit ausdrücklich und posi- 
tiv bewertet. 

So heißt es in der Stellungnahme der 
Bundesregierung u. a.: „Bei der Einbezie- 
hung des Gebiets der ehemaligen DDR in 
die EG hat das Europäische Parlament 
eine konstruktive Rolle gespielt. Der im 
Februar 1990 dafür eingesetzte Ad-hoc- 

Aus dem Bericht des Vorsit- 
zenden der CDU/CSU- 
Gruppe in der EVP-Fraktion 
des Europäischen Parla- 
ments, Günter Rinsche 

Ausschuß des Parlaments hat zwar nach 
der deutschen Vereinigung 1990 seine 
Arbeiten eingestellt, doch zeigt das Euro- 
päische Parlament weiter großes Inter- 
esse an den Entwicklungen in den neuen 
Ländern. Mehrere Fachausschüsse des 
Parlaments haben dort bereits Sitzungen 
abgehalten, u. a. um sich — wie im Fall 
des Haushaltskontrollausschusses — 
über die Implementierung der Über- 
gangsmaßnahmen in den neuen Ländern 
zu informieren. Die Bundesregierung hat 
von Anfang an großen Wert auf gute 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen 
Parlament in dieser Angelegenheit gelegt 
und, soweit möglich, alle vom Europäi- 
schen Parlament erbetenen Auskünfte 
über die Lage in den fünf neuen Ländern 
gegeben." 
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Neben der aktiven Unterstützung der 
staatsrechtlichen und institutionellen Ein- 
beziehung der neuen Bundesländer in die 
Europäische Gemeinschaft haben sich 
die CDU/CSU-Abgeordneten des Euro- 
päischen Parlaments insbesondere für die 
Initiierung der EG-Programme zum Auf- 
bau der Wirtschaft eingesetzt. Ein 
Schwerpunkt unserer Bemühungen war 
die Nutzbarmachung der drei Struktur- 
fonds der EG für die neuen Bundeslän- 
der. 
Die drei Strukturfonds der Europäischen 
Gemeinschaft sind: 
• der Europäische Fonds für regionale 

Entwicklung (EFRE), 
• der Europäische Sozialfonds (ESF), 
• der Ausrichtungs- und Garantiefonds 

für die Landwirtschaft (EAGFL). 

Der Europäische Fonds für regionale Ent- 
wicklung (EFRE) soll zur Verringerung 
des Ungleichgewichts zwischen den 
Regionen der Gemeinschaft beitragen 
und insbesondere helfen, daß das Defizit 
mancher Regionen im Bereich der Basis- 
infrastruktur ausgeglichen wird; 
der Europäische Sozialfonds (ESF) unter- 
stützt die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
und fördert Umschulungsmaßnahmen; 
der Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Ausrich- 
tung (EAGFL), bezuschußt Maßnahmen, 
die dazu bestimmt sind, die Agrarproduk- 
tion effizienter zu gestalten und Über- 
schußbereiche zu entlasten. 

Im Rahmen ihrer Fördermaßnahmen für 
die Regionen Europas hat die Europäi- 
sche Gemeinschaft jetzt 6,1 Milliarden 
DM für die neuen Länder der Bundesre- 
publik bereitgestellt. Die EG-Kommis- 
sion hat in diesem Zusammenhang ein 
gemeinschaftliches Förderkonzept (GFK) 
gebilligt, das in Anlehnung an einen von 
den deutschen Behörden vorgelegten Ent- 
wicklungsplan ausgearbeitet wurde. Die- 

ses gemeinschaftliche FörderkonzeptlS 

der Rahmenplan für die Unterstützung 
der neuen Länder durch die Gemein- 
schaft. 
Jedes der neuen Bundesländer wird üD 
sogenannte „operationeile Programm^ 
die konkrete Mittelverteilung vornehm 
Das Förderkonzept für die neuen Bun",.t 
desländer zielt darauf ab, den Prozeß 
wirtschaftlichen Umstrukturierung in1 

Industrie-, Agrar- und Dienstleistung5 

reich voranzutreiben. Besonderes 
Gewicht erhalten die Maßnahmen zur 
Förderung der wirtschaftsnahen Infra' 
Struktur, zur Unterstützung produktiv 
Investitionen, zur Aus- und Weiterbil' 
dung von Arbeitskräften, zur BekämP' 
fung der Langzeitarbeitslosigkeit, zur 
Erleichterung der beruflichen EingHed 

rung von Jugendlichen, Maßnahmen z 

Entwicklung der Land- und Forstwirt' 
schaft, der Fischerei sowie der Leben5' 
mittelindustrie. 
Schließlich bildet die Verbesserung d«^ 
Lebens- und Arbeitsbedingungen inla 

liehen Gebieten (einschließlich Dorf-   . 
erneuerung und Verbesserung der län 
chen Infrastruktur) einen weiteren Fo 
rungsschwerpunkt. 

Sachsen erhält mit rund 1,5 M»11!' 
arden DM den größten Förderb^ 
trag. Für Sachsen-Anhalt sind " 
Milliarden DM vorgesehen, ftf 
Brandenburg 974 Millionen PMj 
für Thüringen 886 Millionen D^J 
für Mecklenburg-Vorpommern   , 
Millionen DM und für (Ost-)Bef 

330 Millionen DM. , 
Neben diesen Mitteln in Höhe von nj^ 
6,1 Mrd. DM für den Zeitraum 1991 ö 
1993 aus den Mitteln der EG-Struktu^ 
fonds wird die Europäische InvestiU0 

bank (EIB) Kredite für die neuen Bun- 
desländer in Höhe von rund drei Mrd. j? 

DM zur Verfügung stellen. Schließl»cn 
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Mi erwähnenswert, daß die Europäi- 
. ^e Gemeinschaft auf der Grundlage 
fi EGKS-Vertrages Darlehen für den 
,^traum 1991 bis 1993 in Höhe von rund 
ü'

2 Mrd. DM speziell für die Umstellung 
,nd Modernisierung von Stahlwerken 
ereitstellen wird. 

Bedeutsamer als alle finanziellen 
ynd wirtschaftlichen Hilfen der 
Europäischen Gemeinschaft für die 
integration der neuen Bundesländer 
•st die politische Akzeptanz des ver- 
einigten Deutschlands durch die 
Repräsentanten der europäischen 
Partner- und Mitgliedsländer der 

I Gemeinschaft. 
/'Europäischen Parlament wurde diese 

d tive Mitarbeit an der Herstellung der 
j Aschen Einheit sichtbar und wirksam 
, Sonderausschuß „Deutsche Einheit", 

ssen Vorsitzender, unser spanischer 
Sj ^Kollege Gerardo Fernandez-Albor, 
d ^ große Verdienste um die Integration 

•jr neuen Bundesländer in die EG erwor- 
L n hat. Der Bundespräsident Richard 
d n Weizsäcker hat — u. a. auf Vorschlag 
kh

r CDU/CSU-Gruppe des Europäi- 
^en Parlaments — dem in Santiago de 
i^postela beheimateten Abgeordneten 
d Würdigung seiner Verdienste um die 
dusche Einheit das Große Bundesver- 
Kenstkreuz mit Stern verliehen. 
u'e gleiche Ehrung wurde dem britischen 
d ^hterstatter Alan Donnelly verliehen, 
£jSSen positiver Bericht zur deutschen 
,^nheit und zur Integration in der 
^ stimmung des Europäischen Parla- 
ys am 22. November 1990 mit einer 

*hr großen Mehrheit von 317 Ja-Stim- 
^ °ei nur 3 Nein-Stimmen und 5 Ent- 

Urigen beschlossen wurde. 
*n diesen befürwortenden und för- 
dernden Stellungnahmen des Euro- 
päischen Parlaments zur deutschen 
^'nheit, die im Hinblick auf die 

historischen Gegebenheiten nicht 
selbstverständlich sind, spiegeln 
sich auch die unermüdlichen und 
erfolgreichen Bemühungen aller 
CDU/CSU-Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments um 
freundschaftliche Kontakte zu 
Abgeordneten aller Nationen und 
Fraktionen im Europäischen Parla- 
ment wider. 

Hier liegen auch die Gründe für den 
Erfolg unserer Initiative zur Erhöhung 
der Zahl der deutschen Abgeordneten als 
politische Konsequenz der Tatsache, daß 
16 Millionen deutsche Bürger neue EG- 
Bürger sind. Bereits im Oktober 1990 
hatte sich das Europäische Parlament für 
die Benennung von 18 Beobachtern aus 
der ehemaligen DDR ausgesprochen, die 
an den Arbeiten des Parlaments ohne 
Stimm-, Rede- und Wahlrecht teilnehmen 
können. Dieser Beobachterstatus war 
unumstritten: Hierbei spielte zum einen 
die Sorge vor einer Verschiebung des 
Kräftegleichgewichts zwischen den vier 
großen EG-Staaten Frankreich, Vereinig- 
tes Königreich, Italien und Bundesrepu- 
blik Deutschland, die alle jeweils über 81 
Abgeordnetensitze verfügen, eine Rolle 
wie zum anderen Fragen der demokrati- 
schen Legitimität der Beobachter und der 
ihnen eingeräumten Rechte. 
In seiner Sitzung vom 21. Februar 1991 
benannte der Deutsche Bundestag die 
Beobachter für das Europäische Parla- 
ment, die alle durch die ersten demokrati- 
schen Wahlen auf dem Gebiet der ehema- 
ligen DDR vom März 1990 legitimiert 
sind. Sie wurden im März 1991 von Parla- 
mentspräsident Baron Crespo im Euro- 
päischen Parlament willkommen gehei- 
ßen. Mit Blick auf die kommenden Euro- 
pawahlen im Jahre 1994 und die anste- 
hende Reform der Römischen Verträge 
hat die CDU/CSU-Gruppe rechtzeitig 
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eine Entscheidung über die angemessene 
Vertretung der fünf neuen deutschen 
Länder angestrebt. 
Unsere weitergehenden Initiativen mün- 
deten in einem Kompromiß mit anderen 
Fraktionen, der sich in einem gemeinsa- 
men Entschließungsantrag niederschlug. 
Diese — für die politische Integration der 
neuen Bundesländer in die EG sehr wich- 
tige — Entschließung zur demokrati- 
schen Vertretung der 16 Millionen neuen 
deutschen Gemeinschaftsbürger im Euro- 
päischen Parlament hat folgenden Wort- 
laut: 
„Das Europäische Parlament, 

A. unter Hinweis auf seine Entschlie- 
ßungen vom 12. Juli 1990 zu den Auswir- 
kungen der Vereinigung Deutschlands 
auf die Europäische Gemeinschaft und 
vom 12. November 1990 zur Gemein- 
schaft und zur Vereinigung Deutsch- 
lands, in denen eine endgültige Lösung 
der Frage der Vertretung der Deutschen 
im Europäischen Parlament gefordert 
wird, 

B. in der Auffassung, daß die deutsche 
Vereinigung, die eine positive Entwick- 
lung darstellt, nicht durch das Ausbleiben 
einer Entscheidung über eine angemes- 
sene Vertretung der ostdeutschen Länder 
in dem direkt gewählten Parlament Scha- 
den nehmen darf, 

C. unter Hinweis darauf, daß es selbst 
18 gewählte Vertreter dieser Länder gebe- 
ten hat, als Beobachter an seinen Arbei- 
ten teilzunehmen, zusätzlich zu der in den 
Verträgen vorgesehenen jetzigen Vertre- 
tung der Deutschen, 

D. unter Berücksichtigung der Tatsache, 
daß Änderungen des Artikels 2 des Aktes 
zur Einführung allgemeiner unmittelbarer 
Wahlen der Abgeordneten des Europäi- 
schen Parlaments von den Mitgliedstaa- 
ten ratifiziert werden müssen und es sinn- 
voll wäre, diese spezielle Frage gleichzei- 

tig mit anderen zu revidierenden Besti 
mungen des Vertrages zu klären, 
• ist davon überzeugt, daß es erforder 
ist, die Zahl der deutschen Mitglieder' 
Europäischen Parlament um 18 zu ern 
hen; (j 

• betont, daß weder in den anderen Ijj, 
tutionen der Europäischen Gemeinsc11 

noch in sonstigen gemeinschaftlichen 
Organen das herrschende GleichgeW»c 

abgeändert werden sollte; 
• fordert unter Hinweis auf seine Be' 8 

nis aus Artikel 7 Absatz 1 des Aktes zu 
Einführung allgemeiner unmittelbar . 
Wahlen der Abgeordneten des Europa'.f 

sehen Parlaments die Vertreter der Reg
{ 

rungen und den Rat dazu auf, einene   . 
sprechenden Vorschlag zur Änderung 
Artikels 2 vorzulegen und den Mitgl»e 

Staaten zur Annahme im Rahmen der 
Regierungskonferenz zur Politischen 
Union zu unterbreiten; 
• beauftragt seinen Präsidenten, die5 . 
Entschließung dem Rat, der Komm 
sowie der Regierungskonferenz zur 
sehen Union zu übermitteln." 

issi°r 

pol»1 

he"1 

In seiner spannungsvollen namenthc 

Abstimmung hat sich das Europäisch 
Parlament am 9. Oktober 1991 mit 2*^ 
Ja-Stimmen gegen 47 Nein-Stimmen J* 
bei 47 Enthaltungen für diesen VorscB ' 
ausgesprochen. Festzuhalten ist hier J 
bemerkenswerte Tatsache, daß alle a ^ 
senden Christdemokraten ebenso wie .J 
Konservativen für die Erhöhung der 
der deutschen EP-Abgeordneten     , . 
gestimmt haben. Von den 180 sozial»5K 
sehen Abgeordneten stimmten 109 m1 

6 mit nein und 8 mit Enthaltung. D»e . 
Gegenstimmen kamen überwiegend 
den Fraktionen der Linken (französi5 

Kommunisten), der Grünen, Gaull>s 

und der Regenbogenfraktion! 

Das insgesamt sehr gute Absti"1' 
mungsergebnis ist auch darauf 
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zurückzuführen, daß es unseren 
Freunden und assoziierten Mitglie- 
dern des Europäischen Parlaments 
(Beobachtern) aus den neuen Bun- 
desländern gelang, in ihrer relativ 
kurzen Zugehörigkeit zum Euro- 
päischen Parlament durch gute 
Sacharbeit und menschlich-vertrau- 
ensvolle Zusammenarbeit mit den 
Kollegen aller Nationen zu über- 
zeugen und ein gutes „europäisches 
Klima" zu schaffen. 

Die CDU/CSU-Gruppe im Europäi- 
schen Parlament dankt dem deutschen 
Bundeskanzler Helmut Kohl herzlich 
dafür, daß er sich diesen Vorschlag des 
Europäischen Parlaments zu eigen 
gemacht und unverzüglich verfügt hat, 
eine entsprechende Initiative in der 
Regierungskonferenz über die Politische 
Union einzubringen. Dies ist ein weiterer 
wichtiger Schritt zur Integration der 
neuen Bundesländer in die Europäische 
Gemeinschaft. 

Weichenstellung für die 
gesamteuropäische Ordnung 
Im Antrag des Bundesvorstandes der 
CDU an den 2. Parteitag (Dresdner 
Manifest) heißt es: „Die Europäische 
Gemeinschaft muß offen sein für alle 
demokratischen Staaten Europas. Wir 
setzen uns auch dafür ein, die neuen 
Demokratien in Europa in die Europäi- 
sche Gemeinschaft aufzunehmen und 
über Assoziierungsverträge ihre Mitglied- 
schaft vorzubereiten." 
Nach einer repräsentativen „Eurobaro- 
meter"-Umfrage wollen 55 Prozent der 
Polen und 51 Prozent der Ungarn den 
sofortigen Beitritt zur Europäischen 
Gemeinschaft. In der Tschechoslowakei 
lag dieser Anteil nur bei 25 Prozent. Hier 
Plädieren aber 37 Prozent der Befragten 
für einen Beitritt in fünf Jahren, 12 Pro- 

zent halten eine Zehn-Jahres-Frist für 
angebracht. In jedem der drei Oststaaten 
sind nur zwei Prozent der Befragten der 
Ansicht, ihr Land solle nie Mitglied der 
Gemeinschaft werden. 

Ost- und Mitteleuropa sind voll in 
den Sog der Europäischen Gemein- 
schaft geraten. Der Osten driftet 
nach Westen. 

Die Gemeinschaft wird zur ökononii- 
schen Hoffnung, ihr Rahmen zur Stütze 
der eigenen politischen Stabilität. Der 
schwierige Übergang von der Diktatur 
zur Demokratie kann durch ein politi- 
sches Signal der Europäischen Gemein- 
schaft, das die Bereitschaft zur Erweite- 
rung nach Osten vermittelt, wesentlich 
erleichtert werden. 
Für die CDU/CSU-Abgeordneten im 
Europäischen Parlament gelten folgende 
Erfolgsvoraussetzungen der unverzicht- 
baren EG-Erweiterung: 
• die EG-Kompatibilität der beitrittswil- 

ligen Staaten, 
• die Handlungsfähigkeit der Gemein- 

schaft, d. h. auch Entscheidungsfähig- 
keit („capacity for decision") und 
Durchsetzungskraft („law-enforcing 
capacity"), 

• die demokratische Legitimation der 
europapolitischen Willensbildung. 

Zahlreiche Initiativen und Aktionen der 
CDU/CSU-Abgeordneten im Europäi- 
schen Parlament dienen diesen Zielset- 
zungen, deren Verwirklichung es der 
Gemeinschaft ermöglichen würde, die 
richtige Weichenstellung für die gesamt- 
europäische Ordnung des 21. Jahrhun- 
derts rechtzeitig zu vollziehen. 
Im Rahmen dieser Bemühungen hat sich 
die CDU/CSU-Gruppe beispielsweise 
dafür eingesetzt, daß im EG-Haushalts- 
plan 1992 u. a. zusätzliche Mittel für die 
nachstehenden Zwecke eingesetzt wer- 
den: 
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• 860 Mio. Ecu (rd. 1.720 Mio. DM) für 
die Zusammenarbeit mit den Ländern 
Mittel- und Osteuropas, 

• 300 Mio. Ecu (rd. 600 Mio. DM) zur 
Aufstockung der Strukturfonds, 

• 300 Mio. Ecu (rd. 600 Mio. DM) für 
humanitäre Hilfe. 
Ebenso wichtig wie finanzielle und 
ökonomische Hilfen zur Selbsthilfe 
sind menschliche Kontakte und die 
Vermittlung von Know-how und 
Wissen. 

In zahlreichen Gesprächen und Begeg- 
nungen der CDU/CSU-Abgeordneten 
mit Repräsentanten der ost- und südost- 
europäischen Staaten werden Informatio- 
nen vermittelt, Erfahrungen ausgetauscht 
und Vertrauensgrundlagen für erfolgrei- 
che Zusammenarbeit in Europa geschaf- 
fen. 

Binnenmarkt und Europäischer 
Wirtschaftsraum 
Der Europäische Binnenmarkt als histo- 
risch bedeutsame Innovation ist durch 
CDU/CSU-Abgeordnete mitinitiiert und 
geprägt worden. 

Schon heute kann festgestellt wer- 
den, daß der Binnenmarkt unver- 
zichtbar, unvermeidbar und unum- 
kehrbar sein wird. 

Der Binnenmarkt steigert die Ergiebigkeit 
menschlicher Arbeit durch eine an 
Umfang und Intensität zunehmende 
europäische Arbeitsteilung sowie durch 
eine Senkung der sogenannten Transak- 
tionskosten. Dadurch werden Ressourcen 
erschlossen, Produktivitäts- und Wohl- 
standszunahmen erzielt und neue Mittel 
und Möglichkeiten für die Bewältigung 
großer Zukunftsaufgaben der europäi- 
schen Politik gewonnen. 
Im Frühjahr 1991 hielten 51 Prozent der 
EG-Bürger den Europäischen Binnen- 

markt, dessen Vollendung zum 31. 
Dezember 1992 erfolgen soll, für eine 
„gute Sache". Das geht aus der Eurobaro- 
meter-Umfrage hervor, die am 4. Juli ver- 
öffentlicht wurde. Bei den vorangegange- 
nen Erhebungen im Herbst und Frühjahr 
1990 lagen die „Sympathie-Quoten" bei 
50 bzw. 45 Prozent, nachdem sie noch in 
den Jahren 1987 und 1988 die 50-Prozent- 
Marke deutlich überschritten hatten. 
Bei der diesjährigen Frühjahrsumfrage 
lehnten nur neun Prozent der Befragten 
den Binnenmarkt als „schlechtes" Vorha- 
ben ab, während sich knapp 31 Prozent 
nicht festlegen wollten. In den südlichen 
EG-Staaten — in Griechenland, Italien, 
Portugal und Spanien — sowie in Irland 
wurde eine stärkere Zustimmung zur Öff- 
nung der innergemeinschaftlichen Gren- 
zen ermittelt als in den übrigen Mitglieds- 
ländern. 
Nach Personengruppen gegliedert, entfie- 
len die meisten Ja-Stimmen auf die 15- 
bis 34jährigen sowie auf Bürger mit 
Hochschulabschluß und ausgeprägtem 
Informationsbedarf. Die Umfrage belegt 
ferner, daß 65 Prozent dem EG-Binnen- 
markt mit Zuversicht entgegensehen (im 
Herbst 1990 lag dieser Anteil bei 60 Pro- 
zent) und daß (unverändert) 25 Prozent 
mit „1992" Befürchtungen verknüpfen. 
Die Quote der unentschiedenen Befrag- 
ten schrumpfte von 16 auf 10 Prozent. 

Die Arbeiten an dem Programm zur 
Vollendung des Europäischen Bin- 
nenmarktes sind auch im 1. Halb- 
jahr 1991 wieder sehr gut vorange- 
kommen. Bei den 282 Vorhaben, 
die 1985 in das Weißbuch eingin- 
gen, ist bis Ende September 1991 zu 
75 Prozent Einigung erzielt worden. 

Aus diesen Gegebenheiten der Binnen- 
marktentwicklung ergeben sich neue und 
wichtige Aufgaben für die CDU/CSU- 
Abgeordneten des Europäischen Paria- 
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ments. So muß der Binnenmarkt um eine 
soziale Dimension ergänzt werden, die 
den Berufstätigen in Europa hohe Stan- 
dards im Arbeitsschutz, in der Arbeitsum- 
welt und bei den Mitwirkungsrechten in 
grenzüberschreitend tätigen Unterneh- 
men sichert. 
Am 22. Oktober 1991 wurde der Vertrag 
über die Bildung eines gemeinsamen 
Europäischen Wirtschaftsraumes von EG 
und EFTA (EWR) geschlossen. Die 
Bedeutung dieser größten Freihandels- 
zone der Erde ergibt sich aus einem Ver- 
gleich mit den anderen beiden „wirt- 
schaftlichen Kraftwerken" der sogenann- 
ten globalen Triade. Im EWR erwirt- 
schaften ca. 380 Millionen Menschen ein 
Bruttosozialprodukt in Höhe von 7.030 
Milliarden Dollar und übertreffen somit 
sowohl die USA (5.470 Milliarden Dollar 
bei 251 Millionen Menschen) als auch 
Japan (2.970 Milliarden Dollar bei 124 
Millionen Menschen). 
Damit leben im EWR 7,1 Prozent der 
Weltbevölkerung, die 30 Prozent der 
Weltwirtschaftsleistung erarbeiten und 
mit ihren Produkten zu 43 Prozent am 
Welthandel beteiligt sind. Die CDU/ 
CSU-Gruppe begrüßt das Zustandekom- 
men des EWR, sei dies nun ein „Warte- 
raum" oder ein „Durchgangszimmer" für 
Staaten, die in die Europäische Gemein- 
schaft aufgenommen werden und sich an 
das Regelwerk der Europäischen 
Gemeinschaft gewöhnen oder nur eng 
mit ihr zusammenarbeiten wollen. 

Von großer Tragweite sind die Pro- 
bleme der inneren Sicherheit und 
einer europäischen Asylpolitik. Wir 
brauchen in der Gemeinschaft 
gemeinsame Lösungen in der Asyl- 
frage und der Einwanderungspoli- 
tik. Wir müssen mit dem Aufbau 
von Europol mit einer eigenen 
Ermittlungskompetenz und eigenen 
Ermittlungsgruppen beginnen, wenn 

wir die dringend notwendige EG- 
Sicherheitsunion schaffen wollen. 

Hier entstehen „offene Flanken" der 
inneren Sicherheit in Europa, die im Hin- 
blick auf eine zunehmende organisierte 
und grenzüberschreitende Kriminalität in 
mehrfacher Hinsicht problematisch wer- 
den und eine europäische Handlungsfä- 
higkeit zur zwingenden Notwendigkeit 
werden lassen. Die CDU/CSU-Gruppe 
im Europäischen Parlament wird sich 
nachdrücklich und mit vollem Einsatz für 
die Lösung dieser drängenden Probleme 
einsetzen. 

Die lauernden Gefahren 
bannen und überwinden 
In seiner Analyse der „Erfolgsfalle" der 
Europäischen Gemeinschaft schreibt 
Werner Weidenfeld u. a.: „Europa sitzt in 
der Erfolgsfalle. Es droht an seiner eige- 
nen Attraktivität zu scheitern. Der drama- 
tischen Europäisierung der Aufgaben 
und Probleme ist nicht die Europäisie- 
rung der Instrumente und der Entschei- 
dungen gefolgt. Die Gemeinschaft zieht 
erfolgreich immer mehr Gegenstände an 
sich — und zugleich werden die Erwar- 
tungen von außen größer und größer —, 
ohne daß parallel dazu die institutionelle 
und materielle Ausstattung angemessen 
ausgebaut worden wäre." 

Wenn nicht große historische Chan- 
cen scheitern sollen, dann müssen 
die hier lauernden Gefahren 
gebannt und überwunden werden. 
Die existentiell notwendige 
Aktionsfähigkeit der Europäischen 
Gemeinschaft und die demokrati- 
sche Legitimation der europäischen 
Willensbildung können nur durch 
gemeinsame Anstrengungen aller 
Beteiligten und durch zielgerichtete 
Bündelung ihrer politischen Ener- 
gien erreicht werden. • 
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Erwin Teufel: 

Die Wahl am 5. April 1992 ist von 
großer Bedeutung für unser Land 
Wir leben in einer Zeit, in der die 
Tagesordnung der Politik weltweit neu 
geschrieben wird. Die Sowjetunion zer- 
fällt, Europa wächst und wächst 
zusammen, und Deutschland muß 
seine Aufgabe in Europa und in der 
Welt neu bestimmen. 

Ich sehe vier große Herausforderungen, 
die alle gleichzeitig zu bewältigen sind: 
Erstens. Wir müssen den Aufschwung im 
Osten Deutschlands schaffen, ohne den 
Abschwung im Westen Deutschlands zu 
riskieren. 
Trotz mancher Ernüchterungen und auch 
Enttäuschungen in den neuen Bundeslän- 
dern, die unvermeidbar waren: Deutsch- 
land hat das Werk seiner Einigung insge- 
samt konsequent, erfolgreich und mit gro- 
ßer Solidarität vollbracht. Dabei denke 
ich an die umfassenden personellen und 
auch finanziellen Hilfen. 

Der Fonds Deutsche Einheit zugun- 
sten der neuen Länder muß auch für 
das Jahr 1992 auf das Niveau des 
Jahres 1991 aufgestockt werden. 

Der Bund, die westlichen Länder und alle 
unsere Institutionen, unsere Gemeinden, 
unsere Städte, unsere Kreise müssen per- 
sonelle und partnerschaftliche Hilfe auch 
in den nächsten Jahren leisten. 
Auch unsere Wirtschaft wird weiterhin 
dazu beitragen, daß aus den Ruinen des 
Sozialismus in einigen Jahren eine blü- 
hende Industrielandschaft entsteht. Der 
Aufschwung im Osten hat allerdings eine 
wichtige Voraussetzung: daß es im 
Westen keinen Abschwung gibt. 

Ich bitte deshalb unsere Landsleute im 
Osten auch um ihre Solidarität. Niemand 
hätte etwas davon, wenn bei uns im 
Westen die Wirtschaft und die Finanzen 
in Unordnung kämen. Wir brauchen eine 
ehrliche, eine solide Finanzpolitik. Die 
öffentliche Verschuldung kann nicht 
mehr weiter gesteigert werden. 

Wir Deutschen wissen aus leidvol- 
len Erfahrungen, welch verheerende 
Folgen eine Inflation hat. Ohne sta- 
bile Mark gibt es keine positive 
Entwicklung, weder im Westen noch 
im Osten. 

Der Wohlstand im Westen ist nicht in 
vier Monaten und nicht in vier Jahren 
erreicht worden, sondern in vierzig Jah- 
ren. So lange werden wir nicht brauchen, 
aber wir brauchen dennoch Geduld. 
Natürlich ist es richtig, manche Vorhaben 
im Bund und in den Ländern zurückzu- 
stellen. Das ist schon deshalb notwendig, 
weil man Geld, zumal Milliardenbeträge, 
nicht zweimal ausgeben kann. 

Ich stimme hier mit dem Bundes- 
kanzler völlig überein, wenn er 
sagt: „Das eine oder andere Hal- 
lenbad braucht jetzt nicht unbe- 
dingt gebaut zu werden." Es gibt 
weitere Vorhaben, die nicht sofort 
verwirklicht werden müssen. Auch 
manche Stadtsanierung kann um 
zwei oder drei Jahre zurückgestellt 
werden. 

Konzentration auf das wirklich Notwen- 
dige, wie es Helmut Kohl formuliert, ist 
sicher eine Zielsetzung, die man bejahen 
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kann. Aber, meine Damen und Herren, 
das kann nicht heißen — ich bitte um 
Verständnis, wenn ich dies offen ausspre- 
che —, daß die westlichen Länder auf 
vordringliche Maßnahmen, beispiels- 
weise in der Verkehrspolitik, im öffentli- 
chen Personennahverkehr, beim Bau von 
Kliniken, von Altenpflegeheimen, bei der 
Förderung von Studienplätzen, bei der 
Forschungsförderung, zurückfahren. 

Meine Damen und Herren, deswe- 
gen sage ich offen: Als Minister- 
präsident muß ich der Verantwor- 
tung für das ganze Deutschland, 
aber auch der Verantwortung für 
mein Land gerecht werden. 

Die zweite Aufgabe heißt: Europa bauen, 
a°er demokratisch und föderalistisch, 
^as Jahr 1991 hat die Ohnmacht und die 
"ilflosigkeit der europäischen Regierun- 
gen auf eine peinliche Weise offenbart, 
2uerst am Golf, jetzt in Kroatien. Es war 
deshalb eine richtige Politik, daß Helmut 
Kohl und er allein ein Junktim zwischen 
Qer Währungs- und Wirtschaftsunion auf 
^er einen Seite und substantiellen Fort- 
Schritten auf dem Weg einer politischen 
Union andererseits hergestellt hat. 

Wir wollen ein demokratisches und 
nicht ein bürokratisches Europa, 
wir wollen kein zentralistisches, 
sondern ein föderalistisches 
Europa. 

ö'e dritte Aufgabe: Hilfe für unsere 
Nachbarn im Osten und Abbau der 
Armutsgrenzen in der Welt. Wir haben es 
Miterlebt, wie Mauern fallen, wie Gren- 
*en abgebaut werden, politische Grenzen 
jJJ Europa, militärische Grenzen zwischen 
ü?t und West. Demokratie und Markt- 
Ortschaft haben sich über Diktaturen, 
'anwirtschaft durchgesetzt. Die entwik- 

Ke'ten Industriegesellschaften müssen 
Jun mit aller Kraft eine weitere Grenze 
Verwinden, die die Welt teilt und, wenn 

nichts geschieht, die die Welt bald in 
Unordnung bringen wird, nämlich die 
Armutsgrenze zwischen Nord und Süd 
und zwischen Ost und West. 

Wir müssen unseren Nachbarvöl- 
kern in Osteuropa und Südosteu- 
ropa helfen, damit sie nicht im wirt- 
schaftlichen Elend versinken. Wir 
dürfen uns nicht nur auf unsere 
nationale Aufgabe, den Aufbau der 
neuen Bundesländer beschränken. 

Die vierte große Herausforderung — neh- 
men wir sie nicht leicht! —: Wir müssen 
in Deutschland und in Europa die japani- 
sche Herausforderung annehmen und 
erfolgreich bestehen. In den nächsten 
Jahren wird sich entscheiden, wo sich 
künftig das wirtschaftliche Zentrum in 
dieser Welt herausbildet, in den USA, in 
Japan oder in Europa. Über den Einfluß 
Europas in der Welt entscheiden nicht 
mehr starke Heere oder zuverlässige Mili- 
tärbündnisse, sondern wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit, das Kapital an Wis- 
sen, die Qualifikation der Menschen und 
vor allem der technologische Vorsprung. 
Wenn wir das schaffen — und ich sehe 
keine Alternative dazu —, dann schaffen 
wir nicht nur auf mittlere und längere 
Sicht neue Märkte, wir legen auch den 
wirtschaftlichen Grundstein für die neue 
Rolle Europas in der Welt. Sonst werden 
wir den Anschluß gerade auf jenen 
Gebieten verlieren, die über unsere 
Zukunft entscheiden. 

Mit diesem Konzept gehen wir in 
die Landtagswahl in Baden-Würt- 
temberg. Diese Wahl am 5. April 
1992 ist von entscheidender Bedeu- 
tung für unser Land, aber auch für 
die CDU Deutschlands. 

Wir sind zuversichtlich, und wir hoffen 
auf Ihre Unterstützung. Wir setzen in 
Baden-Württemberg auf eine eigenstän- 
dige regierungsfähige Mehrheit der CDU. 
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Ottfried Hennig: 

Wir hoffen, am 5. April wieder stärkste 
Partei in Schleswig-Holstein zu sein 
Am Ende dieses arbeitsreichen und 
schwierigen Jahres 1991 haben wir 
gemeinsam viel Anlaß zu Stolz und 
Zuversicht. 

Es war ein ungeheuer arbeitsreiches Jahr, 
aber es war ein Jahr, das die Union wie- 
der auf die Erfolgsstraße gebracht hat, 
ein Jahr, von dem wir, wenn wir in unse- 
rer Parteigeschichte später darauf zurück- 
blicken, sagen werden: Es war ein beson- 
ders gutes Jahr für die Union; wir haben 
gemeinsam die Kurve nach vorne und 
nach oben bekommen. 
Diese Maßstäbe gewinnt man vielleicht 
am besten mit dem Blick auf ein Zitat. 
Karl-Eduard Erdmann, der große unver- 
gessene langjährige Nestor der deutschen 
Geschichtswissenschaft, hat uns hinter- 
lassen, was von dem englischen Außen- 
minister Grey im Jahre 1914 gesagt 
wurde. Grey hat damals, beim Ausbruch 
des Ersten Weltkrieges, ein Wort gesagt, 
das für viele Jahrzehnte danach so 
unheimlich wahr werden sollte: In 
Europa gehen die Lichter aus, und sie 
werden für mindestens zwei Generatio- 
nen auf diesem Kontinent nicht wieder 
angehen. 
Genauso ist es gewesen. Was hat Europa 
in diesen Jahren nicht alles erlebt: mit 
zwei schrecklichen völkermordenden 
Weltkriegen, mit Inflation, mit der Nazi- 
Zeit, mit der Vertreibung, mit Hunger 
und Not, mit dem Ost-West-Konflikt und 
der aufgezwungenen Teilung unseres 
Landes, mit dem Kalten Krieg und der 
kommunistischen Diktatur allein über 
vierzig Jahre auf deutschem Boden. Dies 

alles hat Europa in den Jahren nach 191* 
erlebt. 
Nun ist der Spuk auf der anderen Seite 
zusammengebrochen. Natürlich ist es 
richtig, daß er uns Schreckliches hinter- 
lassen hat. Natürlich ist es wahr, daß 
allergrößte Herausforderungen gemein- 
sam zu bewältigen sind. 

Aber ist es denn nicht genauso rieb' 
tig, daß dieses Europa trotz kultu- 
reller Großleistungen, trotz wirt- 
schaftlicher Großleistungen über 
Jahrzehnte von seiner eigenen Tei- 
lung, von Zersplitterung und vom 
Gegeneinander geprägt worden ist 
und daß wir jetzt die gewaltige 
Chance haben, etwas ganz anderes 
in Europa gemeinsam zu gestalten. 
nämlich ein Europa, das nach unse- 
ren Maßstäben gestaltet wird, nach 
Sozialer Marktwirtschaft, nach 
Freiheit, nach Menschenrechten, 
nach unseren Gesichtspunkten, die 

uns zumindest im Westen Deutsch- 
lands nach diesen schwierigen Jah' 
ren wieder groß gemacht haben? 

Liebe Freunde, diese positiven Dinge 
sollten wir nicht unter den Scheffel stel- 
len. 
Wenn dies alles jetzt auf der anderen 
Seite zusammengebrochen ist, sollten v*1 

auch daran denken, wer uns noch vor 
zwei Jahren welchen Rat gegeben hat. 
Wir sollten daran denken, daß die Sozia'' 
demokraten es noch vor zwei Jahren 
abgelehnt haben, sich an der Finanzie- 
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^ng der Erfassungsstelle in Salzgitter zu 
beteiligen. Helmut Kohl hat das gestern 
2u Recht hervorgehoben. 

Ich habe in Schleswig-Holstein im 
Frühjahr 1989 mit der Jungen 
Union auf den Straßen Kiels für 
Salzgitter die 9500 DM zusammen- 
gesammelt, die der gesamte Beitrag 
dieses Landes zur Beteiligung an 
den Kosten für Salzgitter gewesen 
wären. Herr Engholm hat es 
anschließend abgelehnt, die 9500 
DM entgegenzunehmen. 

Er beteiligt sich bis heute nicht an der 
Finanzierung dieser Gemeinschaftsein- 
^chtung der deutschen Länder zur Aufar- 
beitung eines Teils der Hinterlassenschaft 
dieses Unrechtssystems auf deutschem 
Boden. 
Eiebe Freunde, nun noch eine ganz kurze 
Anmerkung zu Schleswig-Holstein. Wir 
treten dort nun gegen den Hamlet 
Schlechthin an, gegen einen, der sich 
Serade in den letzten Wochen und Mona- 
ten in besonderer Weise als Zauderer aus- 
gewiesen hat. Es ist schon erstaunlich, 
^ie man dort die Kanzlerkandidatur hin 
Und her schiebt — nach der Melodie: 
^as ist ein Gesellschaftsspiel, bei dem 
der verloren hat, der am Ende gegen Hel- 
mut Kohl antreten muß. 
Es ist doch eigentlich eine Schande für 
die Sozialdemokratische Partei Deutsch- 
lands, wie dies dort hin und her gescho- 
ben wird. 

Liebe Freunde, ich möchte an dieser 
Stelle eine ganz herzliche Bitte an 
Sie richten. Jeder von uns kann uns 
auf dem Wege, der vor uns liegt, 
helfen. In hundert Tagen haben wir 
>n Schleswig-Holstein eine Land- 
tagswahl, die für die CDU genauso 
wichtig ist wie die zugestandener- 
maßen außerordentlich wichtige 

Landtagswahl in Baden-Württem- 
berg, bei der wiederum unseren 
Freunden dort in besonders intensi- 
ver Weise geholfen werden muß. 

Deshalb ist meine Bitte an Sie: Jeder 
Bundestagskollege, jeder Kollege aus 
dem Europäischen Parlament, jede Frau 
und jeder Mann sind uns hochwillkom- 
men, uns auf dem vor uns liegenden 
Wege zu helfen. Gerade auch die Kolle- 
ginnen und Kollegen aus den fünf neuen 
Ländern sind gerngesehene Gäste bei 
uns, die uns in der Tat auf Grund ihrer 
Erfahrungen mit einem System, das ver- 
sagt hat, viele gute Ratschläge geben kön- 
nen. Gerade gegenüber dem linkesten 
Landesverband der SPD in der Bundesre- 
publik Deutschland ist dieser Rat so 
wichtig, liebe Freunde. Ich kann Ihnen 
Gott sei Dank sagen, daß die CDU in 
Schleswig-Holstein ihre große Krise der 
Jahre 1988/89 überwunden hat. Von 45 
Kandidaten haben 23, also mehr als die 
Hälfte, überhaupt noch nie für den Land- 
tag kandidiert. Wir haben unsere Konse- 
quenzen gezogen. 

Wir sind aufgebrochen und haben 
einen neuen Weg beschritten. Wir 
hoffen, daß wir am Ende dieses 
Weges am 5. April wieder die stärk- 
ste Partei in unserem schönen Bun- 
desland im Norden der Bundesrepu- 
blik sein werden. 

Ich bitte Sie: Helfen Sie uns auf diesem 
Wege. Sie haben es mit uns gemeinsam in 
der Hand. Wir können ein Stück dieses 
Weges gemeinsam gehen. Es gibt gute 
Gründe für Zuversicht. Helfen Sie mit. 
Dann werden wir anschließend dafür sor- 
gen, daß der Norden eben nicht nur in 
Mecklenburg-Vorpommern von Partei- 
freunden von uns regiert wird, sondern 
auch wieder das schöne Bundesland 
Schleswig-Holstein im Norden der Bun- 
desrepublik. • 
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Angela Merkel: 

Die CDU ist die richtige Partei 
für die Bewältigung von Risiken 
Ich möchte mich Ihnen kurz vorstellen. 
Ich bin 1954 in Hamburg geboren. 
Mein Vater hatte dort Theologie stu- 
diert — das war in der damaligen 
DDR relativ schlecht möglich —, hatte 
sich aber vorher schon entschieden, 
nach Brandenburg zurückzukehren. So 
bin ich dann in Templin in der Ucker- 
mark aufgewachsen. 

Ich habe in Leipzig Physik studiert und 
später an der Akademie der Wissenschaf- 
ten gearbeitet. Dort habe ich auf dem 
Gebiet der Quantenchemie promoviert. 
Im Dezember 1989 bin ich dem Demo- 
kratischen Aufbruch beigetreten und 
habe dann als stellvertretende Regie- 
rungssprecherin unter dem Ministerpräsi- 
denten Lothar de Maiziere gearbeitet. Ich 
freue mich noch heute, daß er einer mei- 
ner politischen Lehrer war. 
Heute bin ich Abgeordnete des Wahlkrei- 
ses 267 im Deutschen Bundestag; das ist 
der Wahlkreis Rügen-Stralsund-Grim- 
men. Ich wurde im Januar 1991 vom Bun- 
deskanzler zur Ministerin für Frauen und 
Jugend vorgeschlagen. Dieses Amt übe 
ich jetzt seit fast einem Jahr aus. 
Wir, d. h. die Delegierten aus den östli- 
chen und westlichen Bundesländern, 
haben uns im vorigen Jahr in Hamburg in 
einer Partei zusammengeschlossen. Ich 
bin Mitglied der CDU geworden, weil 
diese Partei durch ihre Bewahrung von 
Grundüberzeugungen Veränderungen 
möglich gemacht hat. 

Ich denke, in diesem einen Jahr seit 
dem 1. Parteitag in Hamburg 
haben wir uns auch besser kennen- 

Angela Merkel 

gelernt. Zum Kennenlernen gehört» 
daß wir um die Gemeinsamkeiten 
besser wissen. Aber es gehört natür* 
lieh auch dazu, daß wir etwas besser 
über unsere unterschiedlichen 
Erfahrungen Bescheid wissen. 

Ich möchte Ihnen kurz noch sagen, wel- 
che Erfahrungen aus dem Leben in der 
ehemaligen DDR für mich ganz beson- 
ders wichtig sind. Ich möchte Sie bitten, 
daß Sie als die Delegierten aus den alte11 

Bundesländern neugierig auf unsere 
Erfahrungen sind, damit wir die Zukunft 
in der Bundesrepublik Deutschland 
gemeinsam gestalten können. 
Ich glaube, die erste und vielleicht wich- 
tigste Erfahrung ist das Wissen darum, 
wie leicht Menschen in der Versuchung 
stehen, sich anzupassen, und welche 
Möglichkeiten des Widerstandes gegen 
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ein menschenverachtendes Regime es 
gibt. Dieser Erfahrungsschatz ist unver- 
einbar, wenn wir die Freiheit in unse- 
rem Staat Bundesrepublik auf Dauer 
erhalten wollen. 
Ich erlebe manchmal, daß in der alten 
Bundesrepublik Demokratie als etwas 
sehr Selbstverständliches verstanden 
^ird. Ich denke, wir müssen alle immer 
Nieder darauf achten, daß unsere Demo- 
kratie gepflegt wird. 

Die zweite Erfahrung, auf die es 
mir ankommt, mag sich für west- 
deutsche Ohren manchmal etwas 
seltsam anhören. Es handelt sich 
um die Fähigkeit, zwischen den Zei- 
len zu lesen, auf leise Töne zu 
hören, das Unausgesprochene auch 
wahrzunehmen. 

Jch denke aber, daß das gerade wichtig 
'st für Bevölkerungsgruppen wie die alte- 
rn Menschen, für Kinder, für Jugendli- 
ehe, für Familien und Pflegebedürftige, 
die nicht immer die scharfen Auseinan- 
dersetzungen führen können. Deshalb 
brauchen wir diese Sensibilität, die für 
üns als ehemalige DDR-Bürger unver- 
einbar war, um das Leben in diesem 
Lande zu überstehen. 
Eine dritte Erfahrung umschreibt die kul- 
turellen Werte, die im östlichen Teil 
Deutschlands vielleicht noch etwas 
getreuer als im westlichen Teil bewahrt 
Wurden: die Fähigkeit, mit bescheidenen 
Mitteln Lebenszufriedenheit zu erwerben, 
die Kunst, das Leben entgegen allen 
Unterdrückungsversuchen zu meistern, 
ünd das Geschick, sich auch dann zu 
behaupten, wenn man in der Minderheit 
«st. 

Ich denke, die CDU ist die richtige 
Partei für die Bewältigung von Risi- 
ken. Mir ist es wichtig, daß wir in 
unserer Arbeit noch stärker als bis- 
her auf die Anfragen, Sorgen und 

Erfahrungen von Frauen und 
Jugendlichen hören. 

Insbesondere die Frauen in den fünf 
neuen Bundesländern werden mit den 
Gefahren und den Chancen der 
Umwandlung konfrontiert. Sie sind nach 
meiner Beobachtung besonders sensibel 
für die Atmosphäre, in der die Herausbil- 
dung neuer Gemeinsamkeiten geschieht. 
Die Jugendlichen betrachten uns mit 
Offenheit, aber sie warten ab, ob wir uns 
ernsthaft der Aufgabe stellen, die Vergan- 
genheit zu bewältigen und auf ehrlichem 
Fundament eine neue Zukunft aufzu- 
bauen. Mein persönliches Anliegen ist es, 
ihnen zu zeigen, daß es sich lohnt, in der 
CDU aktiv zu sein, weil unsere Partei 
eine echte Volkspartei ist, weil sie für jün- 
gere und ältere Menschen da ist, für 
Frauen und Männer. Wenn wir nicht 
bloß Worte machen, sondern das durch 
praktische Taten beweisen, dann ist die 
CDU die Partei, die die Stimmenmehr- 
heit in der Bundesrepublik verdient. 
Ich möchte auch außerhalb der Partei- 
strukturen wirken. Die CDU in der ehe- 
maligen DDR hatte nicht die Möglich- 
keit, alle Bevölkerungsschichten zu errei- 
chen. Im geisteswissenschaftlichen 
Bereich, im wirtschaftlichen Bereich, im 
mittelständischen Bereich, unter den Wis- 
senschaftlern, unter den Studierenden 
war der Zugang für die CDU sehr schwie- 
rig. Deshalb sollten wir in diesem Bereich 
um neue Mitglieder werben. 

Wenn wir auf die Menschen zuge- 
hen, wenn wir ihre Probleme und 
Ängste ernst nehmen, dann sind die 
Menschen — dessen bin ich sicher 
— für unsere politischen Anliegen 
zu gewinnen. Es werden auch solche 
sein, die uns bisher fernstanden. 

Ich hoffe, daß Dresden ein Signal dafür 
sein wird, daß die CDU die Zukunft in 
der Bundesrepublik Deutschland gemein- 
sam meistern kann. • 
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Christine Lieberknecht: 

Wir brauchen Selbstvertrauen und 
Fairneß gegenüber den anderen 
Wir sind in Dresden, um in der Christ- 
lich Demokratischen Union Deutsch- 
lands und aus ihr heraus die Zukunft 
der Menschen in Einigkeit und Frei- 
heit zu gestalten. 
Ich komme aus Weimar, wo ich 1958 als 
evangelische Pfarrerstochter geboren 
wurde. Meine Großeltern aber kamen aus 
Darmstadt und Hannover, um in Weimar, 
der Stadt der deutschen Klassik, der 
Malerei und der Kunst, zu studieren und 
dort zu leben. Das war deutsche Normali- 
tät zu Beginn unseres Jahrhunderts, und 
deutsche Normalität am Ausgang unseres 
Jahrhunderts muß es- wieder werden. 
Das bedarf unserer aller Anstrengungen 
zum Neuaufbau von Bildung und Kultur 
im östlichen Teil unseres Landes. 
Ich selbst studierte in Jena Theologie und 
war im Gemeindepfarramt unweit des 
ehemaligen Konzentrationslagers 
Buchenwald tätig, das düstere Kapitel 
unserer deutschen Geschichte vor 1945 
— aber auch danach — geprägt von 
Nationalsozialismus und Stalinismus. 
Werte Delegierte, beide Kinder erleben 
zur Zeit hautnah die Umstellung des Thü- 
ringer Schulwesens, für das ich als Thü- 
ringer Kultusministerin seit dem 8. 
November 1990 im Kabinett der Thürin- 
ger Landesregierung die Verantwortung 
trage: weg von der Einheitsschule hin zu 
einem freiheitlich-demokratischen und 
pluralistischen Bildungswesen für unsere 
Kinder und Jugendlichen. 

Mein politisches Wirken in offener 
Auseinandersetzung mit dem 

*    erstarrten Staatswesen der DDR- 

Christine Lieberknecht 

Führung begann aus den Reihen de" 
Basismitglieder der CDU im Osten 
Deutschlands, deren Mitglied ich i0 

einem kleinen Ortsverband im 
Landkreis Weimar im Jahre 1981 
wurde. 

Darin stehe ich für viele Mitglieder im 
Osten Deutschlands, die heute Verant- 
wortung übernommen haben, die aber 
auch früher, unter den Bedingungen der 
Diktatur die schmalen Spielräume such- 
ten für Menschlichkeit an der Basis vor 
Ort. 
Am 10. September 1989, am Vorabend 
der Öffnung der ungarischen Grenze fÖf 

alle Deutschen, unterzeichnete ich in der 
Gemeinschaft von vier Parteifreunden 
den Weimarer Brief, der im folgenden 
zum Schlüsseldokument der Erneuerung 
der Ost-CDU wurde. 
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Kurt Biedenkopf: Der Bun- 
desvorstand hat zur Wahl als Stellver- 
tretende Vorsitzende Frau Bundesmi- 
nisterin Dr. Angela Merkel und zur 
Wahl für ein weiteres Mitglied des 
Präsidiums Frau Kultusministerin 
Christine Lieberknecht vorgeschlagen. 
Ich gebe dem Parteivorsitzenden das 
Wort zur Begründung beider Vor- 
schläge. 

Helmut Kohl: Ein kurzes Wort 
zu diesem einstimmigen Vorschlag des 
Bundesvorstands. Wir waren uns bei 
unseren Diskussionen völlig einig, daß 
es wichtig ist, die freigewordenen 
Plätze, die jetzt für ein Jahr besetzt 
Werden — im nächsten Jahr werden 
der gesamte Parteivorstand und das 
gesamte Parteipräsidium ja neu 
gewählt — mit Kandidaten oder Kan- 
didatinnen aus den neuen Bundeslän- 
dern zu besetzen und entsprechende 

Vorschläge zu machen. Zum zweiten 
waren wir uns einig, daß es aus den 
Gründen, die eben auch in der Diskus- 
sion deutlich wurden, richtig ist, daß 
wir Kandidatinnen vorschlagen, also 
Frauen, die sich bewährt haben und 
die für diese Funktion besonders in 
Frage kommen. 

Zum dritten war, und zwar aus gutem 
Grund, die Frage der Verjüngung der 
Parteispitze ein wichtiges Kriterium. 
Über diese Frage wird ja schon seit 
langem diskutiert. 

Aus diesen drei wohlüberlegten Grün- 
den unterstütze ich hier noch einmal 
den Vorschlag, den der Parteitagsprä- 
sident für den Bundesparteivorstand 
genannt hat, nämlich zur Stellvertre- 
tenden Vorsitzenden Frau Angela 
Merkel und zum weiteren Mitglied des 
Präsidiums Frau Christine Lieber- 
knecht zu wählen. 

Auf dem Sonderparteitag der CDU 
im Osten Deutschlands vor fast 
genau zwei Jahren wurde ich in den 
neuen Parteivorstand unter Lothar 
de Maiziere gewählt. Seit dem 20. 
Januar 1990 bin ich stellvertretende 
Landesvorsitzende der CDU Thü- 
ringen. 

|a» Vorstand der Landespartei und als 
Mitglied der Thüringer Landesregierung 
sPüre ich die Last der Geschichte von 40 
jähren, die auf uns und den Menschen in 
beiden Teilen Deutschlands liegt. Und 
d?bei ist nach wie vor Aufbruch notwen- 
dig, und wir müssen aufpassen, daß uns 
d'e Kraft des Aufbruchs unter den Bedin- 
gungen der Freiheit nicht verlorengeht. 
^s geht aber auch um unsere Verantwor- 
lüng gegenüber denen, die heute die 
Schulen besuchen und morgen unsere 

Welt gestalten werden. Die Chancen der 
Jugend, die Chancen für Bildung und 
Wirtschaft, die Chancen für Freiheit und 
neue Wege sind so groß, daß ganz 
Deutschland eine neue Zukunft haben 
muß, und auf diesem Weg brauchen wir 
immer wieder Mut und Bereitschaft, uns 
einzulassen auf die gemeinsame Zukunft, 
die vor uns liegt. 

Hier ist Selbstvertrauen notwendig, 
aber auch Fairneß gegenüber der 
Lebensart und der Lebensleistung 
des jeweils anderen. Hier ist Offen- 
heit notwendig und Glaubwürdig- 
keit, hier ist Geduld notwendig und 
Besinnung auf die Wurzeln christ- 
lich-demokratischer Politik — und 
die Konturen unserer Politik dürfen 
nicht verwischen. • 
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Jan Bielecki*: 

Unsere Ziele 
sind dieselben 
Ich freue mich, hier in Dresden zu 
Ihnen sprechen zu können, hier, auf 
dem früheren Territorium der 
DDR, jetzt einem Teil Deutsch- 
lands. 

Die Tatsache, daß Sie Ihren Parteitag 
hier abhalten, unterstreicht die Wich- 
tigkeit der Aufgabe, die vor der CDU 
und die vor ganz Deutschland liegt, 
nämlich die vollständige wirtschaftli- 
che, soziale Integration von Ost- und 
Westdeutschland. 
Dies sind Zeiten der Herausforderung 
für unsere beiden Nationen und für 
unsere beiden Parteien. So, wie sich 
die CDU der Aufgabe der wirtschaftli- 
chen Entwicklung und Integration 
Ostdeutschlands gegenübersieht, sieht 
sich meine Partei, der Liberal-Demo- 
kratische Kongreß, dem Wandel 
Polens gegenüber. 
Unsere Ziele sind dieselben. Wir wol- 
len, daß unsere Länder zufriedene, 
stabile, kulturell aktive, wohlhabende 
Gesellschaften aufbauen, Gesellschaf- 
ten, die in Harmonie mit dem übrigen 
Europa leben. 
Unsere Parteien, so glaube ich, arbei- 
ten auf ähnliche Art und Weise auf 
eine europäische Vision hin: Wir 
arbeiten für ein Europa, das gekenn- 
zeichnet ist durch Freiheit, Demokra- 
tie, eine gesunde Wirtschaft und 
christliche Werte. Unsere Vision ist 
klar umrissen und entschieden: Es ist 
die Zukunft Europas. 
* ehemaliger polnischer Ministerpräsident 

Carl Bildt*: 

Gemeinsam für 
Europas Zukunft 
Die Vollmitgliedschaft Schwedens 
in der EG war seit langer Zeit das 
Ziel meiner Partei und ist jetzt 
eines der wichtigsten Ziele der 
neuen schwedischen Regierung. 

Die Unterstützung, die wir seit Jahren 
und Jahrzehnten von Ihnen allen, 
ganz besonders vom Herrn Bundes- 
kanzler, bekommen haben, war natür- 
lich immer von großer Bedeutung und 
wird in den kommenden Monaten und 
Jahren von noch größerer Bedeutung 
sein. Wir sind Ihnen dafür sehr dank- 
bar, denn wir wollen dabei sein, wenn 
das neue Europa gebaut wird, ein 
Europa mit neuen Sicherheitsstruktu- 
ren und mit einer neuen Zusammenar- 
beit zur Sicherung von Frieden und 
Freiheit, ein Europa, das sich auf 
Ideen gründet, die seit Jahrzehnten 
unsere Ideen sind. 
Noch vor ein paar Jahren gab es ja 
diese Vorstellung von einem Europa 
des dritten Weges, von einem mögli- 
chen Modell zwischen Ost und West. 
Aber heute sind es unsere gemeinsa- 
men Ideen, die gesiegt haben: die freie 
Marktwirtschaft, der politische Plura- 
lismus, das Privateigentum, der 
Rechtsstaat, die grundlegende Bedeu- 
tung der Familie für eine gute Gesell- 
schaft, die fundamentale Bedeutung 
der Freiheit und nicht zuletzt die Eini- 
gung Europas in Freiheit. Es sind 
unsere gemeinsamen Ideen, die die 
Grundlage des neuen Europa bilden. 
* neu gewählter Ministerpräsident 

von Schweden 
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Wilfried Martens*: 

Auf dem Weg zur Einheit Europas 
Mit den weitreichenden Ergebnissen 
des Gipfeltreffens in Maastricht 
vor wenigen Tagen haben wir nun 
auch den Durchbruch auf dem Weg 
zur politischen Einheit Europas 
erzielt. 
Es bestätigt sich, was schon die Väter 
Ihrer Verfassung wußten und was 
schon Konrad Adenauer zur Richt- 
schnur der deutschen Politik gemacht 
hat, daß nämlich die europäische und 
die deutsche Einigung sich gegenseitig 
bedingen. Und was für Deutschland in 
bezug auf das schwierige Problem der 
Überwindung seiner nationalen Tei- 
lung gilt, das gilt auch ganz generell 
für alle Staaten und Völker Europas. 

Die beste Politik im Interesse unserer 
Nationen ist eine Politik, die auf die 
Einigung Europas gerichtet ist, und 
die beste Politik im Interesse Europas 
ist eine Politik, die sich der wichtigen 
nationalen Anliegen der Mitgliedstaa- 
ten und ihrer Regionen und Gemein- 
den annimmt. Das ist immer eine 
grundlegende These der christlichen 
Demokraten in Europa gewesen. 

In diesem Geiste leisten wir in der 
Europäischen Volkspartei unseren 
Beitrag, sei es im Europäischen Parla- 
ment oder im Ministerrat oder in der 
EG-Kommission, sei es in der Zusam- 

menarbeit und in der koordinierten 
Aktion der Mitgliedsparteien. Meine 
Damen und Herren, liebe Freunde, 
die CDU ist eine aktive Mitgliedspar- 
tei der EVP. Ich möchte mich bei die- 
ser Gelegenheit für ihre Mitwirkung 
herzlich bedanken. Der Beitrag der 
CDU-Abgeordneten im Europäischen 
Parlament, die unter der bewährten 
Führung von Egon Klepsch in der 
EVP-Fraktion zusammenarbeiten, ist 
ganz offenkundig. 
Viele weitere Freunde aus der CDU 
sind daran beteiligt, die EVP zu einer 
wirkungsvollen europäischen Aktions- 
einheit der christlichen Demokraten 
zu formen. Insbesondere auch Ihr 
Vorsitzender, der Bundeskanzler, mein 
Freund Helmut Kohl, ist eine trei- 
bende Kraft bei unseren Bemühungen, 
die EVP zu einer wirklichen europäi- 
schen Partei zu entwickeln. 
Mit seiner Hilfe und mit der Hilfe der 
anderen christlich-demokratischen 
Regierungschefs ist es uns übrigens in 
Maastricht gelungen, im Vertrag über 
die Politische Union einen Artikel 
unterzubringen, der die Rolle der 
europäischen Parteien beschreibt und 
ihre Funktion im politischen System 
der Gemeinschaft ausdrücklich aner- 
kennt. 
* amtierender belgischer Ministerpräsident 

Das Dresdner Manifest kann ab sofort auch in unserem IS-Versandzentrum, 
postfach 1328, 4804 Versmold, bezogen werden: Bestell-Nr.: 5467, Verpackungs- 
einheit: 50 Exemplare, Preis pro Verpackungseinheit: 17,50 DM zuzügl. MwSt. 
inklusive Versand. 
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Generalsekretär Volker Rühe: 

Mit dem Dresdner Manifest 
stellen wir uns den neuen Aufgaben 

der deutschen Politik 
Das Ende der 80er Jahre markiert für 
Europa und die Welt eine Zeiten- 
wende. Mit dem Zusammenbruch des 
Sozialismus verschwand die zweite 
totalitäre Diktatur dieses Jahrhun- 
derts. Die Welt wurde von einem Alp- 
traum befreit. 

Zu keiner Zeit hat der Sozialismus 
gerechte Lebensverhältnisse geschaffen. 
Er konnte nicht einmal die Grundbedürf- 
nisse der Menschen befriedigen. Nir- 
gendwo hat er Menschen frei gemacht. 
Sozialismus war immer verbunden mit 
Stacheldraht und Minenfeldern, ruinier- 
ten Volkswirtschaften, verseuchten Land- 
schaften und zerstörten Gesellschaften. 
Der Sozialismus ist nicht in erster Linie 
deshalb gescheitert, weil seine Wirt- 
schaftspolitik falsch war. Er ist geschei- 
tert, weil er ein falsches Bild vom Men- 
schen hatte. Der Mensch ist eben mehr 
als die Summe seiner gesellschaftlichen 
Verhältnisse. Er ist nicht nur ein bloßes 
Instrument des Klassenkampfes. 
Von dieser Ideologie wollten sich die 
Menschen in Osteuropa und in der ehe- 
maligen DDR nicht länger unterdrücken 
lassen. Darum haben sie sich mutig selbst 
vom Sozialismus befreit. 
Sie haben auch ein Kernstück der Theo- 
rien aller Sozialisten in Frage gestellt. 
Warum — so lautet die kritische Frage — 
lassen sich ihre Utopien vom Menschen 

Volker Rühe bringt 
den Leitantrag des 
Bundesvorstandes ein 

nur mit Zwang und Gefängnis durchset- 
zen? Warum lassen sie den einzelnen 
Menschen nicht gelten, wie er ist, son- 
dern wollen ihn statt dessen als Mittel fi*f 

ihre Zwecke verstehen? 
Mit ihrer Befreiung vom Sozialismus 
haben sich die Menschen in Osteuropa 
und der ehemaligen DDR für das Men- 
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Ebenbild entschieden, das von Christen- 
tUn*, Humanismus und Aufklärung und 
den westlichen Demokratien geprägt 
Jürde. Für uns ist der Mensch in seiner 
^ürde Ausgangspunkt und Ziel unseres 
^enkens und Handelns. Wir wollen mit 
7n Menschen, wie sie sind, schrittweise 
Jne menschliche Welt gestalten und 
^rch Überzeugungskraft und Kompro- 
miß den Weg dahin finden: Wir sind 
Jtten für eine Zukunft, die wir noch nicht 
*ennen. Für uns kann weder ein Mensch 
H°ch eine utopische Idee zum Ersatz für 
Qott werden. 
^iese Sicht vom Menschen und seiner 
Jykunft kann nach unserer Überzeugung 
Je Leere ausfüllen, die der Sozialismus 
e» vielen hinterlassen hat. 

Das Ende des Sozialismus hat die 
politische Landschaft in Europa 
gründlich verändert. Die alten Kar- 
ten stimmen nicht mehr. Seit Jahr- 
zehnten gültige Voraussetzungen 
unserer Politik sind hinfällig 
geworden. Jetzt müssen wir 
zunächst das Gelände neu vermes- 
sen, um für die wichtigsten Aufga- 
ben der Politik in der Zukunft neue 
Wege zu finden. 

^für brauchen wir eine Gesamtschau 
er politischen Aufgaben und Perspekti- 

!*u. Und gerade dies ist die Aufgabe des 
^teitages von Dresden, des ersten Par- 

. 5tages der CDU Deutschlands, der sich 
'ntensiv und ausführlich mit den histori- 
schen Veränderungen in Deutschland, in 
.türopa und der Welt befaßt. Darum wol- 
en wir ein Dresdner Manifest beraten 
jjftö beschließen. Es ist kein vollständiger 
£atalog zukünftiger politischer Maßnah- 
men. Das Dresdner Manifest ist vielmehr 
er Versuch der CDU, sich redlich und 
achgerecht den neuen Aufgaben der 
eutschen Politik zu stellen. 

Die Probleme dieser Welt machen keinen 
Halt an Deutschlands Grenzen. Trotz 
aller Schwierigkeiten, die innere Einheit 
Deutschlands zu vollenden, dürfen wir 
deshalb keine deutsche Nabelschau 
betreiben. Denn die innenpolitischen 
Aufgaben der Einheit und die außenpoli- 
tische Verantwortung des vereinten 
Deutschlands sind nicht entfernte Ver- 
wandte, sondern enge Geschwister. 
Nur wenn wir den außenpolitischen Her- 
ausforderungen gerecht werden, können 
wir ein günstiges internationales Umfeld 
für die Vollendung der inneren Einheit 
schaffen. Manchmal erschreckt es mich, 
wie wenig wir über die dramatischen Ver- 
änderungen östlich von Dresden diskutie- 
ren. Das gehört auch zu diesem Parteitag; 
denn wir werden die Früchte der Freiheit 
in Deutschland nur ernten können, wenn 
wir uns auch darum kümmern. 

Und nur wenn wir die innere Einheit 
erfolgreich vollenden, unsere Wirt- 
schaft leistungsfähig erhalten, den 
inneren Frieden und gesellschaftli- 
che Stabilität sichern, sind wir wie- 
derum außenpolitisch handlungsfä- 
hig und können unsere internationa- 
len Verpflichtungen erfüllen. 

Tagtäglich erinnern uns die Ströme von 
Flüchtlingen und Asylbewerbern daran, 
daß Unterentwicklung, Hunger und Not, 
daß Gewaltherrschaft oder Konflikte im 
Süden und Osten zu Völkerwanderungen 
bis vor unsere eigene Haustür führen. Die 
Ursachen für diese Entwicklung liegen 
außerhalb unserer Grenzen, aber die Fol- 
gen werden zu einem Problem der Innen- 
politik. 
In der Diskussion um Ausländer, Flücht- 
linge und Asylbewerber wird vieles falsch 
miteinander vermengt. Worum geht es? 
Es geht nicht um die über 5 Millionen 
Ausländer, mit denen wir weitgehend 
problemlos zusammenleben. Sie sind 



Seite 64  •  UiD 39/40 1991 VOLKER RUHJ 

Nachbarn, Arbeitskollegen, gute 
Bekannte und Freunde. Sie bereichern 
unser Leben auf vielfältige Weise, und 
unser Wohlstand wird täglich gemeinsam 
mit ihnen erarbeitet. 
Es geht auch nicht darum, das Grund- 
recht auf Asyl in Frage zu stellen. Men- 
schen, die aus politischen, religiösen oder 
rassischen Gründen verfolgt werden, fin- 
den bei uns Schutz. Das bleibt auch in 
Zukunft so, ohne jeden Abstrich. 

Vielmehr geht es um den massen- 
haften Mißbrauch des Asylrechts. 
Wir können nicht alle Menschen, 
denen es wirtschaftlich schlecht 
geht, bei uns in Deutschland helfen. 

Und wenn wir die Frage nach der Moral 
stellen: Wie moralisch ist es eigentlich, 
daß wir heute in unserem Land mehr als 
fünf Milliarden DM für Asylbewerber 
ausgeben, die zu mehr ais 90 Prozent 
nicht als politisch Verfolgte anerkannt 
werden? 
Das sind vielfach Menschen, die nicht zu 
den Ärmsten der Armen gehören, die ihre 
Länder gar nicht verlassen können, son- 
dern das sind zum Teil Menschen, die die 
Mittel für Schlepperorganisationen auf- 
bringen können. Wie moralisch ist es 
eigentlich, daß wir unsere Mittel hier ein- 
setzen, statt sie vor Ort einzusetzen, um 
mit diesen Milliarden sehr viel mehr 
Menschen helfen zu können? 
Manche haben erst jetzt angefangen, 
Lager und Einrichtungen von Asylbewer- 
bern zu besuchen. Ich habe das in mei- 
nem Wahlkreis schon in der Vergangen- 
heit gemacht. Ich bin dabei immer wieder 
auf politische Flüchtlinge gestoßen, die 
wirklich politisch verfolgt sind und die 
sich bitter darüber beschwert haben, wie 
sie in Deutschland untergehen, was die 
Achtung und den Respekt in der Bevölke- 
rung angeht, wie sie untergehen in der 
Masse von Asylbewerbern, die aus wirt- 

schaftlichen Gründen nach Deutschland 
kommen. 
Überlegen wir doch einmal einen 
Moment: Was hätte es für einen Flücht- 
ling aus Nazi-Deutschland bedeutet — 
nennen wir einen prominenten Namen: 
Thomas Mann —, wenn man ihm in 
Amerika nicht gerecht geworden wäre a'5 

politischer Flüchtling, sondern ihn 
zusammen mit Tausenden yon Mensche" 
in einen Prozeß gesteckt hätte mit denen- 
die aus wirtschaftlichen Gründen aus 
dem Süden nach Amerika gekommen 
wären? Das heißt, wie moralisch ist es 
eigentlich, daß wir nicht endlich diesen 
massenhaften Mißbrauch des Asylrechts 
beenden, um uns denen zuwenden zu 
können, die wirklich als politisch Ver- 
folgte nach Deutschland kommen? 

Wir können und wir dürfen es nicht 
länger hinnehmen, daß das wichtig1 

und kostbare Recht auf Asyl ausge' 
höhlt wird. Deshalb brauchen wir 
eine Ergänzung des Grundgesetze*' 

Trotz der Belastung durch den deutsche!1 

Einigungsprozeß müssen wir bereit sein- 
unsere Entwicklungshilfe deutlich zu Vf? 
stärken. Dabei geht es auch um die pol'0' 
sehen Lebensbedingungen in den Län- 
dern der Dritten Welt, um die Achtung 
der Menschenwürde und der Menschen' 
rechte, um den Schutz von Minderheiten 
und die Förderung von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit. Regierungen, die 
nicht bereit sind, diese Grundvorausset- 
zungen eines menschenwürdigen Dasein* 
in ihrem Land zu schaffen, können nich* 
auf unsere Hilfe rechnen; denn Hilfe 
kann nur dort wirken, wo auch die Men- 
schenrechte geachtet werden. 
Im Osten Europas haben die Völker die 
Kraft für die Wiedergewinnung der Fre»' 
heit oft aus der Rückbesinnung auf ihre 
nationale Identität geschöpft. Diese 
Rückbesinnung auf die nationale Identi' 
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tat war hilfreich bei der Zerschlagung 
eines falschen Systems. Aber Nationalis- 
mus kann auch im Osten Europas nicht 
die Formel für die Zukunft sein. 

Wo vorher der Eispanzer des Sozia- 
lismus über den Völkern lag, da 
droht jetzt die Gefahr treibender 
Eisschollen. Die Situation in Jugo- 
slawien und der Zusammenbruch 
des sowjetischen Imperiums geben 
Beispiel genug für die Gefahren 
dieses Prozesses. 

Deswegen ist es nicht nur wirtschaftlich 
so wichtig, was nach dem Krieg hier in 
Westeuropa geschaffen wurde: ein neues 
Verhältnis zwischen den Staaten, die 
Abkehr von den klassischen National- 
staaten ; deswegen ist der europäische 
Einigungsprozeß so wichtig, um Freiheit 
und Menschenrechte und Frieden und 
Stabilität in ganz Europa zu verwirkli- 
chen. Deswegen ist Maastricht so wichtig 
m dieser historischen Situation in 
Europa. 

Wenn man nicht will, daß der 
Westen Europas von Osten her 
destabilisiert wird, dann muß der 
Westen jetzt den Osten stabilisie- 
ren. 

Das heißt: Wir müssen den jungen 
Demokratien in Mittel- und in Osteuropa 
so schnell wie möglich einen Platz in der 
Europäischen Gemeinschaft anbieten. 
Wirtschaftlich wird das noch ein langer 
Weg sein. Aber wir sollten diese Staaten 
so schnell wie möglich in die politische 
Zusammenarbeit einbinden. 
In Westeuropa gibt es ärmere und rei- 
chere Länder; das ist richtig. Wir haben 
bisher vor allem einen Ressourcentrans- 
fer von Nord nach Süd durchgeführt. Wir 
•nüssen den Ländern im Süden Westeuro- 
Pas jetzt aber sagen, daß sie im Verhältnis 
zum Osten Europas auch zum Westen 

gehören, und so, wie der westliche Teil 
Deutschlands dem östlichen Teil hilft, 
muß natürlich in veränderter Weise unter 
anderen Bedingungen ganz Westeuropa 
Mittel- und Osteuropa helfen, damit die 
jungen Demokratien dort stabilisiert wer- 
den. 
Wenn wir den Frieden in Europa sicher 
verankern wollen, dann müssen wir ein 
„Europa ohne Not" schaffen; denn Frie- 
den kann nur dort gedeihen, wo die Men- 
schen und Völker nicht erbitterte Vertei- 
lungskämpfe um das tägliche Überleben 
führen müssen und wo Freiheit und 
Demokratie, Menschenrechte, Selbstbe- 
stimmung und Minderheitenschutz 
selbstverständlich sind. 

In Zeiten des kalten Krieges haben 
wir viele Milliarden in Waffen inve- 
stieren müssen, um uns vor der 
Bedrohung durch das kommunisti- 
sche System zu schützen. Jetzt soll- 
ten wir bereit sein, die Folgen des 
Zusammenbruchs dieser Bedrohung 
abzuwenden. Das ist eine notwen- 
dige Investition in die gemeinsame 
Sicherheit und Zukunft aller Euro- 
päer. 

Deutschland hat sich mit seiner Hilfe für 
den Osten Europas mehr als andere Staa- 
ten engagiert. Das ist gut so. Aber wir 
können und wollen dies nicht im Allein- 
gang tun. Mißtrauen und Kritik an unse- 
rem Engagement sind unangebracht, vor 
allem wenn sie von jenen kommen, die 
bisher noch wenig Hilfsbereitschaft 
gezeigt haben. Es gibt zwei verschiedene 
Blickrichtungen: Wenn es um Geld geht, 
sagen viele, das müssen die Deutschen 
machen. Wenn es aber um die politische 
Betrachtung derselben Sache geht, dann 
fragen dieselben Leute: Warum machen 
das immer die Deutschen? Das paßt 
nicht zusammen. Deswegen erinnern wir 
daran: Wir wollen eine europäische Ost- 
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politik. Wir wollen uns zusammen mit 
allen unseren Nachbarn im Westen dieser 
historischen Aufgabe stellen. 
Deutschland hat mit der Einheit auch 
seine volle Souveränität wiedererlangt. 
Die Beschränkungen, die uns die Teilung 
auferlegt hat, sind entfallen. Als gleichbe- 
rechtigter Partner in der Staatengemein- 
schaft hat Deutschland auch gleiche 
Pflichten. Es kann nicht auf Dauer eine 
Sonderrolle beanspruchen. 

Deutschland muß in enger Abstimmung 
mit seinen Freunden, Nachbarn und Part- 
nern seiner gewachsenen internationalen 
Verantwortung gerecht werden. Deshalb 
wollen wir die Voraussetzungen dafür 
schaffen, daß sich Einheiten der Bundes- 
wehr auch an Einsätzen zur Friedenssi- 
cherung und zur Wiederherstellung des 
Friedens im Rahmen von Maßnahmen 
der Vereinten Nationen oder einer euro- 
päischen Streitmacht beteiligen können. 

Ich glaube, es ist nicht ungerecht, wenn 
ich sage, daß wir in Deutschland wäh- 
rend des Golfkrieges nicht immer glän- 
zende Diskussionen geführt haben. Wenn 
ich die Diskussionen im Deutschen Bun- 
destag mit denen im englischen oder im 
französischen Parlament vergleiche, dann 
ergibt sich doch folgende Frage: Kann 
man auf Dauer eine gemeinsame Wäh- 
rung haben, die wir ja anstreben, wenn 
dieselben Länder in einer schicksalhaften 
Situation, in der es um die Herstellung 
gemeinsamer Sicherheit geht, in verschie- 
dene Richtungen laufen? Ich glaube, 
nein. 

Deswegen: Wer für die gemeinsame 
Währung ist, der muß auch dafür 
sein, daß die Deutschen ihren Teil 
leisten, um zusammen mit den 
anderen Demokratien in Europa die 
Sicherheit Europas zu garantieren 
und auch die internationale Frie- 
densordnung abzusichern. 

Wir haben eine Diskussion über die 
Moral gehabt. Viele, die damals demon- 
striert haben, haben die Moral für sich in 
Anspruch genommen und sie den Solda- 
ten abgesprochen. Aber schauen wir uns 
unsere eigene Geschichte an. Wer hat 
eigentlich das Morden in deutschen Kon- 
zentrationslagern beendet? Das waren 
keine Demonstranten in anderen Haupt- 
städten, sondern das waren die Soldaten 
der Alliierten. Deswegen glaube ich, daß 
wir eine Diskussion über die Moralität 
auch von Gewaltanwendung als letztes 
Mittel zur Durchsetzung einer internatio- 
nalen Rechtsordnung führen müssen. Wir 
Deutschen können uns aus dieser Diskus- 
sion nicht ausschalten und auf Dauer 
eine Sonderrolle spielen. 

Die staatliche Einheit Deutschlands 
ist unter der Führung der Union 
gelungen. Die innere Einheit 
Deutschlands zu vollenden, das ist 
eine Aufgabe — ich glaube, wir 
spüren das alle —, bei der wir noch 
am Anfang stehen, und sie ist 
schwieriger, als viele gedacht 
haben. 

Mehr als 40 Jahre Trennung unseres 
Vaterlandes haben im Osten wie im 
Westen tiefe Spuren hinterlassen. Men- 
schen und Gesellschaften haben sich 
unterschiedlich entwickelt. Sie sind sich 
in vielen Lebensbereichen fremd gewor- 
den. Wir müssen jetzt aufeinander zuge- 
hen und einander verstehen lernen. 
Von manchen sind die bestehenden 
Gemeinsamkeiten auch überschätzt wor- 
den. Ältere Menschen entdecken sie 
leicht wieder. Aber jüngere Menschen 
müssen diese Gemeinsamkeit erst neu 
erfahren durch gemeinsame Ausbildung, 
viele Formen der Begegnung, gemein- 
same Freizeit, Sport- und Kulturerleb- 
nisse. Wir dürfen den jungen Deutschen 
im Westen nicht vorwerfen, daß sie 
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glaubwürdige Europäer sind, daß sie sich 
>n Rom und in Paris zu Hause fühlen. 
Wir dürfen es ihnen nicht vorwerfen, daß 
sie eben bisher nicht gemeinsam mit 
ihren Freunden im Osten die Schule, die 
Hochschule besucht haben, in Betrieben 
Semeinsam gearbeitet haben. 
Deswegen ist es ganz natürlich, daß sie 
Gemeinsamkeiten erst neu begründen 
Müssen. Aber wir müssen dafür sorgen, 
daß sie Schulen und Hochschulen 
gemeinsamen besuchen, daß sie gemein- 
sam arbeiten und gemeinsam auch inter- 
nationale Kontakte in Europa wahrneh- 
men. Dann wird auch die junge Genera- 
tion in Deutschland zusammenwachsen. 
Das ist eine entscheidende Aufgabe bei 
der Herstellung der inneren Einheit. 
Die Menschen in den neuen Bundeslän- 
dern begrüßen in ihrer großen Mehrheit 
das Ende der Teilung und ihre Freiheit. 
Aber sie spüren auch, daß die gewonnene 
Freiheit neue Nöte bringt und daß sie die 
Hauptlast der Einheit tragen. Die Sorgen 
üm Einkommen, Wohnung, Sozialleistun- 
gen und neue berufliche Anforderungen 
^aren und sind für viele eine alltägliche 
Belastung. Mit dem Verschwinden der 
alten Ordnung, die die Menschen kom- 
plett versorgte und zugleich entmündigte, 
verloren sie auch alte Gewißheiten. 
Darum leiden viele heute unter großer 
Persönlicher Unsicherheit. 

Für manche hat die Einheit bisher 
vor allem den Verlust ihres 
gesamten Orientierungswissens 
bedeutet. Viele Menschen in den 
neuen Bundesländern müssen erst 
lernen, daß Freiheit auch Unsicher- 
heiten, Chancen auch große Risiken 
bergen. 

^>er heute paßt sich ganz überwiegend 
der Osten dem Westen an, werden 
^esetze und Verordnungen übernommen, 
^ber auch im Westen gibt es Reformbe- 

darf, und schon bald werden vom Osten 
Impulse zur Erneuerung und Modernisie- 
rung ausgehen. Die Investitionen, die 
hier getätigt werden — denken Sie an die 
modernen Automobilwerke —, werden 
nicht nur die modernsten Automobil- 
werke in Deutschland, sondern in Europa 
schaffen. Dann wird es Druck von Ost 
nach West, Wettbewerb von Ost nach 
West geben. Das sollen die Landsleute 
auch schon heute wissen. Das, was hier 
heute neu entsteht, ist moderner als alles, 
was es im Westen Deutschlands gibt. 
Viele im Westen unterschätzen, glaube 
ich, auch noch anderen Druck, den es aus 
dem Osten geben wird. Wir waren in den 
vergangenen 40 Jahren im Westen längst 
nicht in allem erfolgreich. Unsere Gesell- 
schaft, die Politik hat sich vielfach ver- 
krustet und bürokratisiert. Wenn es jetzt 
gelingt, etwa mit den Beschleunigungsge- 
setzen im Osten zu zeigen, daß Bürokratie 
zurückgedrängt werden kann, daß dere- 
guliert werden kann, daß die Rolle des 
Staates auf die wirklich notwendigen 
Aufgaben zurückgedrängt werden kann, 
wenn es uns durch das Beispiel des 
Ostens vor allem gelingt, die Ausbil- 
dungszeiten in Deutschland kurzzuhal- 
ten, kürzer zu machen, damit junge Deut- 
sche nicht fünf Jahre älter als ihre westli- 
chen Nachbarn in den Berufsprozeß 
gehen, dann wird Deutschland durch die 
Entwicklung im Osten jünger und moder- 
ner. 

Das ist einer der wesentlichen 
Punkte auch in dem Dresdner 
Manifest. Diese Chance, durch die 
Einheit jünger und moderner zu 
werden, sollten wir nutzen. Im übri- 
gen wird dieser Prozeß auch zeigen: 
Die Anpassung wird nicht mehr län- 
ger ausschließlich von West nach 
Ost laufen, sondern wird sehr bald 
auch umgekehrt gehen. 
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Wir Deutschen leben wieder in einem 
Land. Es geht jetzt darum, eine gemein- 
same politische Tagesordnung für 
Deutschland festzulegen. Unser alter Slo- 
gan, von der CDU im Westen entwickelt, 
„Weiter so, Deutschland!'' war sehr 
berechtigt und auch sehr populär, aber er 
ist überholt. Mit einer bloßen Fortschrei- 
bung bisheriger Politik werden wir den 
neuen Aufgaben in Deutschland nicht 
gerecht. 
Wir werden drei Fragen beantworten 
müssen: Was müssen wir leisten? Was 
können wir leisten? Worauf müssen wir 
verzichten, weil wir uns nicht alles leisten 
können? Diese Fragen müssen wir als 
CDU Deutschland gemeinsam beantwor- 
ten. Es kann nicht angehen, daß im Osten 
Deutschlands die Frage beantwortet 
wird, was eigentlich geleistet werden 
müßte, und im Westen dann festgelegt 
wird, was man zu leisten in der Lage ist. 
Nein, diese Entscheidung müssen wir 
gemeinsam treffen, indem wir uns auf 
eine gemeinsame Tagesordnung unserer 
Politik verständigen. 

Mit dem Gemeinschaftswerk Auf- 
schwung Ost haben wir einen ersten 
Schritt in diese Richtung unternom- 
men, aber es gibt noch immer genü- 
gend Beispiele, die zeigen, daß in 
Deutschland bis in diese Tage hin- 
ein unterschiedliche Maßstäbe in 
der Diskussion gelten, daß wir noch 
keine gemeinsame Tagesordnung 
haben. 

Man vergleiche nur einmal die heftigen 
Diskussionen im Westen über den Sub- 
ventionsabbau im Steinkohlebergbau mit 
der weitgehend stillen Hinnahme des 
Abbaus von Arbeitsplätzen in den östli- 
chen Braunkohlerevieren. 
Im Westen werden erhebliche Mittel auf- 
gewandt, um das sogenannte „patienten- 
freundliche Krankenhaus" zu verwirkli- 

chen, das an jedem Krankenbett Fernseh- 
und Telefonanschluß bietet. Im Osten 
geht man jetzt vielfach erst einmal daran, 
wenigstens ein Waschbecken in jedem 
Krankenzimmer zu installieren. Ist das 
eine gemeinsame Tagesordnung? 
Unterschiedliche Maßstäbe gelten auch 
in der Frage, was den Bürgern zugemutet 
werden kann. Das Beispiel Rheinhausen 
im Ruhrgebiet ist gestern schon angespro- 
chen worden. Ich nenne ein Beispiel aus 
den letzten zwei Wochen im Deutschen 
Bundestag. Dort haben die Sozialdemo- 
kraten eine aktuelle Stunde wegen der 
Schließung eines Betriebes in einer Stadt 
in Westdeutschland beantragt. So 
schmerzhaft das ist, zeigt es doch, daß die 
Sozialdemokraten noch nicht begriffen 
haben, worum es in Deutschland geht, 
denn eigentlich hätte man mindestens 25 
aktuelle Stunden an diesem Tag beantra- 
gen müssen. Das ist westliches Denken; 
das ist keine gemeinsame Tagesordnung. 
Deshalb sollte sich die CDU bemühen, 
wirklich eine gemeinsame Tagesordnung 
der Politik in Deutschland zu schaffen. 

Alle diese Beispiele zeigen: Wir 
müssen noch lernen, daß wir jetzt in 
einem Land leben. Wir müssen 
unsere gesamte Politik daraufhin 
überprüfen, ob sie wirklich gesamt- 
deutschen Anforderungen gerecht 
wird und ob die Prioritäten, die bis- 
her galten, auch künftig noch gel- 
ten können. 

Wir geben in unserem Dresdner Manifest 
eine, wie ich glaube, klare Antwort, die 
weitreichende Konsequenzen hat, die 
sich viele vielleicht noch nicht klarge- 
macht haben: 
Erstens: Die staatlichen Ausgaben müs- 
sen auf die Aufgabe konzentriert werden, 
die neuen Länder aufzubauen. 
Das bedeutet zweitens: Manche Investitio- 
nen im Westen müssen zugunsten vor- 
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dringlicher Investitionen im Osten vertagt 
Werden. 
°araus folgt drittens: Neue soziale Lei- 
tungen müssen jetzt beschränkt bleiben. 
V>r können die sozialpolitischen Diskus- 

Sl°nen, die sich im Westen in den letzten 
40 Jahren entwickelt haben, nicht einfach 
^Weiterführen, als ob nichts passiert sei. 
^ir brauchen hier neue Prioritätenset- 
*ungen. 
^'r beziehen damit Position in einer Dis- 
kussion, die im Westen Deutschlands — 
auch in unserer eigenen Partei — beson- 
^rs schwierig zu führen ist, weil sich die 
Gesellschaft dort sehr stark an herge- 
brachten Maßstäben und Besitzständen 
Rentiert. Aber wir müssen die Kraft fin- 
^en, als Partei zu sagen: Alle staatlichen 
ausgaben gehören jetzt auf den Prüf- 
end. Dann legen wir fest, wo die Priori- 
aten im zusammenwachsenden Deutsch- 
end zu setzen sind. 

Die Größe der Herausforderungen, 
vor denen wir stehen, zwingt uns 
heute dazu, in allen Bereichen der 
Wirtschafts-, Gesellschafts- und 
Sozialpolitik neu festzulegen, was 
notwendig ist und auf was zumin- 
dest vorübergehend verzichtet wer- 
den muß. Wir brauchen einen neuen 
Prioritätenkatalog staatlicher Auf- 
gaben. 

7s geht darum, das Subsidiaritätsprinzip 
nter veränderten Bedingungen zu ver- 
glichen. Was der einzelne oder Grup- 

^.en leisten können, soll der Staat nicht an 
lch ziehen. Wo der Staat neue Aufgaben 
^ übernehmen hat, muß er prüfen, wo 

te Aufgaben weniger vordringlich und 
eshalb Einsparungen möglich sind. 
as wir im Dresdner Manifest über die 

j eUen Prioritäten im Hinblick auf die 
f 

e'stungen des Staates für seine Bürger 
jjjfitiuliert haben, muß im übrigen auch 

r die Finanzbeziehungen der Länder 

untereinander gelten. Die alten Bundes- 
länder — das sage ich angesichts ihres 
Verhaltens vor allem in Richtung der 
SPD-regierten Bundesländer — können 
nicht aus der Verantwortung dafür entlas- 
sen werden, dem Föderalismus in ganz 
Deutschland eine solide Grundlage zu 
geben. Wer den Föderalismus bejaht, wie 
wir alle das tun, der muß auch ein Inter- 
esse daran haben, daß es überall in 
Deutschland starke Länder gibt. Das ist 
der wichtigste Beitrag zum Föderalismus. 
Natürlich gibt es im Westen Deutsch- 
lands — so wie ich es in bezug auf West- 
europa gesagt habe — reichere und 
ärmere Länder. Wir haben in der Vergan- 
genheit versucht, das auszugleichen, aber 
ich muß feststellen: Gegenüber den 
neuen Bundesländern sind alle alten Län- 
der reiche Länder. Deswegen müssen im 
Länderfinanzausgleich neue Prioritäten 
gesetzt werden. 
Wir müssen dem Herrn Lafontaine sagen 
— bei all den Problemen, die er im Saar- 
land angerichtet hat und bei der öffentli- 
chen Armut dort —: Auch das Saarland 
ist ein reiches Land im Vergleich zu den 
neuen Bundesländern. Deswegen fordern 
wir Solidarität ein. 

Wir müssen aber auch prüfen, ob 
die Prioritäten, die wir heute set- 
zen, angesichts künftiger Heraus- 
forderungen richtig gesetzt sind. 
Wir müssen nicht nur den Aufbau 
im Osten bewältigen, sondern auch 
heute bereits in die gemeinsame 
Zukunft Deutschlands investieren. 
Entscheidungen, durch die wir uns 
heute entlasten, dürfen kommende 
Generationen nicht unzumutbar 
belasten. 

Unsere Ausgaben für den Gegenwarts- 
konsum müssen in einem angemessenen 
Verhältnis zu dem stehen, was wir an 
Zukunftsvorsorge treffen. Deswegen geht 
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es z. B. darum, auch im Rahmen der Her- 
beiführung der inneren Einheit Deutsch- 
lands die internationale Wettbewerbsfä- 
higkeit des Industriestandortes Deutsch- 
land in Europa rechtzeitig zu sichern. 
Man kann damit nicht abwarten, bis wir 
den Einigungsprozeß geschafft haben. 

Liebe Freunde, der Sozialismus hat 
nicht nur die Wirtschaft ruiniert 
und die Umwelt verwüstet, sondern 
er hat auch tiefe Wunden in den 
Herzen und Seelen der Menschen 
hinterlassen und eine zutiefst unge- 
rechte Gesellschaft geschaffen. Er 
hinterließ ein Erbe, das die Gegen- 
wart belastet und unsere Zukunft 
überschattet. 

Ich bin zutiefst davon überzeugt, wir wür- 
den bei der Vollendung der deutschen 
Einheit emotional scheitern, wenn wir 
uns nur auf die rasche Steigerung des 
Bruttosozialprodukts konzentrieren wür- 
den. Der Wiederaufbau in den neuen 
Bundesländern hat eben nicht nur eine 
ökonomische, sondern auch eine zutiefst 
moralische Dimension. Und um sie müs- 
sen wir uns stärker als bisher kümmern. 
Wer sich im alten System in besonderer 
Weise angepaßt hat und berufliche und 
politische Führungspositionen erreichen 
konnte, der darf diese Startvorteile, die er 
sich durch Anpassung an die Diktatur 
verschafft hat, nicht schlankweg in die 
Demokratie mit hinübernehmen. 
Wenn wir das zulassen würden, würden 
wir eine ungerechte Gesellschaft fort- 
schreiben. 
Wer sich im alten System nicht angepaßt 
hat, nein gesagt hat und dafür schwere 
Nachteile in Kauf nehmen mußte, der 
braucht jetzt unsere besondere Förde- 
rung, Zuwendung und Unterstützung, 
damit wir eine gerechte Gesellschaft in 
Deutschland schaffen. 

Wenn es um die Besetzung von 
Positionen in der Wirtschaft, in der 
Verwaltung, in der Wissenschaft, i«1 

der Politik geht, dann wird heute 
vor allem nach der Effektivität 
gefragt. Ich muß Ihnen sagen: 
Wenn wir der Fragestellung: „Wer 
kann diese Position im Augenblick 
am effektivsten ausüben?44 die Prio* 
rität geben, dann landen wir entwe- 
der bei dem alten SED-Kader oder 
bei dem Profi aus Westdeutschland 
und das kann doch nicht unsere 
Politik sein! 

Warum sind wir nicht bereit — das ist 
auch meine Frage an diejenigen, die Ent- 
scheidungen über wirtschaftliche Füh- 
rungspositionen zu treffen haben —, 
jemanden zu nehmen, dem man in der 
Vergangenheit aus politischen Gründen 
keine Chance gegeben hat und der viel- 
leicht in den ersten sechs Monaten etwas 
schlechter „funktioniert", etwas weniger 
effektiv ist? Wir sollten ihm die Chance 
geben, die ihm die Diktatur nicht gege- 
ben hat. 
Wir können Biographien in Deutschland 
nicht nachträglich korrigieren. Das Lebe11 

von Millionen von Menschen ist verbo- 
gen worden. Aber wir müssen für mehr 
Gerechtigkeit sorgen. 
Junge Menschen, die sich unter der Dik- 
tatur nicht anpassen wollten, mußten vie'' 
fach einen hohen Preis zahlen, z. B. trotz 
guter Leistung keine Zulassung zum Stü' 
dium aus politischen Gründen. 
Das führte dazu, daß sie die gewünschte11 

Berufe nicht ergreifen konnten und 
heute, wo die Demokratie Chancenge- 
rechtigkeit verwirklichen soll, keine 
Chancen auf Führungspositionen haben, 
weil die Nachteile aus der Diktatur fort- 
geschrieben werden, wenn wir uns nicht 
bemühen. 
Die Schriftstellerin Monika Maron hat 
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Anfang der achtziger Jahre die Gefühle 
s°lcher Menschen beschrieben, und ich 
ei*ipfehle uns sehr — diese Diskussion 
£nter den Menschen hier in den neuen 
Bundesländern ernst zu nehmen. Monika 
^aron hat versucht, die Gefühle der 
^fenschen, die sich verweigert haben und 
a,e bereit waren, beruflich schwere Nach- 
te zu erleiden, so zu beschreiben: 

Sie betrugen mich um mich, um 
meine Eigenschaften. Alles, was ich 
bin, darf ich nicht sein ... Ich soll mir 
abgewöhnen, ich zu sein. 
Ich sage es noch einmal: 

Sie betrugen mich um mich, um 
meine Eigenschaften. Alles, was ich 
bin, darf ich nicht sein. 

Was kann man einem Menschen Schlim- 
meres antun? Es ist noch schlimmer, als 
^ in ein Gefängnis einzusperren, wenn 

J?an ihn um sich selbst betrügt, um seine 
£ntwicklungsmöglichkeiten. Wir müssen 
Ur diese Menschen Sensibilität aufbrin- 

gen. 

^°nika Maron schreibt weiter: 
Ein solcher Mensch geht kaputt, 
eines Tages hat er seine ursprungli- 
che Art vergessen oder er schreit vor 
Schmerz oder stirbt. 

as Schicksal dieser Menschen darf uns 
>cht gleichgültig sein. Ich hoffe, dieser 

. arteitag interessiert sich auch für die 
'«ttge Frau, die nicht Rechtsanwältin wer- 
^ konnte, weil sie aus politischen 

fünden nicht Jura studieren konnte. 
.°n empfehle uns, daß wir uns für den 
K^gen Mann interessieren, der nicht 

etriebsleiter werden konnte, weil er 
'cht bereit war, sich an das System poli- 

l,sch 
!<* 

anzupassen. 
i*} empfehle uns, daß wir uns für die 
» !ssenschaftler an den Hochschulen im 

•Uelbau interessieren, die häufig wis- 
ischaftlich viel qualifizierter waren als 

die Kader, die Hochschullehrer, und daß 
wir nicht so vorgehen, daß wir unter den 
jetzigen Hochschullehrern auch die 
zukünftigen aussuchen. Nein, wir müssen 
denen aus dem Mittelbau eine Chance 
geben, die sie in der Vergangenheit nicht 
hatten. 

Es gibt keine Heilung ohne tiefe 
Einschnitte, und wenn ich mir man- 
che Hochschulen anschaue, dann 
möchte ich davor warnen, daß es zu 
einer unheilvollen Mischung von 
marxistischer Parteilichkeit und 
westdeutscher Mittelmäßigkeit 
kommt. Das kann nicht die 
Zukunft sein. 

Haben wir eigentlich das Recht zuzulas- 
sen, daß wieder eine Generation von Stu- 
denten, wieder eine junge Generation 
durch solche Hochschullehrer um ihre 
Zukunft betrogen wird? Ich glaube, nein. 
Wir müssen Gerechtigkeit schaffen für 
die Opfer des Systems, deren Biographie 
durch die Diktatur verbogen worden ist. 
Nehmen Sie einen 45jährigen Mann — 
oder eine Frau —, der aus politischen 
Gründen die Schule nicht beenden 
konnte, der nicht studieren konnte! 
Haben wir das Recht, ihm jetzt zu sagen: 
Volkswirtschaftlich macht es keinen Sinn 
mehr, dir jetzt noch ein Hochschulstu- 
dium anzubieten? Haben wir nicht die 
Pflicht, ihm zum Beispiel durch ein Fern- 
studium ein Angebot zu machen, bei dem 
er diesen Lebenstraum nachholen kann 
und seine Familie trotzdem weiter abgesi- 
chert ist? 
Wer kümmert sich eigentlich um die 
Menschen, die um sich selbst betrogen 
worden sind? Das sind Schicksale, die 
nicht ganz so spektakulär sind wie die 
Schicksale derjenigen, die aus politischen 
Gründen ins Gefängnis gesteckt wurden. 
Aber wenn ich mir anschaue, wie in 
Deutschland die Aufmerksamkeit verteilt 
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wird, was Opfer und Täter angeht, dann 
muß ich Ihnen sagen: Es ist ein Skandal, 
wie viele Fernsehminuten auf die Täter 
Honecker, Schalck-Golodkowski und 
Markus Wolf verwendet werden. 

Manchmal habe ich den Eindruck, 
die Deutschen seien in makabrer 
Weise von den Tätern fasziniert. 
Wo bleibt unser Interesse an den 
Opfern? Wo bleiben die Fernseh- 
sendungen über die Männer und 
Frauen, die in Bautzen saßen? 

Ich möchte einfach auch einmal ein halb- 
stündiges Interview mit einem ganz nor- 
malen Bürger sehen, der um sich selbst 
betrogen wurde, der einmal schildert, wie 
es ist, wenn man die Fähigkeit hat, zum 
Beispiel Rechtsanwalt zu werden, und es 
aus politischen Gründen nicht werden 
konnte, oder wenn man'die Fähigkeit 
gehabt hätte, Hochschullehrer zu werden 
oder eine Führungsposition in der Wirt- 
schaft einzunehmen. Warum gibt es nicht 
Interviews mit ganz normalen Menschen, 
die um ihre Biographie betrogen worden 
sind? 
Die Deutschen interessieren sich schon 
für Opfer, aber vor allem für ferne Opfer, 
wie es scheint, für Opfer auf fernen Kon- 
tinenten, in Nicaragua und anderswo. 
Wann interessieren wir uns endlich für 
die vielen Opfer in unserem eigenen 
Lande? 
Liebe Freunde! Wer das Unrecht der Ver- 
gangenheit aufarbeiten und für eine 
gerechte Gesellschaft arbeiten will, der 
muß im eigenen Bereich mit gutem Bei- 
spiel vorangehen. Die Ungerechtigkeit in 
der Gesellschaft kann nur eine Partei 
ansprechen, die an sich selbst die glei- 
chen Maßstäbe der Erneuerung und der 
Chancengerechtigkeit anlegt. Ich glaube, 
wir haben das im Dresdner Manifest in 
fairer Weise versucht, in dem nicht sche- 
matisiert wird, sondern an die persönli- 
che Verantwortung appelliert wird: Kann 

ich Vertrauen erringen, kann ich Glaub- 
würdigkeit erringen? 
Ich bin den Kollegen in Thüringen in der 
Reformkommission dafür dankbar — das 
hat ja Minister Zeh gestern angesprochen 
—, wirklich faire Fragen formuliert zu 
haben, die auch zeigen, daß das kein 
West-Ost-Konflikt und kein überflüssig^ 
Streit ist, sondern eine ernsthafte und 
schwierige Diskussion, die die Partei stäf' 
ken wird. 
Liebe Freunde! Millionen von Deutsche11 

in der ehemaligen DDR haben die CDU 
Deutschlands gewählt, und Millionen, 
die nicht Mitglieder irgendeiner Partei 
waren oder sind, erwarten von uns, daß 
der Wohlstand in Deutschland gleichm^' 
ßig verteilt wird. Aber ich sage ihnen: Sie 

erwarten von uns auch, daß wir die Parte' 
der Gerechtigkeit sind und daß wir für 
Chancengerechtigkeit im wiedervereinig' 
ten Deutschland sorgen. Deswegen müs' 
sen wir uns dieser Aufgabe mit großer 
Leidenschaft zuwenden. 

Wenn die CDU bei der Vollendung 
der inneren Einheit Erfolg haben 
will, dann darf 1994 nicht nur das 
Bruttosozialprodukt stimmen, son' 
dern es muß auch die Gerechtigke" 
in der Gesellschaft stimmen. Wen" 
wir das beachten, werden wir Aus- 
söhnung und inneren Frieden in de* 
Gesellschaft erreichen, und das 
wird ein Deutschland sein, das sieb 
den großen Herausforderungen 
gewachsen zeigt. 

Zeigen wir durch die Art und Weise der 
Diskussion über das Dresdner Manifest 
daß wir eine wirklich spannende Parte' 
sind — das sagt sich so leicht —, die sicP 

auch schwierigsten Diskussionen stellt- 
Dann werden wir auch eine erfolgreich^ 
Partei in Deutschland sein. Ich darf rruc 

sehr herzlich bei Ihnen bedanken. 
(Anhaltender Beifall) i 
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Reinhard Göhner: 

Wir müssen auf die drängenden 
Zukunftsfragen Antworten finden 
Warum, meine Freunde, diskutieren 
wir jetzt über ein neues Grundsatzpro- 
gramm? Natürlich deshalb, weil die 
deutsche Einheit vieles verändert hat 
Und weil damit auch wesentliche 
Bestandteile unseres bisherigen 
Grundsatzprogramms erfüllt sind. 
Aber machen wir uns nichts vor: Diese 
Grundsatzdiskussion ist fällig, ja 
überfällig. Sie wäre auch notwendig, 
Wenn es keine Wiedervereinigung gege- 
ben hätte. 

Deutschland, Europa, die Welt haben 
sich in den letzten Jahren grundlegend 
verändert. Wir selbst haben uns in unse- 
rem Denken, in unserem Empfinden so 
nachhaltig verändert, daß sich die Union 
ihres Standortes und ihrer Ziele neu ver- 
sichern muß. 
Wir befinden uns in einer Phase des poli- 
tischen und geistigen Umbruchs. Das 
sozialistische Menschenbild ist total 
gescheitert, und linke Ideologie insge- 
samt befindet sich deshalb in einer tiefen 
Krise. Das ist eine große Chance für 
christdemokratische Politik, für uns als 
Volkspartei, unsere Vision einer besseren 
Welt in dieser defizitären Situation zu 
formulieren. 
Wir dürfen dabei nicht in einen selbstge- 
fälligen Habitus als Regierungspartei ver- 
fallen. Die CDU hat die staatliche Ein- 
heit zweifellos meisterhaft vollzogen. 
Aber bei allem Stolz, meine Freunde: Die 
Bewährung für unsere Partei kommt erst 
noch. Sie wird darin bestehen, daß wir 
auf die drängenden Zukunftsfragen Ant- 
worten finden müssen. 

Diese Aufgabe dürfen wir nicht 
durch Tagesgeschäft verdrängen 
lassen. Wir können das auch nicht 
einfach der Parteispitze zuschieben. 
Die programmatischen Wegmarken 
auf dem Weg zur Zukunft zu ent- 
wickeln, ist Aufgabe der gesamten 
Partei. 

Wissen wir denn selbst, wissen vor allem 
die Bürger, wo die CDU nach neun Jah- 
ren Regierungszeit inhaltlich steht? Weiß 
der Bürger, wissen wir, wo die CDU in 
neun Jahren, also im Jahre 2000 stehen 
will? Wir sind keine Wahrsager der 
Zukunft, aber wir müssen sagen, für wel- 
che Zukunft wir als Christdemokraten 
streiten wollen. 
Die innere Einheit leben: Die sozialisti- 
sche Unterdrückung und die Jahre der 

Aus dem Zwischenbericht 
des Vorsitzenden 

der Grundsatzprogramm- 
kommission der CDU 

Trennung wirken trotz friedlicher Revolu- 
tion und trotz Selbstbefreiung von der 
SED-Herrschaft untergründig fort. Der 
Anpassungsprozeß an eine offene Gesell- 
schaft mit ihren vielfältigen Angeboten, 
aber auch Risiken, das Eingliedern in ein 
dynamisches, mitunter sehr hartes Wirt- 
schaftssystem und eine Individualisie- 
rung der Lebensbezüge — das alles stellt 
viele Menschen vor bislang nicht 
gekannte Orientierungsaufgaben. 
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Wenn wir uns zu dieser vordringlichen 
Aufgabe der Vollendung der inneren Ein- 
heit Deutschlands bekennen, dann dür- 
fen wir dabei nicht vergessen: Wir kön- 
nen die politische, die soziale und wirt- 
schaftliche Integration nicht wie Archi- 
tekten am Reißbrett konstruieren. Wir 
müssen vielmehr die Wünsche, aber auch 
die Ängste, die Sorgen, die Erfahrungen, 
die besonderen Sichtweisen der Men- 
schen aus den neuen Ländern aufneh- 
men. Gerade dazu dient diese Grundsatz- 
diskussion in einem erheblichen Umfang. 
Deutschland hat sich verändert. Wir müs- 
sen uns heute fragen: Was bedeutet z.B. 
die Tatsache, daß im vereinten Deutsch- 
land mittlerweile ein Viertel der Bevölke- 
rung konfessionslos ist? Was bedeutet 
das für eine christdemokratische Partei? 
Welche Konsequenzen haben die hohen 
Scheidungsraten — jede dritte Ehe in 
Deutschland wird geschieden — für den 
Zusammenhalt unserer Gesellschaft, für 
die Entwicklung unserer Kinder? Auf 
welchen Konsens können wir uns noch 
berufen, wenn über die Grundwerte die- 
ser Gesellschaft gesprochen wird? 

Unsere Gesellschaft scheint von 
einem sehr gegenläufigen Trend 
bestimmt zu sein. Viele Menschen 
leiden unter Anonymität, Distanz, 
menschlicher Beziehungslosigkeit 
insbesondere in den Großstädten. 
Sie suchen nach Nähe, Kontakt, 
nach festen sozialen Bindungen. 

Aber andererseits stehlen sich viele allzu- 
oft fort, wo es konkret wird, wo ihre Ver- 
antwortung für das Ganze gefordert ist. 
Nicht wenige entziehen sich der eigenen 
Pflicht zur Sorge und Vorsorge, der Ver- 
antwortung z.B. für die Angehörigen und 
auch für sich selbst. 
Wir sind auf dem besten Wege, die Soli- 
dargemeinschaft zu überfrachten und 
letztlich aufzukündigen, wenn wir uns 

nicht wieder auf den ursprünglichen 
Kern von Solidarität besinnen. Solidarität 
heißt: Die Gemeinschaft sichert jene 
Risiken und Lasten, die der einzelne 
nicht allein tragen kann. Aber erreichen 
unsere Sozialleistungen tatsächlich noch 
diejenigen, die darauf angewiesen sind? 
Oder sichern wir nicht mittlerweile, was 
viele in Eigen Vorsorge leisten können? 

Es gibt andererseits aber auch neue Risi- 
ken, die der einzelne nicht tragen kann, 
die ihn existenziell treffen und die wir 
deshalb solidarisch absichern wollen, das 
Pflegerisiko zum Beispiel. Die Lösung 
darf aber nicht weiterhin darin bestehen, 
daß trotz steigenden Wohlstandes und 
gewachsener Leistungsfähigkeit des ein- 
zelnen die Sozialausgaben weitaus stärker 
steigen als das Bruttosozialprodukt. 
Diese Schere müssen wir wieder schlie- 
ßen, meine Freunde. 

Wenn wir nicht wollen, daß diese 
Schere zwischen Ansprüchen und 
Leistungen weiter auseinander- 
klafft, wenn wir nicht wollen, daß 
wir eine Gesellschaft von Einzel- 
kämpfern und Egoisten werden, 
dann müssen wir in der Sozialpoli- 
tik die Prioritäten neu bestimmen. 

Das gilt auch für die Zukunft der Indu- 
striegesellschaft und unsere ökologische 
Verantwortung. Viele Menschen spüren 
ein Unbehagen, wenn sie die Kehrseite 
der Industriegesellschaft betrachten. 
Unser Wohlstand hat zwei Gesichter: 
soziale Sicherheit, Vielfalt des Konsums, 
materielle Absicherung von Freiheitswün- 
schen auf der einen Seite, Ressourcenver- 
schwendung, Verkehrsprobleme, Müll, 
Umweltschäden auf der anderen Seite. 
Hinzu kommt ein sicherlich nicht unbe- 
gründetes schlechtes Gewissen gegenüber 
den unterentwickelten Ländern der Erde; 
denn wenn die reichen Länder die 
Märkte nicht öffnen und wenn wir sub- 
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ventionierte Exportkonkurrenzen nicht 
unterlassen, dann werden wir die Wohl- 
standsbarrieren zwischen den Armen und 
Reichen dieser Welt nicht überwinden 
können. 
Wir wissen, und die Menschen spüren es: 
Wachstum kann nicht ins Unendliche 
gehen. Technischer Fortschritt bedeutet 
nicht immer Verbesserung, und moderne 
Technik hat auch Schattenseiten. Auf- 
gabe der Politik ist es daher, auch die 
Grenzen aufzuzeigen. Ich nenne als Bei- 
spiele nur Genforschung, Großtechnolo- 
gie, ethische Fragen der Medizin. 

Gerade für uns Christdemokraten 
stellen sich die Fragen nach den 
Grenzen dessen, was der Mensch 
darf, um so schärfer, je mehr der 
Mensch kann. 

Lassen Sie uns deshalb unsere Kreativität 
und die Durchsetzungskraft der Union 
auf die Frage lenken, wie wir die Soziale 
Marktwirtschaft ökologisch fortentwik- 
keln können. Wir sind dabei, aber da sind 
erhebliche zusätzliche Anstrengungen 
erforderlich, vor allem im Blick auf die 
internationalen Zusammenhänge und im 
Blick auf die Länder der Dritten Welt. 

Das Ende der Nachkriegsordnung ermög- 
licht und fordert von uns ein neues Ver- 
ständnis von Außen- und Sicherheitspoli- 
tik. Wir müssen einen völlig neuen 
Sicherheitsbegriff entwickeln, denn an 
Stelle der alten militärischen Bedrohun- 
gen des Ost-West-Konflikts sind neue 
Risiken und andere Unwägbarkeiten ent- 
standen, neue, nicht kalkulierbare auch 
militärische Fragen, vor allem aber ganz 
andere Sicherheitsprobleme. 

Unsere Sicherheit heute hängt davon ab, 
wie ethnische, religiöse und vor allem 
nationale Konflikte gelöst werden. 
Unsere Sicherheit hängt davon ab, ob es 
uns gelingt, einen Beitrag zur Stabilisie- 
rung der neuen Demokratien in Mittel- 

und Osteuropa zu leisten — unkalkulier- 
bare Risiken für die Sicherheit, falls uns 
das mißlingt. 

Unsere Sicherheit hängt davon ab, 
ob wir Armut und Hunger in der 
Welt wirksam bekämpfen, indem 
wir uns für eine weltweite Kultur 
der Solidarität einsetzen: Entwick- 
lungszusammenarbeit als Bestand- 
teil von Sicherheitspolitik. 

Unsere Sicherheit hängt heute davon ab, 
ob wir die globalen Umweltzerstörungen 
stoppen können und wie auf der Welt 
Ressourcenkonkurrenzen ausgetragen 
werden: Umweltaußenpolitik als 
Bestandteil unseres neuen Verständnisses 
von Außenpolitik. 
Wir sagen im Dresdner Manifest, die 
Welt wächst zusammen. Deutschland 
wird auch von den Entwicklungen in fer- 
nen Regionen nicht unberührt bleiben. 
Deswegen, meine Freunde, wäre die 
gewachsene Verantwortung Deutschlands 
in der Welt auch viel zu kurz gegriffen, 
wenn wir eine „out of area"-Diskussion 
auf militärische Fragen konzentrieren 
würden. 
Das führt uns vielmehr zur globalen Ver- 
antwortung unserer Politik. Konflikte, 
Gewalt, Bürgerkriege, Armut, globale 
Umweltzerstörung berühren uns direkt, 
und zwar nicht nur, weil wir die Folgen 
von Not und Unterdrückung in Form von 
Flüchtlingswellen unmittelbar zu spüren 
bekommen. Vielmehr müssen uns diese 
Probleme betroffen machen, weil wir 
gerade als Christen berührt sind. In einer 
einheitlichen Welt kann es kein Refu- 
gium der Glückseligkeit geben. 

Christliche Werte sind unteilbar. Sie gel- 
ten für alle Menschen dieses Planeten. 
Nur diese Unteilbarkeit unserer Grund- 
werte, die weltweite Achtung der Men- 
schenrechte, eine global ausgerichtete 
Umweltpolitik, die internationale Solida- 
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rität ermöglichen letztlich die Entwick- 
lungs- und Überlebenschancen für alle 
Menschen auf dieser Erde. 

Dies, meine Freunde, ist die zen- 
trale Herausforderung christlich- 
demokratischer Politik weit über 
unser Land hinaus, eben eine glo- 
bale Aufgabe am Ausgang des 20. 
Jahrhunderts. 

Wenn wir diese neuen Problemdimensio- 
nen erkennen und die damit verbundenen 
Herausforderungen ernst nehmen, dann 
kann deutsche Politik nicht lediglich im 
Fortschreiben scheinbar bewährter Poli- 
tikmuster bestehen; Volker Rühe hat das 
heute morgen sehr deutlich unterstrichen. 
Es wird darauf ankommen, daß wir uns 
mit der gebotenen Aufrichtigkeit diesen 
neuen, von uns zum Teil noch nicht 
erkannten oder sogar verdrängten Tatsa- 
chen stellen. 
Dazu müssen wir das in unserer Partei 
doch vorhandene Potential an Erfahrun- 
gen und Intellektualität ausschöpfen, die 
Sensibilität auch uns entfern stehender 
kritischer Geister nutzen, denn gerade 
weil die Probleme dringlich sind, gilt es 
alle Stimmen zu hören, auch und gerade 
diejenigen, die unbequeme Kritiker sind. 

Wir können uns dabei auf eine 
Wertebasis stützen, die letztlich 
den Umbruch in Europa bewirkt 
hat, auf eine Wertebasis, die den 
Aufbruch in die Zukunft bestimmen 
kann, auf das christliche Bild vom 
Menschen und die Grundwerte der 
abendländischen freien und sozialen 
Gesellschaft. Letztlich ist es das 
christliche Bild vom Menschen, das 
diesen Umbruch in Europa ermög- 
licht hat. 

Auch deshalb kann das C für uns nicht 
zur Disposition stehen. Wir sind schließ- 
lich keine Anpassungsartisten, die nach 

windschnittigen Marketingmodellen der 
zunehmenden Säkularisierung nachlau- 
fen. Aber wir sind andererseits auch 
keine missionarischen Eiferer. Das C 
bleibt für uns vielmehr, wie Paul Mikat 
das vor einigen Tagen auf einer Veran- 
staltung der Grundsatzkommission for- 
muliert hat, eine Last und ein Maßstab 
zugleich, an dem wir uns messen und 
messen lassen müssen. Das ist unsere 
ethische Grundlage für das politische 
Handeln von Christen und NichtChristen 
in unserer Partei, in unserer Gesellschaft. 
Von diesem Maßstab her wollen wir ver- 
suchen, die Welt von morgen zu gestal- 
ten. Drei Dinge — nur drei Dinge — 
müssen wir beachten, wenn wir ein ehrli- 
ches Programm für die Zukunft schreiben 
wollen: 

Erstens: Wir müssen die innen- und 
weltpolitische Herausforderung scho- 
nungslos, tabufrei analysieren. Das heißt, 
die Partei muß für die gesellschaftlichen 
Umbrüche und die ökologischen Pro- 
bleme wahrnehmungsfähiger werden. 

Zweitens: Wir müssen in der Partei 
mit unserer politischen Führung und 
umgekehrt dialogfähiger werden und 
nach außen hin offener, vor allem für 
Jugendliche und Frauen. 

Drittens: Wir müssen den Bürgern zei- 
gen, daß wir im Hinblick auf politische 
Fehlentwicklungen und auf Fehlentschei- 
dungen lernfähig sind, und wir müssen 
ihnen offen sagen, was in den nächsten 
Jahrzehnten auf sie zukommen wird, 
soweit wir es denn wissen. 
Nicht mehr, aber möglichst auch nicht 
weniger sollte das neue Programm lei- 
sten. Ob es gelingen wird, meine Damen 
und Herren, hängt von Ihnen allen ab, 
denn die Grundsatzdiskussion wird nur 
erfolgreich sein, wenn Sie alle sich daran 
beteiligen. Dazu möchte ich Sie herzlich 
einladen. • 
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Helmut Kohl: Wenn wir gemeinsam 
zupacken, dann werden wir's schaffen 
Meine sehr verehrten Damen und Her- 
ren! Meine lieben Freunde! Ich darf 
"ach der Tradition unserer Parteitage 
*um Schluß noch einige kurze Bemer- 
kungen machen. Ich darf auch von mir 
*us zunächst ein Wort des Dankes 
sagen. Der Parteitagspräsident, unser 
freund Bernd Neumann, hat den vie- 
len Mitarbeitern gedankt. Ich möchte 
•Jas ganz bewußt auf alle Bürger dieser 
Stadt erweitern. 
Wo gibt es eine Stadt in Deutschland, in 
der die Erinnerung an den Krieg und die 
schrecklichen Leiden der Menschen so 
kbendig ist wie hier in Dresden! 
^ber hier ist auch die Erinnerung leben- 
dig an das Wiedererstarken der demokra- 
tisch-freiheitlichen Idee. Wenn in irgend- 
wer Stadt in Deutschland der Ruf: nie 
Nieder Diktatur, nie wieder Krieg! seinen 
^latz hat, dann hier in Dresden. Und wir 
s>nd dankbar auch für diese Erfahrung, 
die wir aus dieser Stadt mit nach Hause 
Nehmen können. 
Meine Damen und Herren, ein Weiteres 
kann man hier erfahren. Wenn man die 
°aukräne sieht, die Umbauarbeiten: 
^iese Stadt ist im vollen Umbruch wie 
die neuen Bundesländer insgesamt. Hier 
*eigt sich, was noch alles zu tun ist. Hier 
sieht man etwas von den Spuren und von 
den Narben der Geschichte auch der letz- 
en 40 Jahre. Hier spürt man auch die 
borgen der Menschen etwa um Arbeits- 
Matz und Zukunft. 

Aber man verspürt ebenso jenes 
andere, was ja glücklicherweise in 
den Umfragen, auch in den neuen 
Bundesländern, zum Jahresende 
deutlich wird: Den klaren Optimis- 

mus und die Überzeugung der gro- 
ßen Mehrheit: Wir werden auch im 
nächsten Jahr ein gutes Jahr 
haben; es geht weiter aufwärts. 
Wenn wir gemeinsam zupacken, 
dann werden wir's schaffen! 

Dieser Parteitag der CDU in Dresden 
war, wenn Sie zurückblicken auf die Serie 
der Bundesparteitage in den alten Bun- 
desländern und auch den Vergleich zum 
ersten gesamtdeutschen Parteitag in 
Hamburg ziehen, anders — und das woll- 

Aus dem Schlußwort 
des Vorsitzenden 

der CDU Deutschlands 

ten wir ja auch so. Wir wollten hier, 
außerhalb von Wahlzeiten, Standortbe- 
stimmung vornehmen, auch ein Stück 
Selbstbesinnung. 

Wir haben die Chance genutzt, vor allem 
in den Foren, mit Gästen zu sprechen, 
mit solchen, die nicht selbstverständlich 
bei uns ihre politische Heimat haben. 
Und so ist dieser Parteitag auch ein offe- 
ner Parteitag geworden. Es ist diskutiert 
worden, es sind Fragen gestellt worden, 
und es ist auch über die Notwendigkeit 
diskutiert und gesprochen worden, Priori- 
täten neu zu überdenken und damit 
Signale für die Zukunft zu geben. 

Zukunft, liebe Freunde, das heißt für uns, 
als eine der großen Volksparteien — wir 
sind nicht allein; auch die anderen sind 
gefordert —, als eine der großen Volks- 
parteien in Deutschland unseren Beitrag 
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zur inneren Einheit unseres Volkes zu lei- 
sten und uns nicht damit zu begnügen — 
denn das wäre ein Versagen vor der 
Geschichte —, daß wir uns „nur" um die 
ökonomisch-sozialen Fragen kümmern — 
wobei diese auch entscheidend sind, 
gerade für den einzelnen und sein priva- 
tes Glück. 

Aber die Zukunft unseres Landes 
hängt ebenso davon ab, ob wir nach 
über 40 Jahren der Trennung inner- 
lich zueinander finden, ob wir 
Geduld miteinander haben, ob wir 
auch einander zuhören. 

Wer wie ich Gelegenheit hatte, im wichti- 
gen Forum über die Vergangenheit die 
Gespräche zu erleben, wie die persönli- 
che Betroffenheit aus den einzelnen her- 
ausbrach, der wird mir vielleicht zustim- 
men, wenn ich sage: Dies ist — so glaube 
ich — der richtige Umgang mit 
Geschichte, so kommen wir zum Mitein- 
ander: indem wir fair miteinander reden, 
fähig sind zusammenzurücken, Freund- 
schaft und Kameradschaft zu finden. 
Diese innere Einheit unserer Partei ist 
dann auch ein Beitrag zur inneren Ein- 
heit der Deutschen. 
Wir nehmen für uns nicht in Anspruch, 
daß wir dabei besser sind als andere. Ich 
finde es nur eigentümlich, daß andere so 
tun, als hätten sie dieses Problem nicht; 
denn das zeigt ja nur, daß sie die 
geschichtliche Aufgabe eigentlich nicht 
begriffen haben. 

Wir haben aber als die Partei, die 
sich stets und zu jedem Zeitpunkt 
der letzten Jahrzehnte zur deut- 
schen Einheit bekannt hat, hier 
auch eine besondere Verpflichtung, 
ein Beispiel zu geben. 

Wir haben gesagt — und ich will es wie- 
derholen —: Es gibt im Umgang mit der 
Zeit der SED-Diktatur vor allem zwei 

Prinzipien, die wichtig sind, nämlich das 
Prinzip der Wahrhaftigkeit — Verdrän- 
gen nützt niemandem —, aber auch das 
Prinzip des fairen Umgangs miteinander, 
des Sich-Hütens vor pauschalen Urteilen 
und vor Vorverurteilungen. 

Dies — Wahrhaftigkeit und Fair- 
neß — müssen unsere Einstellung 
sein. Zum Miteinander finden wir 
nur, wenn wir uns diesen Prinzipien 
entsprechend verhalten. 

Das Dresdner Manifest, das wir verab- 
schiedet haben, legt politische Prioritäten 
fest für die Zeit, die vor uns liegt, defi- 
niert Aufgaben, die jetzt vorrangig gelöst 
werden müssen. 
Wir haben den Zwischenbericht unseres 
Freundes Göhner über die Diskussion 
zum Grundsatzprogramm gehört. Ich 
darf Sie noch einmal herzlich bitten, in 
ihre Landes-, Bezirks-, Kreis- und Orts- 
verbände diese Botschaft weiterzutragen: 

daß wir das ganze Jahr 1993 nutzen wol- 
len zu einer sehr grundsätzlichen Diskus- 
sion unseres Standorts, damit wir uns 
dann — vermutlich im Februar 1994 — 
die Zeit nehmen und die Chance wahr- 
nehmen, das neue Grundsatzprogramm 
auf einem Programmparteitag zu behan- 
deln und gemeinsam zu beschließen. 

Dies ist wichtig für die CDU in 
Deutschland, dies ist auch ein wich' 
tiger Beitrag der deutschen CDU»° 
der Familie der internationalen 
Christlichen Demokraten. Das gilf 

für die Weltgemeinschaft genauso 
wie für die Europäische Volkspar- 
tei, die Christdemokraten in 
Europa. 

Ich habe es in meinem Eingangsreferat 
gesagt, und viele haben es aufgenommen' 
auch in der Diskussion auf den Foren: 
Es ist wichtig, daß wir dieses geistige 
Vakuum nach dem Zusammenbruch der 
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kommunistisch-sozialistischen Ideologie 
n,cht nur registrieren, sondern daß wir 
u°seren Beitrag zur Orientierung zu lei- 
ten versuchen — einen Beitrag, der nicht 
8anz einfach ist angesichts der vielen 
Gehenden. Denn es war eine in vielerlei 
Einsicht komfortable Ideologie. Man 
konnte sich darin gleichsam einrichten, 
uod die, die es vermochten, haben auch 
ejne Weile daran geglaubt. Es war relativ 
einfach, Antworten zu geben, 
^ofür ich dankbar bin — das war gestern 
a°end, beim Sachsen-Abend, spürbar 
und bei vielen anderen Gelegenheiten —, 
lst die Begegnung mit alten und neuen 
freunden. Ich habe es oft in Diskussio- 
nen gesagt, weil es mein eigenes Leben 
sehr geprägt hat: Eine politische Partei ist 
n»cht eine Organisation, in die man ein- 
geh eintritt in der Annahme, das sei ein 
feiner Interessenverband. Das sind wir 
überhaupt nicht! Diese Partei muß immer 
auch unsere politische Heimat sein, in 
Buten und in schlechten Tagen. Dazu 
gehört das Gefühl „Wir haben es 
Bepackt!" nach einer guten Wahl und das 
Gefühl der Erbitterung und Ernüchte- 
^ng, wenn man eine Wahl verloren hat. 
^an muß miteinander feiern und mitein- 
ander leiden können in einer solchen Par- 
te>, dann ist sie Gemeinschaft! 

Liebe Freunde, für dieses Gemein- 
schaftsgefühl bedeutete Dresden 
eine weitere Chance, auch weil wir 
räumlich vielleicht enger beieinan- 
der saßen und viel miteinander spre- 
chen konnten, und dafür sind wir 
dankbar. 

^ir haben Grund zum Selbstbewußtsein. 
Wir haben vieles leisten können im 
dienst an unserem Land. Und gerade in 
d>esen Tagen haben wir einen wegweisen- 
den Beitrag geleistet zur Vereinigung 
^Uropas. Heimat, Vaterland und Europa, 
dieser Zusammenhang ist jetzt viel stär- 

ker, als wir früher in unseren Träumen zu 
hoffen wagten. 
Wir haben Grund zum Stolz auf das 
Geleistete, aber wir haben überhaupt kei- 
nen Grund zu Arroganz oder Überheb- 
lichkeit. Die Pflicht, in die wir gestellt 
sind, läßt es zu, daß wir mit Selbstver- 
trauen auf diese Leistungen blicken, ver- 
langt von uns aber auch die Erkenntnis, 
daß noch viel zu tun ist, daß noch viel 
harte Arbeit zu leisten ist. — „Hart", das 
möchte ich eigentlich zurücknehmen, 
denn in Zeiten wie diesen etwas erreichen 
zu können, ist auch ein Glück, auch wenn 
die Anstrengungen manchmal bis an die 
Grenzen des Menschenmöglichen gehen. 
Es ist ein Glück, etwas bewegen zu kön- 
nen. Für mich ist es ein Glück, heute 
sagen zu können, daß die Kroaten nicht 
alleingelassen werden. 
Liebe Freunde, dieser Parteitag fand zu 
einem ungewöhnlichen Zeitpunkt statt, 
im Advent, wenige Tage vor Weihnach- 
ten. Das hat vielleicht auch unsere Mög- 
lichkeit zur Besinnung jenseits der Hektik 
des Alltags erhöht. Ich nehme gerne die 
Gelegenheit wahr, verbunden mit mei- 
nem Dank für Ihre Hilfe und Unterstüt- 
zung im abgelaufenen Jahr, Ihnen allen 
zuzurufen: Ihnen und Ihren Familien ein 
gesegnetes Weihnachtsfest und ein glück- 
liches und erfolgreiches Jahr 1992, aus 
der Sicht der CDU vor allem in Baden- 
Württemberg und in Schleswig-Holstein. 

Nun wollen wir mit der Gewißheit 
nach Hause zurückkehren, daß 
noch viel zu tun ist, daß wir aber die 
Kraft und, so denke ich, auch den 
Mut dafür haben und daß das Werk 
gelingen kann. 

Wir schließen diesen Parteitag in Dres- 
den mit dem Lied der Deutschen: Einig- 
keit und Recht und Freiheit. 

Die Anwesenden erheben sich und 
singen die Nationalhymne. • 
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